NIEDERSCHRIFT UBER DIE OFFENTLICHE
SITZUNG DES MARKTGEMEINDERATES

Sitzungsdatum: Mittwoch, 26.07.2023, Beginn: 18:35 Uhr, Ende 20:00 Uhr
Ort: im Sitzungssaal des Rathauses
Anwesend:

Vorsitzender

Herr Frank Zellner

Marktgemeinderate

Herr Thomas Bader sen.
Herr Matthias Bichlmayr
Herr Michele D"Amico
Frau Annette Daiber
Frau Ursula Einberger
Herr Jirgen Forstner
Herr Robert Halbritter
Herr Anton Hock

Herr Georg Hutter jun.
Herr Rudi Mach

Herr Simon Mooslechner
Frau Katrin Neumayr
Herr Robert Pickert

Herr Christian Quecke
Herr Matthias Reichhart
Herr Stefan Riel3enberger
Frau Sandra RoRle

Herr Bernd Schewe

Herr Walter Wurzinger

Personal

Herr Erich Gehrmann
Herr Ludwig Hanakam
Frau Heike Hill

Herr Michael Liedl
Frau Birgit Thaller

weitere Anwesende:

Presse: Herr Jepsen/WM-Tagblatt
Besucher: 7 Burger
Gaste/Fachleute: Frau Theiner
Abwesend:

Marktgemeinderate

Herr Maximilian Maar
Frau Patricia Punzet
Herr Dr. Philipp Schwarz



Frau Manuela Vanni
Frau Cornelia Wutz
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3.1

3.2

3.3

10

TAGESORDNUNG

Offentlich
Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 05.07.2023 (0.T.)

Bekanntgabe von Beschlissen aus der nichtéffentlichen Plenarsitzung vom
05.07.2023

Vom Bau-, Planungs-, Verkehrs- und Umweltausschuss vorbehandelte
Gegenstande

Vollzug des BauGB; Antrag auf Anderung des Bebauungsplanes "Rigistrale",
Nachverdichtung im Bereich der AuerbergstralRe

Vollzug des BauGB; Antrag auf Anpassung des Bebauungsplanes "AuRere
Ludwigstral3e/Alter Bahnhof" im Bereich der Ludwigstraf3e Hs. Nr. 61

Vollzug des BauGB; Antrag auf Aufstellung eines Bebauungsplanes fir ein
Teilgebiet "Obere Au" im Bereich der Bavariastral3e; Anderung des
Aufstellungsbeschlusses "Obere Au II"

Vollzug des BauGB; Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan fiir eine
"Agri-Photovoltaikanlage im Gebiet Strallen”; Fruhzeitige Beteiligung der
Offentlichkeit und TOB; Abwégung der eingegangenen Stellungnahmen

Vollzug des BauGB; Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan fiir eine
"Agri-Photovoltaikanlage im Gebiet RoBlaich”; Fruhzeitige Beteiligung der
Offentlichkeit und TOB; Abwégung der eingegangenen Stellungnahmen

Vollzug des BauGB; Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan fiir eine
"Agri-Photovoltaikanlage im Gebiet Fendt"; Frihzeitige Beteiligung der
Offentlichkeit und TOB; Abwéagung der eingegangenen Stellungnahmen

Vollzug des BauGB; Aufstellungsbeschluss zur 6. Anglerung des )
Flachennutzungsplanes; Frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit und TOB;
Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen

Vollzug des BauGB; Bebauung an der Scheithaufstralie;
Einbeziehungssatzung, Billigung der Entwurfsplanung

Antrag MGR Wurzinger vom 05.07.23 bzgl Landkreis- Finanzen
Kenntnisgaben
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Erster Blrgermeister Frank Zellner erdffnet um 18:35 Uhr die offentliche Sitzung des
Marktgemeinderates, begruf3t alle Anwesenden und stellt die ordnungsgemal3e Ladung und
Beschlussfahigkeit des Marktgemeinderates fest.

Gegen die Tagesordnung werden keine Einwendungen erhoben.

Offentlich

1 Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 05.07.2023 (6.T.)

Die Sitzungsniederschrift vom XXXX (0.T.) wird genehmigt.

2 Bekanntgabe von Beschliissen aus der nichtoffentlichen
Plenarsitzung vom 05.07.2023

keine

3 Vom Bau-, Planungs-, Verkehrs- und Umweltausschuss vorbehandelte
Gegenstande

3.1 Vollzug des BauGB; Antrag auf Anderung des Bebauungsplanes
"RigistraRe", Nachverdichtung im Bereich der Auerbergstrale

Sachverhalt:

Planungsbedarf

Mit Antrag vom 19. Oktober 2022 wurde eine Anderung des Bebauungsplanes ,Rigistrale* zur
Schaffung von weiteren Baurecht auf dem unbebauten Teil des Grundstiickes mit der FI. Nr.
3156/19, Auerbergstral3e 4, Gemarkung Peil3enberg beantragt. Laut Antrag soll damit eine
Bebauung in ,zweiter Reihe® ermoéglicht werden.

Zur besseren stadtebaulichen Ordnung wird vorgeschlagen, den Geltungsbereich fir eine
notwendige Anderung des Bebauungsplanes auf die angrenzenden Grundstiicke auszudehnen.
Der vorgeschlagene Geltungsbereich wurde mit dem Landratsamt Weilheim-Schongau
abgestimmt. Die diesbezlglich ebenfalls beginstigten Eigentimer der Anliegergrundstiicke
wurden Uber die Einbeziehung ihrer Grundstiicke sowohl vom Antragsteller als auch von der
Marktgemeinde informiert. Einwande wurden nicht erhoben.

Mit dem Antragsteller wurde ein stadtebaulicher Vertrag zur Ubernahme der Planungskosten
geschlossen.

Zwischenzeitlich liegt ein abgestimmter Geltungsbereich fiir die Einleitung des
Bebauungsplanverfahrens vor.

Geltungsbereich
Das Plangebiet ist in dem beigefligten Lageplan genauer dargestellt.
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Der Markt Pei3enberg beabsichtigt auf den Grundstiicken das Baurecht fiir die Mdglichkeit einer
zweiten Bebauung im Osten zu @ndern, um den Bedarf insbesondere der ortsansassigen
Bevolkerung nach Wohnraum zu decken. Mit der Aufstellung der 1. Anderung soll eine vertragliche
Nachverdichtung ermdglicht werden. Die zukinftig zuldssige Bebauung soll dem Ziel einer
zukunftsorientierten und nachhaltigen Stadtentwicklung nachkommen. Das Ziel des sparsamen
Umgangs mit Grund und Boden insbesondere innerhalb des in Zusammenhang bebauten
Ortsbereiches wird damit erreicht.

Beschlussvorschlag des Bau,- Planungs,- Verkehr- und Umweltausschuss:

Der Sachverhalt wird vom Bau-, Planungs-, Verkehrs- und Umweltausschuss zur Kenntnis
genommen.

Die Einleitung des Verfahrens zur Anderung des Bebauungsplanes ,Rigistrale“ gem. § 2 Abs. 1
BauGB wird mit dem vorgestellten Geltungsbereich empfohlen. Die Anderungsfliache soll die
Grundstlicke Fl. Nrn. 3156/2, 3156/19, 3156/18 und einen Teilbereich der Fl. Nr. 3156/20
(Auerbergstral3e) der Gemarkung Pei3enberg umfassen.

Im Rahmen dieses Verfahrens soll auf den Grundstiicken das Baurecht fur die Mdglichkeit einer
zweiten Bebauung im Osten geschaffen werden, um den Bedarf insbesondere der ortsanséssigen
Bevolkerung nach Wohnraum zu decken.

Der Beschluss Uber die beabsichtigte 1. Anderung des Bebauungsplanes ,RigistraRe* ist ortsiiblich
bekannt zu machen.
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Abstimmungsergebnis: 11:0

Beschluss:
Der Sachverhalt wird vom Marktgemeinderat zur Kenntnis genommen.

Der Einleitung des Verfahrens zur Anderung des Bebauungsplanes ,Rigistrake“ gem. § 2 Abs. 1
BauGB wird mit dem vorgestellten Geltungsbereich zugestimmt. Die Anderungsflache soll die
Grundstuicke Fl. Nrn. 3156/2, 3156/19, 3156/18 und einen Teilbereich der Fl. Nr. 3156/20
(Auerbergstraf3e) der Gemarkung PeiRenberg umfassen.

Im Rahmen dieses Verfahrens soll auf den Grundstiicken das Baurecht fir die Mdglichkeit einer
zweiten Bebauung im Osten geschaffen werden, um den Bedarf insbesondere der ortsansassigen
Bevolkerung nach Wohnraum zu decken.

Der Beschluss (iber die beabsichtigte 1. Anderung des Bebauungsplanes ,Rigistrae* ist ortsiiblich
bekannt zu machen.

Abstimmungsergebnis: 19:0

3.2 Vollzug des BauGB; Antrag auf Anpassung des Bebauungsplanes
"Aulere Ludwigstraf3e/Alter Bahnhof" im Bereich der Ludwigstralle
Hs. Nr. 61

Sachverhalt:

Planungsbedarf

Mit Beschluss des Marktgemeinderates vom 29.09.2021 wurde festgelegt, dass gemal} dem
Beschluss des Marktgemeinderates vom 24.03.2021 die weitere Bebauung des Grundsttickes Fl.
Nr. 2427/8 der Gemarkung Pei3enberg zu ermdglichen ist. Im Rahmen dieser Beschlussfassung
wurde u.a. eine ausfihrliche Stellungnahme der Regierung von Oberbayern als hdhere
Landesplanungsbehdrde eingeholt. Dabei wurde die Erweiterung des Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes auf das Grundstiick mit der FI. Nr. 2427/8 aus landesplanerischer Sicht
unkritisch bewertet. Eine tber das konkret benannte Grundstiick deutlich hinausgehende Planung
wurde jedoch auf Grund der damit verbundenen Neuausweisung von Siedlungsflachen kritisch
bewertet.

Zwischenzeitlich liegt ein weiterer Antrag auf Erweiterung der Wohnbebauung fir das Grundstiick
FI. Nr. 2427/5 vor. Beide Antrage beziehen sich auf Teilflachen des Grundstiickes Fl. Nr. 2427 der
Gemarkung Peil3enberg.

Zur besseren stadtebaulichen Ordnung und kleinrAumigen Abrundung der bestehenden Bebauung
wird eine sehr enge Ausdehnung des Geltungsbereiches fiir den Bebauungsplan ,Aulere
Ludwigstral3e/Alter Bahnhof“ empfohlen. Der vorgeschlagene Geltungsbereich wurde mit dem
Landratsamt Weilheim-Schongau abgestimmt.

Die Ubernahme der Planungskosten fiir die Anderung des Bebauungsplanes wird tiber einen
stadtebaulichen Vertrag geregelt

Der jetzt vorliegende Umgriff fur die Einleitung des Bebauungsplanverfahrens wurde auch mit den
Antragstellern abgestimmt.

Geltungsbereich
Das Plangebiet ist in dem beigefligten Lageplan genauer dargestellt.

Seite 6 von 118



Planung

Der Marktgemeinderat Peil3enberg hat in seiner Sitzung vom 29.09.2021 einer Bebaubarkeit des
Grundstucks FI. Nr. 2427/8 zugestimmt. Hierzu liegt auch eine Zustimmung der oberen
Landesplanungsbehdorde, des Bayerischen Landesamtes fiir Denkmalpflege und des
Landratsamtes Weilheim-Schongau vor.

Der Geltungsbereich der 2. Anderung des Bebauungsplans ,AulRere LudwigstraRRe / Alter Bahnhof*
betragt rund 3.100 gm und umfasst die Grundstiicke Gemarkung PeiRenberg FI. Nr. 2427
(teilweise), 2427/5, 242716, 2427/7 und 2427/8 sowie einen Teilbereich der Ludwigstralie.

Ziel der Bebauungsplananderung ist es nicht nur, bauplanungsrechtliche Voraussetzungen fur die
Wohnbebauung des Grundstiicks Fl. Nr. 2427/8 zu schaffen, sondern auch eine Erweiterung des
Wohngebaudes Ludwigstralie 59e (FIl. Nr. 2427/5) zu ermdglichen.

Hiermit wird die Bebaubarkeit nicht wesentlich erhdht, vielmehr eine kleinrAumige Abrundung der
bestehenden Bebauung und die Ausbildung eines Ortsrandes geschaffen.

Beschlussvorschlag des Bau,- Planungs,- Verkehrs- und Umweltausschusses:

Der Sachverhalt wird vom Bau-, Planungs-, Verkehrs- und Umweltausschuss zur Kenntnis
genommen.

Die Einleitung des Verfahrens zur Anderung des Bebauungsplanes ,AuRere LudwigstraRe/Alter
Bahnhof“ gem. § 2 Abs. 1 BauGB wird mit dem vorgestellten Geltungsbereich empfohlen. Die
Anderungsfléche soll die Grundstticke Fl. Nrn. 2427 (teilweise), 2427/5, 242716, 2427/7 und 2427/8
der Gemarkung Peil3enberg sowie einen Teilbereich der Ludwigstral3e umfassen.
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Ziel der Bebauungsplananderung ist es nicht nur, bauplanungsrechtliche Voraussetzungen fir die
Wohnbebauung des Grundstiicks Fl. Nr. 2427/8 zu schaffen, sondern auch eine Erweiterung des
Wohngebaudes LudwigstraRe 59e (FI. Nr. 2427/5) zu ermoglichen, um den Bedarf insbesondere
der ortsansassigen Bevolkerung nach Wohnraum zu decken.

Der Beschluss lber die beabsichtigte 2. Anderung des Bebauungsplanes ,Aulere
LudwigstralRe/Alter Bahnhof* ist ortsublich bekannt zu machen

Abstimmungsergebnis: 11:0

Beschluss:
Der Sachverhalt wird vom Marktgemeinderat zur Kenntnis genommen.

Der Einleitung des Verfahrens zur Anderung des Bebauungsplanes ,AuRere LudwigstraRe/Alter
Bahnhof* gem. § 2 Abs. 1 BauGB wird mit dem vorgestellten Geltungsbereich zugestimmt. Die
Anderungsflache soll die Grundstiicke Fl. Nrn. 2427 (teilweise), 2427/5, 242716, 2427/7 und 2427/8
der Gemarkung Pei3enberg sowie einen Teilbereich der Ludwigstralle umfassen.

Ziel der Bebauungsplananderung ist es nicht nur, bauplanungsrechtliche Voraussetzungen fur die
Wohnbebauung des Grundstticks Fl. Nr. 2427/8 zu schaffen, sondern auch eine Erweiterung des
Wohngebaudes LudwigstraRe 59e (FI. Nr. 2427/5) zu ermoglichen, um den Bedarf insbesondere
der ortsansassigen Bevolkerung nach Wohnraum zu decken.

Der Beschluss (iber die beabsichtigte 2. Anderung des Bebauungsplanes ,AuRere
LudwigstraRe/Alter Bahnhof* ist ortstiblich bekannt zu machen

Abstimmungsergebnis: 19:0

3.3 Vollzug des BauGB; Antrag auf Aufstellung eines Bebauungsplanes
fur ein Teilgebiet "Obere Au" im Bereich der Bavariastraf3e; Anderung
des Aufstellungsbeschlusses "Obere Au II"

Sachverhalt:

Planungsbedarf

Der Marktgemeinderat hat in seiner Sitzung vom 28.07.2021 die Aufstellung eines
Bebauungsplanes flir das Gebiet ,Obere Au II“ beschlossen. Der Geltungsbereich umfasste das
Gebiet der Oberen Au grof3raumig. Ziel und Zweck der Bauleitplanung war eine gebietsvertragliche
bauliche Nachverdichtung zu ermdglichen. Die Ausweisung des Gebietes erfolgte als allgemeines
Wohngebiet gem. § 4 BauNVO.

Zur Sicherung dieser Bauleitplanung hat der Marktgemeinderat in der gleichen Sitzung eine
Satzung Uber eine Veranderungssperre fur das Bebauungsplangebiet ,Obere Au 11 beschlossen.
Der Erlass der Veranderungssperre und die Aufstellung des Bebauungsplanes wurden im August
2021 offentlich bekannt gemacht.

Aus Sicht der Bauverwaltung ware es sinnvoll, den Ortsteil Obere Au geordnet stadtebaulich zu
entwickeln. Prioritat hierbei im Sinne der Innenverdichtung hat das Wohngebiet zwischen der
Haimhauserstral3e und der Bavariastral3e.

Hier sind in erster Linie Geb&ude mit zwei Geschossen vorzufinden, wobei die Obergeschosse i. d.
R. als Dachgeschosse mit Aufenthaltsraumen zu erkennen sind, durch deren Volumen sich oft
Vollgeschosse ergeben. Nur vereinzelt sind Wohnh&user mit gleichen Raumhdhen von Erd- und
Obergeschol} festzustellen.
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Hinsichtlich einer stadtebaulichen Nachverdichtung kénnte innerhalb der bereits bestehenden
Bebauung durch die Erhdohung der Kubatur, z. B. durch das Aufstocken vorhandener Geb&aude, der
Wohnraumbedarf aufgebessert werden.

Des Weiteren besteht bezliglich einer anzustrebenden Innenentwicklung die Mdglichkeit der
Nachverdichtung durch eine Hinterlandbebauung. Die vorhandene Siedlungsstruktur des Quartiers
lasst zu, hinter die Geb&ude, die der Bavariastral3e zugewandt sind, einzelne Grundstiicke zu

erschlie3en und weitere Gebaude zu setzen.

Die Verwaltung empfiehlt deshalb aus stadtplanerischer und stadtebaulicher Perspektive, das
bisher geplante Planungsgebiet des Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan ,Obere Au I1*
auf das Areal zwischen der Haimhauserstrafl3e und der Bavariastrae mit dem Ziel der

Nachverdichtung einzuschranken.

Der vorgeschlagene Geltungsbereich wurde mit dem Landratsamt Weilheim-Schongau

abgestimmt.
Innerhalb dieses Planungsgebietes liegt dariber hinaus auch ein Antrag auf Schaffung von
Baurecht in ,zweiter Reihe" vor.
Eine Teiliibernahme der Planungskosten fiir die Aufstellung des Bebauungsplanes kdnnte in
einem stadtebaulichen Vertrag geregelt werden.
Die betroffenen Grundstiickseigentiimer wurden Uber den vorliegende Umgriff fiir die Einleitung
eines Bebauungsplanverfahrens informiert.

Geltungsbereich
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Durch die Planung kann eine sinnvolle geordnete Innenverdichtung aus stadtebaulicher Sicht
entwickelt werden. Prioritat hierbei im Sinne der Innenverdichtung hat das Wohngebiet zwischen
der Haimhauserstral3e und der Bavariastralie.

Hinsichtlich einer stadtebaulichen Nachverdichtung kénnte innerhalb der bereits bestehenden
Bebauung durch die Erhohung der Kubatur, z. B. durch das Aufstocken vorhandener Geb&ude, der
Wohnraumbedarf aufgebessert werden.

Des Weiteren besteht bezliglich einer anzustrebenden Innenentwicklung die Mdglichkeit der
Nachverdichtung durch eine Hinterlandbebauung. Die vorhandene Siedlungsstruktur des Quartiers
lasst zu, hinter die Geb&ude, die der Bavariastraf3e zugewandt sind, einzelne Grundstiicke zu
erschlieRen und weitere Gebaude zu setzen.

Die Verwaltung empfiehlt die Anderung des Aufstellungsbeschlusses vom 28.07.2021.

Beschlussvorschlag des Bau-, Planungs-, Verkehrs- und Umweltauchsschuss:

Der Sachverhalt wird vom Bau-, Planungs-, Verkehrs- und Umweltausschuss zur Kenntnis
genommen.

Es wird empfohlen das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans fir das Gelande ,Obere Au
II“ (Beschluss des Marktgemeinderates vom 28.07.2021) einzustellen, da die Planungsinhalte nicht
mehr den aktuellen stadtebaulichen Zielen der Marktgemeinde flir diesen Bereich entsprechen.

Die Aufstellung des Bebauungsplanes ,Obere Au llI“ gem. § 2 Abs. 1 BauGB wird mit dem
vorgestellten Geltungsbereich empfohlen.

Planungsziel ist u.a. eine sinnvolle geordnete Innenverdichtung fur das Wohngebiet zwischen der
Haimhauserstraf3e und der Bavariastraf3e. Hinsichtlich einer stadtebaulichen Nachverdichtung
koénnte innerhalb der bereits bestehenden Bebauung durch die Erhéhung der Kubatur, z. B. durch
das Aufstocken vorhandener Gebaude, der Wohnraumbedarf aufgebessert werden. Des Weiteren
besteht beziiglich einer anzustrebenden Innenentwicklung die Mdglichkeit der Nachverdichtung
durch eine Hinterlandbebauung. Die vorhandene Siedlungsstruktur des Quartiers lasst zu, hinter
die Gebaude, die der BavariastralRe zugewandt sind, einzelne Grundstticke zu erschliel3en und
weitere Gebaude zu setzen.

Der Geltungsbereich des Plangebiets ergibt sich aus dem Lageplan in der Anlage des
Beschlusses.

Soweit sich dieser mit Flachen tberdeckt, die Inhalt des Aufstellungsbeschlusses des
Marktgemeinderates vom 28.07.2021 waren, wird dieser Beschluss durch den heutigen Beschluss
geandert.

Abstimmungsergebnis: 11:0

Beschluss:

Der Sachverhalt wird vom Marktgemeinderat zur Kenntnis genommen.

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans fur das Gelande ,Obere Au I1* (Beschluss des
Marktgemeinderates vom 28.07.2021) wird eingestellt, da die Planungsinhalte nicht mehr den

aktuellen stadtebaulichen Zielen der Marktgemeinde fur diesen Bereich entsprechen.

Der Aufstellung des Bebauungsplanes ,Obere Au IlI“ gem. § 2 Abs. 1 BauGB wird mit dem
vorgestellten Geltungsbereich zugestimmit.
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Planungsziel ist u.a. eine sinnvolle geordnete Innenverdichtung fur das Wohngebiet zwischen der
Haimhauserstraf3e und der Bavariastraf3e. Hinsichtlich einer stadtebaulichen Nachverdichtung
kénnte innerhalb der bereits bestehenden Bebauung durch die Erhéhung der Kubatur, z. B. durch
das Aufstocken vorhandener Gebaude, der Wohnraumbedarf aufgebessert werden. Des Weiteren
besteht bezuglich einer anzustrebenden Innenentwicklung die Moglichkeit der Nachverdichtung
durch eine Hinterlandbebauung. Die vorhandene Siedlungsstruktur des Quartiers lasst zu, hinter
die Gebaude, die der BavariastraRe zugewandt sind, einzelne Grundstiicke zu erschliel3en und
weitere Gebaude zu setzen.

Der Geltungsbereich des Plangebiets ergibt sich aus dem Lageplan in der Anlage des
Beschlusses.

Soweit sich dieser mit Flachen tGiberdeckt, die Inhalt des Aufstellungsbeschlusses des

Marktgemeinderates vom 28.07.2021 waren, wird dieser Beschluss durch den heutigen Beschluss
geandert.

Abstimmungsergebnis: 19:0

4 Vollzug des BauGB; Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan fiir
eine "Agri-Photovoltaikanlage im Gebiet Strallen"; Frihzeitige
Beteiligung der Offentlichkeit und TOB; Abwagung der
eingegangenen Stellungnahmen

Sachverhalt:

FUR DEN BEBAUUNGSPLAN
"SONDERGEBIET AGRI-
PHOTOVOLTAIKANLAGE GEBIET
STRALLEN"

- Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen, die wéhrend der frihzeitigen Beteiligung der
Trager offentlicher Belange und der Offentlichkeit vorgebracht wurden (88 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1
BauGB)

- Billigungs- und Auslegungsbeschluss
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Vorbemerkungen

Insbesondere die internationalen und nationalen Vorgaben zum Ausbau erneuerbarer Energien
und die aktuellen Herausforderungen hinsichtlich der Bereitstellung klimaneutraler und
staatenunabhangiger Energien erfordern ein schnelles Handeln der Kommunen. Das Gesetz zu
Sofortmal3nahmen fiir einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren
MalRnahmen im Stromsektor sowie die Novelle des EEGs heben in § 2 die besondere Bedeutung
der erneuerbaren Energien als tUberragendes o6ffentliche Interesse hervor, welche zudem der
offentlichen Sicherheit dienen. Solaranlagen sind nur unter bestimmten Voraussetzungen im
AulRenbereich im Sinne des 8§ 35 Abs. 1 BauGB privilegiert. Diese Voraussetzungen sind im
vorliegenden Fall nicht erfillt, weshalb eine vorbereitende (Flachennutzungsplan) und eine
verbindliche (Bebauungsplan) Bauleitplanung nach dem BauGB erforderlich sind.

Der Markt Pei3enberg mochte mit dem hier vorliegenden Bebauungsplan "Sondergebiet Agri-
Photovoltaikanlage Gebiet Strallen“ und der im Parallelverfahren aufgestellten 6. Anderung des
Flachennutzungsplans die planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir eine Agri-Photovoltaikanlage
schaffen, um die Energiegewinnung mit erneuerbaren Energien zu unterstiitzen und einen Beitrag
zur Erreichung der internationalen Klimaziele zu leisten. Gleichzeitig ist bei einem stetig
wachsenden Flachenverbrauch sparsam mit Grund und Boden umzugehen, um unter anderem
auch die landwirtschaftlichen Nutzflachen nicht weiter zu reduzieren. Daher soll die aktuelle
landwirtschaftliche Nutzung (Rinderbeweidung) auf den daftir vorgesehenen Flachen fortgefiihrt
werden. Durch die Doppelnutzung der Flachen kann eine ressourcenschonende Erzeugung von
erneuerbaren Energien erfolgen und der Flachenkonkurrenz zwischen der Erzeugung von Energie
und der Erzeugung von Lebensmitteln entgegenwirkt werden.

Zur Baurechtschaffung wird ein Sonstiges Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung ,Agri-PV*
im Sinne des 8§ 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. Die Sondergebietsflache betragt ca. 6,6 ha, der
gesamte Geltungsbereich umfasst ca. 7,6 ha. Im aktuell wirksamen Flachennutzungsplan ist der
Bereich als Flache fur die Landwirtschaft dargestellt. Im Zuge der 6. Anderung wird der Bereich
analog zum Bebauungsplan als Sonderbauflache gem. § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO mit der
Zweckbestimmung ,Agri-PV* dargestellt.

Da das Vorhaben durch einen Vorhabentréager realisiert wird, erfolgt die Aufstellung eines
vorhabenbezogenen Bebauungsplans gemal3 § 12 BauGB i. V. m. § 30 Abs. 1 BauGB.
Elementarer Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist ein Vorhaben- und
ErschlieBungsplan (Teil C).

Der Marktgemeinderat hat am 14.11.2022 die Aufstellung des Bebauungsplans ,Agri-
Photovoltaikanlage im Gebiet Strallen“ beschlossen, am 20.03.2023 den Vorentwurf gebilligt sowie
die Durchfuhrung der frihzeitigen Unterrichtung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und die friihzeitige
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB
beschlossen.

Anderungen zur Fassung vom 20.03.2023

Zur Vorentwurfsfassung vom 20.03.2023 ergaben sich folgende Anderungen:
Uberarbeitung und Ergé&nzung der Grinordnung entsprechend der Anregungen der Unteren

Naturschutzbehdrde sowie des Staatlichen Bauamts Weilheim.

Redaktionelle Ergéanzung der Ausfihrungen zum Immissionsschutz in der Begriindung und im
Umweltbericht entsprechend der Anregungen der Unteren Immissionsschutzbehdérde.

Erganzung der Textlichen Hinweise bzgl. Blendung.
Erganzung der Textlichen Hinweise bzgl. Brandschutz.

Erganzung und Uberarbeitung der Texiteile (Textliche Festsetzungen, Begriindung und
Umweltbericht) zum Boden- und Grundwasserschutz und den Einsatz von verzinkten Profilen
gemal der Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamt Weilheim.

Uberarbeitung der Planzeichnung hinsichtlich des geplanten Ausbaus der KreisstraRe WM13.



Beteiligungsverfahren

Die Vorschriften sehen ein zweistufiges Beteiligungsverfahren vor. Das Beteiligungsverfahren hat
zum Zweck, eine maoglichst vollstandige Ermittlung und zutreffende Bewertung der offentlichen
Belange zu ermdglichen. In einem maoglichst frihzeitigen Stadium der Planung werden die
Stellungnahmen der Offentlichkeit, der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange, deren
Aufgabenbereich durch die Planung beruhrt werden kann, zu den allgemeinen Zielen und Zwecken
der Planung eingeholt (88 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB).

Im weiteren Planungsverlauf findet die formelle Beteiligung zum Planentwurf und der Begriindung
statt (8§88 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB).

Die nachfolgend aufgefiihrten Behtrden und sonstigen Trager offentlicher Belange wurden in der
Zeit vom 07.06.2023 bis 05.07.2023 am Verfahren gem. 8 4 Abs. 1/2 BauGB beteiligt. Die Planung
wurde gem. 8 3 Abs. 1/2 BauGB im selben Zeitraum offentlich ausgelegt. Von Seiten der
Offentlichkeit gingen keine Stellungnahmen ein.

Keine Stellungnhahmen haben abgegeben:

07 Bayerischer Bauernverband

09 Amt fir Breitband, Digitalisierung und Vermessung
10 BUND Naturschutz in Bayern e.V.

11 Landesbund fur Vogelschutz in Bayern e.V.

12  Verein fir Landschaftspflege, Artenschutz & Biodiversitéat e.V. (VLAB)
13 Bayerisches Landesamt fir Denkmalpflege

16  Deutsche Telekom Technik GmbH

18 Immobilien Freistaat Bayern — Bergrechteverwaltung
19 DB Netz AG Regionalbereich Sud

23 PeilRenberger Kraftwerksges. mbH

24  Gemeindewerke Peil3enberg KU

26 Gemeinde Polling

27 Gemeinde HohenpeilRenberg

29 Gemeinde Bobing

Seitens der Offentlichkeit wurden keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht.

Stellungnahmen ohne Bedenken oder Anregungen haben abgegeben:

14  Industrie- und Handelskammer vom 29.06.2023

15 Handwerkskammer vom 05.07.2023

17 Regierung von Oberbayern Bergamt Siidbayern vom 06.07.2023
22 LEW Verteilnetz GmbH (LVN) vom 03.07.2023

25 Gemeinde Oberhausen vom 07.07.2023

26 Gemeinde Polling vom 05.07.2023

28 Gemeinde Wessobrunn vom 04.07.2023

Stellungnahmen mit Bedenken oder Anregungen haben vorgebracht:

1. TOB

01-1 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Naturschutz vom 29.06.2023
01-2 Landratsamt Weilheim-SchongauSG Immissionsschutz vom 29.06.2023
02 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Brandschutz vom 03.07.2023

03 Regierung von Oberbayern vom 27.06.2023

04 Regionaler Planungsverband Oberland vom 27.06.2023

05 Wasserwirtschaftsamt Weilheim vom 12.07.2023
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06 Staatliches Bauamt Weilheim vom 16.06.2023

08 Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten vom 04.07.2023
Mit Hinweisen haben vorgebracht:

20 Eisenbahn-Bundesamt AuRRenstelle Minchen vom 15.06.2023
21 Bayernwerkvom?21.06.2023
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011

1. Trager 6ffentlicher Belange

Landratsamt Weilheim-Schongau

SG Naturschutz (Untere Naturschutzbehdrde)

Az.: --

vom 29.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwéagung

Einwendungen

Abarbeitung der
Uberarbeiten

Eingriffsregelung ist zu

chtsgrundlagen

4 ff. BNatSchG; § 18 Abs. 1 BNatSchGi. V. m. §
la BauGB

Sonstige fachliche Informationen und
Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit
zu dem o0.g. Plan, qgegliedert nach
Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und
qgaf. Rechtsgrundlage

Grunordnung:

Zu 4.1: Ausgleichsflachen durfen nicht
dauerhaft eingezaunt werden. Wildschutzzaun
in der Anwachsphase ist moglich und
anschlieBend zu entfernen. Baumpflanzungen
mit Einzelbaumschutz. Es wird empfohlen dies
auch entsprechend festzusetzen.

Naturschutz:

Aus Sicht des fachlichen Naturschutzes, und
auch im Hinblick auf artenschutzfachliche
Belange stehen der geplanten Ausweisung
einer groRflachigen  Agri-PV-Anlage am
gewahlten  Standort  naturschutzfachliche
Belange nicht entgegen. Es gibt aber einen
Anpassungsbedarf in Bezug auf die
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung, welche
auch im Zuge der Bauleitplanung der Gemeinde

abgehandelt werden muss. Den Anforderungen

Abwagung

Die Gemeinde hat sich mit der Anregung ausfuhrlich
befasst und einer planerischen Bewertung unterzogen.
Unter Abwagung aller Belange gewichtet die Gemeinde
die Belange der flachensparenden, multifunktionalen
Erzeugung erneuerbaren Energien (gem. 8 2 EEG von
Uberragendem Interesse, welche der nationalen
Sicherheit dienen) schwerer, als die Bereitstellung eines
flichenbezogenen Ausgleichs. Die Gemeinde nutzt die
ihr  zugrundeliegenden  Mdoglichkeiten, um  der
Eingriffsregelung gerecht zu werden und erhebliche
Beeintrachtigungen durch die Planung zu vermeiden.
Entsprechend der Ausfuihrungen des Umweltberichts
sind darliber hinaus keine erheblichen Auswirkungen zu
erwarten. Die fachliche Wdirdigung ist den
nachfolgenden Ausfihrungen zu entnehmen.

Zu Grunordnung:

AufR3erhalb der Baugrenzen durfen lediglich Weidezaune
errichtet werden, welche fur das Wild keine
uniiberwindbaren Hindernisse darstellen. Es ist daher
keine Anderung veranlasst. In den Festsetzungen wird
unter 8§ 10 als Hinweis erganzt, dass ein
Einzelbaumschutz empfohlen wird.

Zu Naturschutz:

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sicht der
Fachbehorde  keine  naturschutzfachlichen  und
artenschutzfachlichen Belange entgegenstehen, jedoch
eine Anpassung der Eingriffsregelung gewiinscht ist.

Wie in der Stellungnahme korrekt dargelegt, ist die
naturschutzfachliche Eingriffsregelung im
Bauleitplanverfahren im Zuge des Abwéagungsprozesses
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Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwéagung

gerecht zu werden obliegt dabei der Gemeinde
in ihrem Wirkungskries.

Im Freistaat wird hierzu als Planungshilfe der
Leitfaden zum Bauen im Einklang mit Natur und
Landschaft des  Staatsministeriums  flr
Wohnen, Bau und Verkehr herangezogen.
Zusatzlich kdnnen die veralteten Hinweise zum
Bau von Freiflachen-Photovoltaik Anlagen aus
dem Schreiben der obersten Baubehdrde von
2009 oder aus dem aktuellen Rundschreiben
von 2021 (StMUV, StMB) verwendet werden.
Die Vorhabentrager und das Planungsbiiro sind
durch die uNB mehrfach auf die bestehenden
Madglichkeiten zur Abhandlung der
Eingriffsregelung hingewiesen worden.

Dem jetzigen Vorschlag zur Abarbeitung der
Eingriffsregelung kann aus
naturschutzfachlicher Sicht nicht zugestimmt
werden. Die Unterlagen sind zu Uberarbeiten.

Es liegt im Ermessen der Gemeinde nach dem
alten Leitfaden von 2001 in Kombination mit
dem Schreiben von 2009 vorzugehen.
Wohlbemerkt ist eigentlich auch in dem
Schreiben die extensive Bewirtschaftung der
Flachen angedacht. Der Ausgleichsbedarf
reduziert sich so auf den Faktor 0.1 der Flache
und ist somit geringer als eine Berechnung nach
dem neuen Leitfaden von 2021, welcher auf
einem Wertpunkt gestitzten Ansatz &hnlich der
BayKompV fuldt. Da dies grundsétzlich fur die
Gemeinde moglich ist, muss das Vorgehen
auch von der uNB akzeptiert werden. Aus
naturschutzfachlicher Sicht ist ein Ausgleich
und die Berechnung nach neuen Standards
selbstverstandlich zu favorisieren. Dies wurde
den Vorhabentragern auch mitgeteilt.

Die Berechnung nach dem alten Vorgehen stellt
die maximale Reduktion des Ausgleichsbedarfs
dar, sofern nicht nach den Hinweisen des
Rundschreibens von 2021 vorgegangen und
der Ausgleichsbedarf dadurch auf 0 reduziert
werden kann. Da bei allen PV-Anlagen
Standorten des aktuellen Vorhabentragers auf
eine Extensivierung des Griunlandes verzichtet
werden soll, bleibt ein Ausgleichsbedarf
bestehen.

Es ist allerdings nicht mdglich alle vorhandenen
Vorgehensweisen nach Wunsch zu
kombinieren und den ermittelten
Ausgleichsumfang in m2 anschlief3end noch in
Wertpunkte umzurechnen. Dieses Vorgehen
halbiert den Ausgleichsbedarf erneut und ist
aus naturschutzfachlicher und rechtlicher Sicht
nicht mehr nachvollziehbar. Es entsteht der
Eindruck den Ausgleichsbedarf kleinrechnen zu

durch die Gemeinde — d.h. unter Abwéagung aller
Belange — zu berlicksichtigen.

Die  genannten  fachlichen Grundlagen und
Planungshilfen dienen den Gemeinden als Orientierung
und sind  keine  gesetzlich  vorgeschriebene

Bewertungsverfahren. Hierauf wird insbesondere in den
Hinweisen des Bayerischen Staatsministeriums fir
Wohnen, Bau und Verkehr (StMB) zur Bau- und
landesplanerische  Behandlung von  Freiflachen-
Photovoltaikanlagen hingewiesen (2021, S. 23 f.):

Die Hinweise zur Berlcksichtigung der
naturschutzrechtlichen  Eingriffsregelung in  der
Bauleitplanung erfolgen mit Blick auf die Fortschreibung
des Leitfadens ,Bauen im Einklang mit Natur und
Landschaft“. Dieser versteht sich als Orientierungshilfe
fur eine fachlich und rechtlich abgesicherte, aber auch
zugige Anwendung der Eingriffsregelung in der
Bauleitplanung. Er wird den Gemeinden zur
eigenverantwortlichen Anwendung empfohlen. Es steht
ihnen aber auch frei, andere sachgerechte und
nachvollziehbare Methoden anzuwenden. Ein gesetzlich
vorgeschriebenes Bewertungsverfahren fehlt, denn die

Regelungen der Bayerischen
Kompensationsverordnung (BayKompV) vom 7. August
2013 (GVBI. S. 517) gelten mangels

Regelungskompetenz Bayerns fur die baurechtliche
Eingriffsregelung nicht. Durch die Fortschreibung des
Leitfadens soll starker als bisher die Qualitat der
Eingriffs- und Ausgleichsflache und weniger die
Quantitdt in Ansatz gebracht werden kénnen. Zudem
sollen Bewertungselemente der BayKompV fir die
baurechtliche Eingriffsregelung nutzbar gemacht
werden, ohne aber die bisherige Struktur des Leitfadens
grundsatzlich zu verandern. Der Uberarbeitete Leitfaden
baut auf dem Leitfaden von 2003 auf. Da die bauliche
Nutzung durch PV-Freiflachenanlagen von einer
Bebauung mit Gebauden (einschl. deren ErschlieBung)
deutlich abweicht, werden fir die Bewaltigung der
Eingriffsregelung bei PV-Freiflachenanlagen spezifische
Hinweise gegeben. Diese gelten ausschlie3lich fur
Bauleitplanverfahren zu PV-Freiflachenanlagen.

Wie in der Begriindung und im Umweltbericht dargelegt,
sind diese Grundlagen in die Bewertung eingeflossen.
Nachdem diese Ausfihrungen die besondere
Ausgestaltung von Agri-PV Anlagen in Bezug auf die
Ausgleichsermittlung nicht beriicksichtigen und in
diesem Fall von Gesetzgeberseite (noch) keine
Handlungsempfehlungen bestehen, wurde von dem
beauftragten Planungsbiro nach intensiver Prifung der
rechtlichen Vorgaben und zur Verfigung stehenden
Bewertungsmethoden, der Unteren Naturschutzbehdorde
eine entsprechende Methodik zur Abhandlung der
Eingriffsregelung unterbreitet. Der Vorschlag beruhte auf
den neuen Hinweisen des StMB (2021) und beinhaltete
Elemente der BayKompV, um den Eingriff durch die
Planung konkret ermitteln zu kénnen. Die Hinweise aus
dem Jahr 2021 beinhalten dariber hinaus Vorgaben,
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Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwéagung

wollen. Bei einer derartigen Abweichung muss
davon ausgegangen werden, dass der
gesetzlichen Eingriffsregelung nicht geniige
getan wird. Dies ist auch im Hinblick auf eine
potentielle Ungleichbehandlung von anderen
Vorhabentragern und zukinftige Antrage
problematisch.

wonach bei Berlicksichtigung kein Ausgleichsbedarf
entsteht. Diese MalRgaben werden bei vorliegendem
Vorhaben fast ausnahmslos eingehalten. Lediglich die
Herstellung eines extensiven Grinlands kann aus
Vorhabengriinden — der Beibehaltung der bisherigen
landwirtschaftlichen Nutzung als Weideland - nicht
erfullt werden. Dies widerspricht dem Nutzungszweck
einer ,Agri-PV“Anlage und einer multifunktionalen
Flachennutzung. Dieser Ansatz ware obsolet, wenn an
anderer Stelle wiederum fir den Ausgleichsbedarf
andere Flachen der landwirtschaftlichen Nutzung
entzogen werden missten.

Diese vorgeschlagene Methodik wurde von der Unteren
Naturschutzbehodrde nicht mitgegangen. Als Alternative
wurde von behérdlicher Seite die Anwendung der
veralteten Hinweise von 2009 mit einem Faktor von 0,1
vorgeschlagen. Die durchgefiihrten Ermittlungen wurden
mehrmals nach Anregungen der Unteren
Naturschutzbehodrde Uberarbeitet und letztlich wie von
behdordlicher Seite vorgeschlagen mit einem Faktor von
0,1 ermittelt. Dass keine Extensivierung der Flache
erfolgt, war der UNB bekannt. Eine Umrechnung von
Quadratmeter (m2) in Wertpunkte (WP) ist heutzutage
eine gangige Vorgehensweise und ware auch bei einer
Abbuchung von einem Okokonto erforderlich. Dass
diese Vorgehensweise von Seiten der UNB nicht

nachvollzogen werden kann, kann hiesiger Seite
wiederum nicht nachvollzogen werden.
Im Fokus steht eine  angemessene und

zukunftsorientierte Bewertung der Beeintrachtigungen
des Vorhabens auf die Umwelt, unter Beriicksichtigung
des zunehmenden Flachendrucks und der erneuerbaren
Energien als vorrangiger Belang im Zuge der
Schutzgiterabwagung sowie eine entsprechende
Ermittlung  des  Ausgleichsbedarfs. Es ware
winschenswert, wenn die Untere Naturschutzbehérde
diese Bemuhungen nicht als ,Kleinrechnung® und Willkir
bewerten wirde, sondern im Sinne unserer
Herausforderungen der aktuellen Zeit ihr Einverstandnis
zu dieser Vorgehensweise erteilt und sich nicht auf alte
Bewertungsmethoden beruft.

Eine potentielle Ungleichbehandlung von anderen
Vorhabentragern ist im vorliegenden Fall nicht gegeben,
da bisher im Landkreis noch keine Agri-PV Anlage
geplant und errichtet wurde. Bei den vorgebrachten
Vorhaben handelt es sich um  klassische
Freiflachenphotovoltaikanlagen, welche grundsatzlich
verschiedene Planungsansatze verfolgen und somit
auch unterschiedlich zu bewerten sind. Auf diese
Gegebenheit wurde vom Planungsbiro ebenfalls bereits
hingewiesen. Zukunftige Antrdge dieser Art, sollten
selbstverstandlich unter Beriicksichtigung aktueller
gesetzlicher, politischer und landesplanerischer
Vorgaben behandelt werden, daher sind sowohl das
Planungsbiro, als auch der Vorhabentrdger um eine
zukunftsfahige und fachlich nachvollziehbare
Vorgehensweise bemiiht. Eine Uberarbeitung der
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01-2

Landratsamt Weilheim-Schongau — SG Immissionsschutz

Az.: --

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwéagung

Dabei gibt es mehrere Maoglichkeiten den
Ausgleichsbedarf zu decken. Sofern der
reduzierte Ausgleich nur in Teilen auf eigenen
Flachen realisiert werden kann, besteht
beispielsweise die Mdglichkeit Ma3nahmen aus
einem Okokonto nach BauGB oder BayKompV
zu erwerben. Die Gemeinde Pei3enberg besitzt
mit der Bergehalde ggf. die Madoglichkeit
Wertpunkte zu verkaufen.

Weiterhin  dirfen  im  Aul3enbereich  nur
autochthone Geholze gepflanzt werden. Eine
Positivliste stellen wir gern zur Verfugung,
sofern gewiinscht.

Fraglich ist, ob der Pflanzstreifen entlang der
Kreisstralle aufgrund der Abstandsreglungen
so Uberhaupt zuldssig ist. Gegebenenfalls
musste die Eingriinung, welche zugleich als
Ausgleich gelten soll weiter hinein riicken.

abgearbeiteten Eingriffsregelung ist aus planerischer
Sicht nicht veranlasst.

Der Vorschlag, den Ausgleichsbedarf Glber Mal3nahmen
aus einem Okokonto nach BauGB oder BayKompV zu
erwerben, wirde ebenfalls eine Umrechnung des
Flachenbedarfs in Wertpunkte beinhalten — so wie bei
der vom Planungsburo durchgefiihrten Eingriffsregelung
erfolgt, jedoch von behérdlicher Seite kritisiert und nicht
angenommen. Es wird zur Kenntnis genommen, dass
von behordlicher Seite Losungsvorschlage vorgebracht
werden. Diese enthalten jedoch Widerspriichlichkeiten
und sind nicht auf die konkrete Ausgestaltung des
Vorhabens zutreffend.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen bereits
die Verwendung von autochthonem Saatgut vor. Die
textlichen Festsetzungen werden wunter § 10
entsprechend klarstellend ergéanzt. Die Positivliste wurde
bei der Unteren Naturschutzbehdrde angefragt und wird
in der Planung beriicksichtigt.

Entsprechend der Stellungnahme des Staatlichen
Bauamts Weilheim, durfen keine neuen B&ume
innerhalb eines Abstandes wvon 7,50 m vom
Fahrbahnrand der KreisstraRe gepflanzt werden. Diese
Maf3gabe wird im Zuge der Ausarbeitung des Entwurfs
berlcksichtigt, damit  entsprechende  Abstande
eingehalten werden kdnnen.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wirdigung/ Abwégung geandert.

Beschluss: :

vom 30.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

Sonstige fachliche Informationen und
Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit
Zzu dem o.9. Plan, gegliedert nach
Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und
agf. Rechtsgrundlage

Aus immissionsschutzfachlicher Sicht bestehen
gegen die Planung keine Einwendungen.

In den Ausfliihrungen zum Immissionsschutz in
der Begriindung Ziff. 11.1 und 11.2 sowie im
Umweltbericht ziff. 2.6.1 und 2.6.2 sind den
nachstgelegenen Wohnhéausern nicht
vollstandig genannt:

Es dient der Kenntnisnahme, dass aus
immissionsschutzfachlicher Sicht keine Einwendungen
bestehen.

Der Anregung wird gefolgt und die Begriindung sowie
der Umweltbericht an entsprechenden Stellen
konkretisiert.
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Stellungnahme Fachliche Wurdigung / Abwagung

Westlich des Geltungsbereichs in einem
Abstand von ca. 130 m befindet sich noch ein
Wohngebaude im Ortsteil Tritschenkreut.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wirdigung/ Abwégung geéandert. Der
Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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02

Landratsamt Weilheim-Schongau — Brandschutz vom 03.07.2023

Az.: --

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwagung

Sonstige fachliche Informationen und
Empfehlungen aus der eigenen Zustadndigkeit
zu dem o.g. Plan, gedliedert nach
Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und
gaf. Rechtsgrundlage

Der Zugang sowie die Zufahrt zum Solarpark
muss fur die Feuerwehr jederzeit moglich sein.

AuRerdem solite an der Zufahrt ein
Hinweisschild mit den notwendigen
Notfallkontakten angebracht werden.

Das Plangebiet ist Uber die nérdlich angrenzende
KreisstraRe WM 13 erschlossen, wodurch ein Zugang
sowie die Zufahrt bereits gesichert sind. Der weitere
Hinweis bezieht sich auf die Ausfiihrungsplanung und
wird an den Vorhabentrager Ubermittelt. Die Textlichen
Hinweise und nachrichtlichen Ubernahmen werden
entsprechend der Stellungnahme unter Ziffer 7 erganzt.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wrdigung ergénzt. Die Hinweise werden

zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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03

Regierung von Oberbayern

Az.: ROB-2-8314.24_01_WM-18-15-3

vom 27.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

Planung

Der Markt Peil3enberg beabsichtigt in den
Ortsteilen Strallen, Roflaich und Fendt die
Errichtung von drei Agri-Photovoltaikanlagen.

Der Anderungsbereich 6.1 (Strallen) grenzt
sidlich an die KreisstralRe WM13 ,Forster Stralle”
westlich des Ortsteils Strallen an, welcher sich in
ca. 1,5 km Entfernung nordwestlich des
Hauptortes PeiBenberg befindet. Er umfasst die
Grundstiicke mit den FI.-Nr. 1023, 1024 und
1025, sowie Teilflachen der Grund-stiicke mit den
FIl.-Nr. 1026 und 1027 (Gmkg. Peil3enberg). Die
GrolRe des gesamten Umgriffs betragt 7,2 ha,
wobei eine maximale Flache von 6,6 ha der
Energiegewinnung durch Photovoltaik dienen
soll.

[Beschreibung Gebiet RoRlaich]
[Beschreibung Gebiet Fendt]

Im rechtsgultigen Flachennutzungsplan sind die
geplanten Flachen derzeit als Flachen fir die
Landwirtschaft dargestellt. Die Aufstellung der
drei separaten vorhabenbezogenen
Bebauungsplane erfolgt im Parallelverfahren.
Von der Planung sind insb. Belange der
Landwirtschaft, von Natur und Landschaft sowie
des Hochwasserschutzes betroffen.

Gesamtbewertung

Energieversorgung

Gem. Landesentwicklungsprogramm Bayern
i.d.F. vom 16. Mai 2023 (LEP) 6.2.1 Z sind
erneuerbare Energien dezentral in allen
Teilrdumen verstarkt zu erschlie@en und zu
nutzen. Die  weitere  Entwicklung  der
Energieversorgung der Region soll sich
nachhaltig vollziehen. Dabei soll darauf
hingewirkt ~ werden, verstarkt erneuerbare
Energiequellen zu nutzen (vgl. Regionalplan
Oberland (RP17) B X 3.1 G). Unter der
Voraussetzung, dass Ausweisung von Flachen
fur die Errichtung von Anlagen zur Nutzung
erneuerbarer Energien raumvertraglich unter
Abwagung aller berthrten fachlichen Belange
erfolgt, entspricht die Planung grundsétzlich den
raumordnerischen Erfordernissen einer
nachhaltigen Energieversorgung.

Gem. LEP 6.23 G sollen Freiflachen-
Photovoltaikanlagen weiter vorzugsweise auf

[Beschreibung des Sachverhalts, keine
Wiirdigung/Abwéagung erforderlich.]

Zu Gesamtbewertung

Zu Energieversorgung

Es dient der Kenntnisnahme, dass die Errichtung von
Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien
raumvertraglich unter Abwagung aller berihrten fachlichen
Belange erfolgen soll und aus Sicht der Regierung von
Oberbayern die Planung grundsatzlich den
raumordnerischen Erfordernissen einer nachhaltigen
Energieversorgung entspricht.

Eine Anderung der Planung sowie Abwé&gung aufgrund der
Stellungname ist nicht veranlasst.

Es ist nachvollziehbar, dass die Module aufgrund einer
Hohe von max. 4,60m das Landschaftshild mehr
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Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

vorbelasteten Standorten realisiert werden. An
geeigneten Standorten soll auf eine Vereinbarkeit
der Erzeugung von Solarstrom mit anderen
Nutzungen dieser Flachen, insbesondere der
landwirtschaftlichen  Produktion,  hingewirkt
werden.

Wir gehen davon aus, dass die Anlagen durch die
geplante Modulhéhe von 4,60 Metern das
Landschaftsbild selbst weit mehr beeintréchtigt
als die Kreis- bzw. Bundesstralen an jenen
Standorten. Die Standorte werden somit als nicht
vorbelastet im landesplanerischen  Sinne
bewertet. Der raumordnerische Grundsatz ist von
der Marktgemeinde in der Gesamtabwagung zu
bertcksichtigen.

Landwirtschaft

Die Planflachen weisen teilweise eine nach der
BayKomV uberdurchschnittliche Ertragsfahigkeit
gegentiber dem Landkreisschnitt auf. Geman
LEP 5.4.1 G soll sich die Inanspruchnahme von
landwirtschaftlich genutzten Flachen durch
raumbedeutsame Planungen und Maflihahmen
auf den notwendigen Umfang beschranken (vgl.
auch RP 17 B Il 2 Z). Die geplanten
Festsetzungen, wodurch die von den Modulen
Uberstellte Flache maximal 50% betragen darf,
ermdglichen im  Geltungsbereich  weiterhin
landwirtschaftliche Nutzung (Rinderbeweidung).
Die Flache geht somit fur die Landwirtschaft nicht

verloren, was aus raumordnerischer Sicht
begrifdt wird.
Hochwasserschutz

Die geplanten Vorhaben befinden sich in
wassersensiblen Bereichen (vgl. Umweltatlas).
Die Risiken durch Hochwasser sollen soweit als
maglich verringert werden (vgl. LEP 7.2.5 G). Den
Belangen des Hochwasserschutzes ist in
Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt
Rechnung zu tragen.

beeintrachtigen als die vorhandene Kreisstral3e im Norden
der Anlage. Die KreisstraBe weist im Abschnitt des
Planungsgebiets keinerlei straRenbegleitende Begriinung
auf. Zudem verlaufen entlang der KreisstraRe keine
Erholungswege wie z. B. Geh- oder Radwege. Es ist somit
von keiner landschaftshild- oder erholungsbedeutenden
StraRenfiihrung auszugehen, weshalb aus planerischer
Sicht durchaus von einer Vorbelastung ausgegangen
werden kann. Darlber hinaus besteht durch die nérdlich
verlaufende Kreisstral3e bereits eine Barrierewirkung fur
Wildtiere sowie eine Larmbelastung. Durch die Planung
wird im Zuge des Ausgleichs- und Minimierungskonzepts
Baumpflanzung entlang der Kreisstral3e entwickelt, was
den Zielvorgaben des Flachennutzungsplans entspricht.
Dadurch werden einerseits die Auswirkungen auf das
Landschaftsbild minimiert  und langfristig  eine
Strukturanreicherung der Landschaft erreicht. Die
Gemeinde hat somit den Belang des Landschaftshilds
durch entsprechende Ausgleichs- und
Minimierungsmaflinahmen berlicksichtigt und gewichtet
die Erzeugung erneuerbarer Energien gem. § 2 EEG als
vorrangigen Belang in der Schutzgiterabwagung
schwerer. Darliber hinaus erfolgt die Energieerzeugung
durch den multifunktionalen Ansatz flachenschonend und
ermdglicht den bewirtschaftenden Betrieben nahezu
uneingeschrankt die Weiternutzung der Flachen in
bisheriger Form.

Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungname ist
nicht veranlasst.

Zu Landwirtschaft

Es dient der Kenntnisnahme, dass aus raumordnerischer
Sicht die Flachen fur die Landwirtschaft nicht verloren
gehen, da maximal 50 % der Flache mit Modulen uberstellt
wird. Hier wird vorsorglich noch angemerkt, dass auch die
Flachen unter den Modulen weiterhin wie bisher
landwirtschaftlich genutzt werden. Nachdem die DIN
SPEC 19434 Anwendung findet, wird auch Sorge
getragen, dass die landwirtschaftliche Hauptnutzung
bestehen bleibt.

Eine Anderung der Planung sowie Abwéagung aufgrund der
Stellungname ist nicht veranlasst.

Zu Hochwasserschutz

Der Hinweis dient der Kenntnisnahme. Im Zuge der
frihzeitigen Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB teilte das
zustandige Wasserwirtschaftsamt Weilheim fur den
Bereich Strallen mit, dass aus wasserwirtschaftlicher Sicht
grundsétzlich keine Bedenken bestehen (Schreiben vom
12.07.2023, Az.: 2-4622-WM139-16959/2023). Die darin
vorgebrachten Hinweise zZu vorsorgendem
Grundwasserschutz  und zu voraussichtlich hohen
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Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

Natur und Landschaft

Bei der Realisierung einer Freiflachen-
Photovoltaikanlage ist grundsatzlich auf eine an
die Umgebung schonende Einbindung in das
Orts- und Landschaftsbhild zu achten (vgl. LEP
7.1.1G).

Den Belangen von Natur und Landschaft ist
diesbezulglich in enger Abstimmung mit der
unteren Bauaufsichts- und unteren
Naturschutzbehdrde Rechnung zu tragen. Die flr
den Eingriff in  Natur und Landschaft
erforderlichen Ersatz- und
AusgleichsmafRnahmen sind zudem in Ab-
stimmung mit Letzterer festzulegen.

Einzelbewertung der Teilflachen
Gebiet Strallen
Natur und Landschaft

Neben den o.g. allgemeinen Ausfihrungen
wollen wir im Bereich Strallen darauf hinweisen,
dass sich die geplante Anlage in einem
Okologisch und landschaftlich sensiblen Bereich
befindet. So wird mit dem Vorhaben u.a.
Moorboden Uberplant. Moore sind natirliche
Speicher fir Kohlendioxid und andere
Treibhausgase. Sie sollen deshalb erhalten und
soweit noétig und maoglich, wieder in einen
naturnahen Zustand versetzt werden (vgl. LEP
1.3.1 G). Westlich des Geltungsbereichs ist durch
die Planung das Biotop 8132-0219-005
.oinkgraben  nérdlich  von  Tritschenkreut®
betroffen. Lebensrdume fir wildlebende Arten
sollen gesichert werden (vgl. LEP 7.1.6 G; RP 17
B | 2.4.1 7). AuRBerdem liegt der Planbereich in
einer gem. der bayernweiten Schutzgutkarte
.Landschaftsbild / Landschaftserleben /
Erholung“ in einer Landschaftsbildeinheit mit
Uberwiegend hoher landschaftlicher Eigenart
(Stufe 4 von 5) und hoher Erholungswirksamkeit
(Stufe 3 von 3) (vgl. LfU 2015). Den Belangen von
Natur und Landschaft kommt somit eine hohe
Bedeutung zu.

Weiterhin liegt die geplante Flache im
Randbereich der bedeutsamen Kulturlandschaft
54-A Hoher PeiBenberg (vgl. LfU 2012).
Historisch  gewachsene, identitatspragende
Kulturlandschaften (vgl. LEP 8.4.1) kdnnen bei
grol3flachigen Agri-Photovoltaikanlagen negativ

Grundwasserstanden werden
beriicksichtigt.

entsprechend

Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungname ist
nicht veranlasst.

Natur und Landschaft

Der Hinweis dient der Kenntnisnahme. Eine Abstimmung
mit der zustandigen Unteren Naturschutzbehérde des
Landratsamts Weilheim-Schongau ist erfolgt.

Eine Anderung der Planung sowie Abwagung aufgrund der
Stellungname ist nicht veranlasst.

Zu Einzelbewertung der Teilflachen
Gebiet Strallen
Natur und Landschaft

Es dient der Kenntnisnahme, dass sich der vorliegende
Standort aufgrund der Lage in einem 6kologischen und
landschatftlich sensiblen Bereich befindet, dieser Belang
wird auch im Umweltbericht entsprechend behandelt.
Zudem wird vorgebracht, dass u.a. Moorbdden Uberplant
werden. Das zwischenzeitlich erstellte Bodengutachten
fuhrt aus, dass im Untersuchungsgebiet Kiese der
Schottermoréne teilweise von einer méchtigen Talftllung
und teilweise von Niedermoortorf und Anmoor Uberdeckt
werden (ca. 0,3 bis 0,8 m Machtigkeit). Die Bereiche der
anmoorigen Bdden, werden in der Bodenschéatzung des
BayernAtlas als Misch- und Schichtbdden sowie kinstlich
veranderte Béden angegeben. Durch die Errichtung der
Anlage bleiben die vorhandenen Béden zudem erhalten,
da nahezu kein Bodenabtrag erfolgt. In Bereichen fur
Grindungen oder Zuwegungen ist der Bodenabtrag auf
maximal 0,5 m begrenzt. Das Bodenschutzkonzept sieht
zudem vor, dass der Oberboden beim Ausheben der
Kabelgraben gesondert zu lagern und nach dem Verfillen
der Graben wieder als Oberboden einzubauen (8 202
BauGB Schutz des Mutterbodens) ist.

Hinsichtlich Natur und Landschaft wird auf die
Ausfuhrungen in der Begrindung zum vorliegenden
Bebauungsplan (S. 13 f.) sowie vorangehende Abwagung
zum Themenpunkt ,Energieversorgung®“ verwiesen.

Aufgrund der hinsichtlich einer Einsehbarkeit des
Plangebiets glinstigen Lage, ist von keiner Fernwirkung
der Anlage auszugehen. Daher wird auch eine
Beeintrachtigung der genannten bedeutsamen
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Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

beeinflusst und Uberpragt werden. Deshalb
kommt auch deren Schutz und Entwicklung eine
besondere Bedeutung zu.

Die Gemeinde fiihrt in den Planunterlagen aus,
dass das Plangebiet keiner nennenswerten
Erholungsfunktion unterliege und in die
Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts durch das
Planungsvorhaben nicht wesentlich eingegriffen
wird. Durch die bestehenden und neu zu
pflanzenden Gehoélzstrukturen — die wiederum
zur Biotopvernetzung beitragen sollen — sowie
der vorhandenen Topographie sei voraussichtlich
mit keiner Fernwirkung zu Siedlungsflachen zu
rechnen. Eine Barrierewirkung fir die Tierwelt
werden durch die geplante Anlage zudem nicht
verschlechtert, da zum jetzigen Planungsstand
keine feste Einzdunung der PV-Anlage
vorgesehen ist. Ob durch die festgesetzten
MalBnahmen die Belange von Natur und
Landschaft ausreichend berlcksichtigt werden,
ist von der unteren Naturschutzbehorde zu
bewerten.

Gebiet Fendt

[Stellungnahme zum Gebiet Fendt wird im
jeweiligen Verfahren aufgefihrt.]

Gebiet RoR3laich

[Stellungnahme zum Gebiet RoRlaich wird im
jeweiligen Verfahren aufgefihrt.]

Ergebnis
Bei Berlicksichtigung der 0.g. Belange stehen die

Erfordernisse der Raumordnung den Planungen
nicht entgegen.

Kulturlandschaft 54-A Hoher PeiRenberg als gering
eingestuft. Die unter 54-A genannten bedeutsamen
Kulturlandschaftselemente (Wallfahrtskirche .Maria
Himmelfahrt* & Gnadenkapelle ,Unsere Liebe Frau®, das
meteorologische Observatorium) werden durch das
geplante Vorhaben nicht beeintrachtigt. Die
Grinlandnutzung mit Rinderbeweidung bleibt dariber
hinaus bestehen und zukunftsfahig durch die Erzeugung
erneuerbarer Energien ergénzt. Die Auswirkungen auf das
Landschaftsbild werden durch entsprechende Ausgleichs-
und Vermeidungsmaflnahmen minimiert.

Die Begrindung und der Umweltbericht werden
hinsichtlich der genannten Kulturlandschaft 54-A Hoher
PeiRenberg ergénzt. Dariiber hinaus ist keine Anderung
der Planung aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Die Fachliche Wiurdigung und Abwagung erfolgt im
jeweiligen Bauleitplanverfahren.

Die Fachliche Woirdigung und Abwagung erfolgt im
jeweiligen Bauleitplanverfahren.

Der Hinweis dient der Kenntnisnahme.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wiirdigung ergénzt. Die Hinweise werden zur

Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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Planungsverband Region Oberland

Az.: 21-R-BLP

vom 27.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwégung

[...] auf Vorschlag unserer
Regionsbeauftragten schlieRen wir uns der
Stellungnahme der héheren
Landesplanungsbehérde vom 27.06.2023 an.

Es wird analog auf die fachliche Wurdigung/ Abwagung
zur Stellungnahme der Regierung von Oberbayern
verwiesen (Nummer 03).

Beschlussvorschlag

werden zur Kenntnis genommen.

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wurdigung ergéanzt. Die Hinweise

Beschluss: :

Wasserwirtschaftsamt Weilheim

Az.: 2-4622-WM139-16959/2023

vom 12.07.2023

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwagung

Gegen den Bebauungsplan bestehen bei
Beachtung folgender Stellungnahme keine

grundsatzlichen Bedenken aus
wasserwirtschaftlicher Sicht:

1. Vorsorgender Grundwasserschutz

Far  die Errichtung  von Freiflachen-

Photovoltaikanlagen wurde vom Bayerischen
Landesamt fir Umwelt der Praxis-Leitfaden fir
die Okologische Gestaltung von Photovoltaik

Freiflachenanlagen (Stand Januar 2014)
herausgegeben.

Diese Handlungshilfe nennt auch
wasserwirtschaftliche Anforderungen far

Photovoltaikanlagen, insbesondere im Hinblick
auf den Grundwasserschutz.

Werden verzinkte  Stahlprofile fur die
Modultische etc. verwendet, muss sichergestellt
sein, dass diese nicht in die geséttigte Zone oder
den Grundwasserschwankungsbereich
eingebracht werden, da sonst Zink verstarkt in
Lésung geht. Sollte dies der Fall sein, mussen
andere Materialien (z.B. Edelstahl, Aluminium
etc.) oder andere Grundungsverfahren (z.B.
Streifenfundamente) gewahlt werden. Dies ist
ganz besonders in den Gebieten mit hohen
Grundwasserstanden und im Vorranggebiet der
Wasserversorgung (Flur Nr. 225)

Fur die Reinigung der PV-Module durfen keine
Reinigungsmittel eingesetzt werden. Eine
etwaige Reinigung darf nur mit Wasser ohne
Zusatze erfolgen.

Es dient der Kenntnisnahme, dass von der Planung
Belange der Wasserwirtschaft nicht berthrt werden,
sofern die vorgebrachten Anregungen berticksichtigt
werden.

Zu 1. Vorsorgender Grundwasserschutz

Die Textlichen Festsetzungen werden hierzu unter § 8
Abs. 5 ergénzt und eine entsprechende Regelung im
Durchfihrungsvertrag aufgenommen. Die Begriindung
wird unter Ziffer 8.1 erganzt und der Umweltbericht unter
2.2 und 2.4 Uberarbeitet.

Die genannte Flurnummer ist nicht existent und kann
dem Plangebiet nicht zugeordnet werden. Es ist zudem
nicht bekannt, dass innerhalb sowie im Umfeld des
Plangebiets ein Vorranggebiet der Wasserversorgung
ausgewiesen ist. Es wird um Berichtigung der
Stellungnahme gebeten.

Dieser Belang ist bereits in den Festsetzungen
berucksichtigt (vgl. § 9 Abs. 2 Nr. 1).
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Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

Firr Oltransformatoren sollten nach Mdglichkeit
Transformatoren ohne Mineralél gewahlt und
stattdessen auf nicht wassergefahrdende
synthetische Ester zurtickgegriffen werden. Bei
Verwendung von Oltransformatoren, die
wassergefahrdende Stoffe (Transformatorendl)
enthalten, ist im Genehmigungsverfahren die
fachkundige Stelle fur Wasserwirtschaft zu
beteiligen.

Alternativ zu den Oltransformatoren konnen
auch Trockentransformatoren verwendet
werden, diese kdnnen ohne besondere bauliche
Vorkehrungen fir den Gewasserschutz errichtet
werden.

Auf den Flachen der Photovoltaikanlage darf
kein Einsatz von Pflanzenschutzmittel oder
Herbiziden erfolgen.

2. Grundwasser

Im Umgriff des Vorhabengebietes sind keine
Grundwassermessstellen des
Landesgrundwasserdienstes vorhanden, fur die
langjahrige Aufzeichnungen Uber den
Grundwasserflurabstand  existieren.  Daher
kdénnen keine genauen Aussagen Uber den
Grundwasserflurabstand  getroffen  werden.
Unabhangig hiervon zeigen unsere Daten an,

dass im Gebiet teilweise hohe
Grundwasserstande zu erwarten sind.
Die Erkundung des Baugrundes obliegt

grundséatzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein
Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes Grund-
oder Hangschichtenwasser sichern muss. Sollte

Grundwasser erschlossen werden, ist das
Landratsamt Weilheim-Schongau Zu
benachrichtigen und eine entsprechende

wasserrechtliche Erlaubnis gem. Art. 15 bzw. 70
(Erlaubnis  mit  Zulassungsfiktion)  Bayer.
Wassergesetz (BayWG) bzw. § 8 WHG
einzuholen.

Sollten Oltransformatoren verwendet werden, dirfen
diese nur unter Berilicksichtigung des 8§ 62 WHG
(Wasserhaushaltsgesetzes) errichtet werden. Hierzu hat

der  Vorhabentrager der  Marktgemeinde  ein
entsprechendes Zertifikat der ausfiihrenden Firma
vorzulegen.

Die Textlichen Festsetzungen werden hierzu Unter § 8
Abs. 6 erganzt und eine entsprechende Regelung im
Durchfuhrungsvertrag aufgenommen. Die Begrundung
wird unter Ziffer 8.1 erganzt.

Der Anregung wird gefolgt und unter 8 9 Abs. 2 eine
entsprechende Festsetzung ergéanzt.

Das  zwischenzeitlich  erstellte Bodengutachten
(ConSoGeol GmbH & Co. KG; Stand 12.06.2023)
bestétigte, dass in Teilbereichen oberflachennahes
Grundwasser vorliegt. In den Textlichen Hinweisen und
nachrichtlichen Ubernahmen wird unter Ziffer 2.4 ein
entsprechender Hinweis erganzt.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wirdigung geéndert. Die Hinweise werden

zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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Staatliches Bauamt Weilheim

Az.: S13-4622-323/23

vom 28.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwagung

Gegen die Aufstellung bzw. Anderung der
Bauleitplanung  bestehen  seitens  des
Staatlichen  Bauamtes  Weilheim  keine
Einwande, wenn die unter 2.2 ff genannten
Punkte beachtet werden.

Beabsichtigte eigene Planungen und
MaRRnahmen, die den o0.g. Plan berihren
kénnen, mit Angabe des Sachstandes

Das Staatliche Bauamt beabsichtigt im Zuge
der Kreisstralle WM13 folgende MalRnhahmen
durchzufiihren:

Das Staatliche Bauamt beabsichtigt, die
Kreisstralle WM 13 auszubauen.

Gemal § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB ist der geplante
Ausbau der Stral3e bei der Bauleitplanung zu
berlcksichtigen. Der  Ausbau ist in
beiliegendem Plan dargestellt.

Sonstige fachliche Informationen und
Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit
zu dem o.g. Plan, gegliedert nach
Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und
gaf. Rechtsgrundlage:

Hinweis: Fur den Verkehr auf der Kreisstralle
WM 13 darf keine Gefahrdung durch eine
,Blendung“, bedingt durch die Solarmodule
ausgehen.

Die vorgebrachten Themenpunkte werden wie folgt
bertcksichtigt:

Die  Planzeichnung wird entsprechend unter
Berticksichtigung des geplanten Ausbaus der
KreisstraRe WM 13 angepasst. Es wird jedoch darauf
hingewiesen, dass der Grundstiickseigentiimer hiertber
noch nicht informiert wurde, und durch die
Herausnahme der betroffenen Flache aus dem
Sondergebiet durch entsprechende Leistungseinbuf3en
finanzielle Auswirkungen entstehen. Es findet hierzu im
weiteren Planungsverlauf eine Abstimmung mit dem
Staatlichen Bauamt Weilheim statt.

Die Kreisstrafie WM 13 ,Forster Strale” verlauft nérdlich
des Plangebiets. Aufgrund der Modulausrichtung nach
Suden und geplanten Eingriinung im Norden, wird nach
aktuellem Planungsstand von keiner Beeintrachtigung
der Verkehrsteilnehmer ausgegangen. Zur Bewertung
der malRgeblichen Immissionsorte und -situationen
wurden daruber hinaus die Hinweise zur Messung,
Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen der
Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft fir Immissionsschutz
(LAI) herangezogen. Demnach kénnen
Immissionssorte, welche sich noérdlich der Anlage
befinden, von einer Beeintrachtigung ausgeschlossen
werden.

In den Textlichen Hinweisen zum Bebauungsplan wird
unter Beruicksichtigung der Stellungnahme vorsorglich
folgender Zusatz erganzt:

Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei zur
nordlich verlaufenden Kreisstrale WM 13 hin zu
gestalten. Sie sind so anzuordnen, dass jegliche
Geféahrdung des Verkehrs auf der KreisstraRe WM 13
durch eine ,Blendung®, bedingt durch die Solarmodule,
ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der Inbetriebnahme
eine durch die PV-Module verursachte, den Verkehr
gefahrdende Blendung herausstellen, so sind vom
Anlagenbetreiber in Riucksprache mit den jeweiligen

Seite 27 von 118




Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

Aus Griunden der Verkehrssicherheit dirfen
keine neuen Baume innerhalb eines Abstandes
von 7,50 m vom Fahrbahnrand der KreisstralRe
gepflanzt werden.

Fachstellen (StBA Weilheim, LRA Weilheim-Schongau)
entsprechende Vorkehrungen zu treffen.

Der Anregung wird gefolgt. In die Textlichen
Festsetzungen wird aufgenommen, dass durch
Baumpflanzungen ein Abstand von 7,50m zum
Fahrbahnrand der Kreisstraf3e einzuhalten ist.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wirdigung/ Abwégung geéandert.

Beschluss: :
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Amt fur Ernéahrung, Landwirtschaft und Forsten Weilheim i. OB.

Az.: AELF-WM-L2.2-4612-56-2-3

vom 04.07.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

Aus dem Bereich Landwirtschaft:

Diese Bauleitplanung darf bestehende
landwirtschaftliche Betriebe in ihrer
Entwicklung nicht beeintrachtigen.

Dartber hinaus darf die Bewirtschaftung der
angrenzenden Flachen nicht beeintrachtigt
werden. Aufgrund der geplanten Umzaunung

ist dafir Sorge zu tragen, dass die
umliegenden landwirtschaftlichen Flachen
ungehindert bearbeitet werden konnen.

Sinnvoll ist ein Grenzabstand von mindestens
0,5 m, damit die Bewirtschaftung der
angrenzenden landwirtschaftlichen Flachen
uneingeschrénkt erfolgen kann.
(Schwengelrecht/ Anwenderecht).

Weiterhin muss gewahrleistet sein, dass

bestehende Wirtschaftswege in
ausreichender Breite nutzbar und erhalten
bleiben.

Ortsiibliche landwirtschaftliche Emissionen,
besonders Staubemissionen, sind von den
Betreibern in jedem Fall zu dulden.

Wir weisen ausdricklich darauf hin, dass bei
allen Vorhaben der Verbrauch an
landwirtschaftlichen Flachen auf ein Minimum
zu reduzieren ist. Durch diese Planung gehen
ca. 7,5 ha landwirtschaftlich genutzte Flache

verloren, die der Erzeugung von
Nahrungsmitteln dienen.
Als Trager offentlicher Belange fur die

Belange der Landwirtschaft sehen wir den
hohen Verbrauch an landwirtschaftlicher

Zum Bereich Landwirtschatft:

Die Bauleitplanung dient zur nachhaltigen und
zukunftsorientierten Ausrichtung bestehender
landwirtschaftlicher Betriebe. Die gegenwartige
Nutzung wird zwischen und unter den Modulen wie
bisher fortgefiihrt. Die Anlage wird unter Beachtung
der DIN SPEC 91434 errichtet, wonach die die
landwirtschaftliche Hauptnutzung bestehen bleibt. Der
Hinweis ist fur die vorliegende Bauleitplanung folglich
nicht relevant.

Es ist keine Abwégung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Die geplante Umzaunung entspricht den bereits
vorhandenen Zaunen (Weidezaune). Eine
Beeintrachtigung der umliegenden Flachen ist somit
nicht gegeben. Sollten aus versicherungstechnischen
Grunden andere Einfriedungsarten erforderlich sein,
so durfen diese ausschlieBlich innerhalb der
festgesetzten Baugrenze errichtet werden. Diese halt
einen Abstand von 3m zu den benachbarten
Grundstiicken ein.

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.
nicht

In  bestehende wird

eingegriffen.

Wirtschaftswege

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Die Flachennutzung der umliegenden Grundstulicke ist
dem Vorhabentrager bekannt. Ein entsprechender
Hinweis ist bereits unter Ziffer 7 der Textlichen
Hinweise und nachrichtlichen Ubernahmen
aufgenommen.

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Dem Einwand kann nicht gefolgt werden, da die
vorliegende Planung diesem Belang in hohem Mal3e
Rechnung trégt. Nachdem die Flache lediglich mit
hochaufgestéanderten Modulen tiberstellt wird, wird die
gegenwartige Nutzung zwischen und unter den
Modulen wie bisher fortgefuhrt. Die landwirtschaftliche
Hauptnutzung wird gesichert, wodurch keine Flache
der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen wird. Die
Gemeinde ist sich der Thematik des Flachenverlusts
bewusst, weshalb es ihr ein gro3es Anliegen ist, die
Errichtung der Agri-PV Anlage zu ermdglichen.
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Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

Nutzflache in der Region zunehmend mit
Sorge.

Aus dem Bereich Forsten:

Forstfachliche Belange sind von der Planung
nicht betroffen. Insofern bestehen keine
Einwande.

Fur Ruckfragen stehen wir gerne zur
Verfugung.

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Zum Bereich Forsten:

Es dient der Kenntnisnahme, dass forstliche Belange
nicht betroffen sind.

Beschlussvorschlag

Entsprechend der fachlichen Wdrdigung
Bebauungsplanvorentwurfs.

und Abwagung erfolgt keine Anderung des

Beschluss: :
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20 Eisenbahn-Bundesamt AufRenstelle Miinchen vom 13.06.2023

Az.: 65145-651 pt/011-2023#412

Stellungnahme Fachliche Wurdigung / Abwagung

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zustandige | Es dient der Kenntnisnahme, dass die Belange des
Planfeststellungsbehdrde far die | Eisenbahn-Bundesamt durch die Planung nicht berthrt
Betriebsanlagen und die | sind und somit keine Bedenken bestehen.

Bahnstromfernleitungen
(Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des
Bundes. Es prift als Trager Ooffentlicher
Belange, ob die zur Stellungnahme
vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die
Aufgaben nach § 3 des Gesetzes uber die
Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes
beriihren.

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamt
werden von der friihzeitigen Beteiligung des
Bebauungsplans  "Sondergebiet  Agri-PV
RoRlaich" im Markt Peil3enberg nicht berlhrt.
Insofern bestehen keine Bedenken.

Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn- | Die Deutsche Bahn AG wurde bereits beteiligt. Von
Bundesamt nicht die Vereinbarkeit aus Sicht | dieser ging keine Stellungnahme ein. Insofern wird
der Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen | davon ausgegangen, dass auch von dieser Seite keine
und der Bahnstromfernleitungen prift. Die | Bedenken bestehen.

Betreiber dieser Anlagen sind moglicherweise
betroffen. Ich empfehle daher, die Deutsche
Bahn AG, DB Immobilien, Kompetenzteam
Baurecht, Region Sid, Barthstral3e 12, 80339
Minchen
(ktb.muenchen@deutschebahn.com) am
Verfahren zu beteiligen, sofern nicht bereits
geschehen. Diese Stelle Ubernimmt die
Koordination  der jeweils  betroffenen
Unternehmensbereiche und die Abgabe einer
gesamten Stellungnahme fiir den Konzern der
Deutschen Bahn bei Bauleitplanungen und
Bauvorhaben Dritter.

Beschlussvorschlag

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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21

Bayernwerk Netz GmbH

Az.: TAS Ne 8675

vom 21.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwagung

[...] gegen das Planungsvorhaben bestehen von
unserer Seite keine Einwande. Im Geltungsbereich
befinden sich keine von uns betriebene Anlagen, welche
fur das Vorhaben relevant sind.

Losgelést von mdoglichen Festlegungen zu einem
Netzanschluss- bzw. Verknipfungspunkt mit dem
Stromnetz der allgemeinen Versorgung im Rahmen
dieser Bauleitplanung erfolgt diese Festlegung
ausschlieBlich im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben
wie z.B. EEG, KWK-G.

Wir bedanken uns fir die Beteiligung am Verfahren und
bitten Sie, uns bei weiteren Verfahrensschritten zu
beteiligen.

Der Vorhabentrager wird hiertiber informiert. Die Hinweise dienen
der Kenntnisnahme.

Beschlussvorschlag

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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2. Offentlichkeit

Seitens der Offentlichkeit wurden keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht.

Beschlussvorschlag:

Beschlussvorschlag zum Billigungs- und Auslegungsbeschluss:

Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass folgende Trager keine Stellungnahmen
abgegeben haben:

Keine Stellungnahmen haben abgegeben:

07 Bayerischer Bauernverband

09 Amt fir Breitband, Digitalisierung und Vermessung
10 BUND Naturschutz in Bayern e.V.

11 Landesbund fur Vogelschutz in Bayern e.V.

12  Verein fur Landschaftspflege, Artenschutz & Biodiversitat e.V. (VLAB)
13 Bayerisches Landesamt fir Denkmalpflege

16  Deutsche Telekom Technik GmbH

18 Immobilien Freistaat Bayern — Bergrechteverwaltung
19 DB Netz AG Regionalbereich Sud

23 PeilRenberger Kraftwerksges. mbH

24  Gemeindewerke PeilRenberg KU

26 Gemeinde Polling

27 Gemeinde HohenpeilRenberg

29 Gemeinde Bobing

Seitens der Offentlichkeit wurden keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht.

Abstimmungsergebnis: 19:1

Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass von folgenden Tragern eine Stellungnahme ohne
Bedenken eingegangen ist:

14  Industrie- und Handelskammer vom 29.06.2023

15 Handwerkskammer vom 05.07.2023

17 Regierung von Oberbayern Bergamt Siidbayern vom 06.07.2023
22 LEW Verteilnetz GmbH (LVN) vom 03.07.2023

25 Gemeinde Oberhausen vom 07.07.2023

26 Gemeinde Polling vom05.07.2023

28 Gemeinde Wessobrunn vom 04.07.2023

Abstimmungsergebnis: 19:1
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Der Markgemeinderat beschliel3t Uber folgende Stellungnahmen mit Bedenken, Anregungen oder

Hinweisen:

Stellungnahmen mit Bedenken oder Anregungen haben vorgebracht:

1. TOB

01-1 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Naturschutz vom 29.06.2023
Abstimmungsergebnis:

01-2 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Immissionsschutz vom 29.06.2023
Abstimmungsergebnis:

02 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Brandschutz vom 03.07.2023
Abstimmungsergebnis:

03 Regierung von Oberbayern vom 27.06.2023
Abstimmungsergebnis:

04 Regionaler Planungsverband Oberland vom 27.06.2023
Abstimmungsergebnis:

05 Wasserwirtschaftsamt Weilheim vom 12.07.2023
Abstimmungsergebnis:

06 Staatliches Bauamt Weilheim vom 16.06.2023
Abstimmungsergebnis:

08 Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten vom 04.07.2023
Abstimmungsergebnis:

Mit Hinweisen haben vorgebracht:
20 Eisenbahn-Bundesamt AulRenstelle Miinchen vom 15.06.2023
Abstimmungsergebnis:

21 Bayernwerk vom 21.06.2023
Abstimmungsergebnis:

19:1

19:1

19:1

19:1

19:1

19:1

19:1

19:1

19:1

19:1
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Billigungs- und Auslegungsbeschluss

Der Marktgemeinderat billigt den vom Blro OPLA ausgearbeiteten Entwurf zum Bebauungsplan
"Sondergebiet Agri-Photovoltaikanlage Gebiet Strallen® in der Fassung vom 26.07.2023 mit den
heute beschlossenen Anderungen.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Verfahren gemaf 8 3 Abs. 2 und 8§ 4 Abs. 2 BauGB
mit den vorliegenden geéanderten Unterlagen durchzufihren.

Abstimmungsergebnis: 19:1

5 Vollzug des BauGB; Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan fir
eine "Agri-Photovoltaikanlage im Gebiet Rof3laich”; Friihzeitige
Beteiligung der Offentlichkeit und TOB; Abwéagung der
eingegangenen Stellungnahmen

Sachverhalt:

FUR DEN BEBAUUNGSPLAN
"SONDERGEBIET AGRI-
PHOTOVOLTAIKANLAGE RORLAICH -
GEMARKUNG PEIBENBERG*

- Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen, die wahrend der friihzeitigen Beteiligung
der Trager offentlicher Belange und der Offentlichkeit vorgebracht wurden (88 3 Abs. 1 und 4
Abs. 1 BauGB)

- Billigungs- und Auslegungsbeschluss
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Vorbemerkungen

Insbesondere die internationalen und nationalen Vorgaben zum Ausbau erneuerbarer Energien
und die aktuellen Herausforderungen hinsichtlich der Bereitstellung klimaneutraler und
staatenunabhangiger Energien erfordern ein schnelles Handeln der Kommunen. Gleichzeitig ist
sparsam mit Grund und Boden umzugehen, um unter anderem auch die landwirtschaftlichen
Nutzflachen nicht weiter zu reduzieren. Solaranlagen sind nur unter bestimmten Voraussetzungen
im Auf3enbereich im Sinne des § 35 Abs. 1 BauGB privilegiert. Diese Voraussetzungen sind im
vorliegenden Fall nicht erfillt, weshalb eine vorbereitende (Flachennutzungsplan) und eine
verbindliche (Bebauungsplan) Bauleitplanung nach dem BauGB erforderlich sind.

Der Markt Peil3enberg mdéchte mit dem hier vorliegenden Bebauungsplan "Sondergebiet Agri-
Photovoltaikanlage Rof3laich — Gemarkung PeiRenberg” und der im Parallelverfahren aufgestellten
6. Anderung des Flachennutzungsplans die planungsrechtlichen Voraussetzungen fur eine Agri-
Photovoltaikanlage schaffen. Hierdurch soll die Energiegewinnung mit erneuerbaren Energien
unterstltzt und ein Beitrag zur Erreichung der internationalen Klimaziele geleistet werden.
Gleichzeitig ist bei einem stetig wachsenden Flachenverbrauch sparsam mit Grund und Boden
umzugehen, um unter anderem auch die landwirtschaftlichen Nutzflachen nicht weiter zu
reduzieren. Daher soll die aktuelle landwirtschaftliche Nutzung (Rinderbeweidung) auf den daftr
vorgesehenen Flachen fortgefuhrt werden. Durch die Doppelnutzung der Flachen kann eine
ressourcenschonende Erzeugung von erneuerbaren Energien erfolgen und der Flachenkonkurrenz
zwischen der Erzeugung von Energie und der Erzeugung von Lebensmitteln entgegenwirkt
werden.

Zur Baurechtschaffung wird ein Sonstiges Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung ,Agri-PV*
im Sinne des 8§ 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. Die Sondergebietsflache betragt 3,6 ha, der
gesamte Geltungsbereich umfasst 4,3 ha. Im aktuell wirksamen Flachennutzungsplan ist der
Bereich als Flache fur die Landwirtschaft dargestellt. Im Zuge der 6. Anderung wird der Bereich
analog zum Bebauungsplan als Sonderbauflache gem. § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO mit der
Zweckbestimmung ,Agri-PV* dargestellt. Der Geltungsbereich umfasst folgende Grundstiicke: Fl.
Nrn. 1491, 1491/4, 1492 (Gemarkung Pei3enberg, OT Rof3laich)

Da das Vorhaben durch einen Vorhabentréager realisiert wird, erfolgt die Aufstellung eines
vorhabenbezogenen Bebauungsplans gemal3 § 12 BauGB i. V. m. § 30 Abs. 1 BauGB.
Elementarer Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist ein Vorhaben- und
ErschlieBungsplan (Teil C).

Auf der 6stlich angrenzenden nachbargemeindlichen Flache der Gemeinde Polling (FI. Nrn. 967,
Teilflache der FI. Nr. 960, Gemarkung Polling) wird die geplante Agri-Photovoltaikanlage
weitergefuhrt. Die Baurechtschaffung erfolgt zeitgleich in einem eigenen Bauleitplanverfahren der
Gemeinde Polling.

Der Marktgemeinderat hat am 14.11.2022 die Aufstellung des Bebauungsplans ,Agri-
Photovoltaikanlage im Gebiet RoRlaich“ beschlossen, am 20.03.2023 den Vorentwurf gebilligt
sowie die Durchfiihrung der friihzeitigen Unterrichtung gem. 8 3 Abs. 1 BauGB und die friihzeitige
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB
beschlossen.

Anderungen zur Fassung vom 20.03.2023

Zur Vorentwurfsfassung vom 20.03.2023 ergaben sich folgende Anderungen:
- Uberarbeitung und Ergénzung der Grunordnung entsprechend der Anregungen der Unteren

Naturschutzbehotrde, des SG Stadtebau (u. a. erganzende Baumpflanzungen im Siiden) sowie
der Anregungen des Staatlichen Bauamts Weilheim.

- Redaktionelle Ergédnzung der Ausfihrungen zum Immissionsschutz in der Begrindung und im
Umweltbericht entsprechend der Anregungen der Unteren Immissionsschutzbehdrde.

- Erganzung denkmalschutzrechtlicher Festsetzungen sowie analoge Uberarbeitung der
Begrindung.

- Erganzung der Textlichen Hinweise bzgl. Blendung.

Fassung vom 17.07.2023




- Erganzung der Textlichen Hinweise bzgl. Brandschutz.

Beteiligungsverfahren

Die Vorschriften sehen ein zweistufiges Beteiligungsverfahren vor. Das Beteiligungsverfahren hat
zum Zweck, eine moglichst vollstandige Ermittlung und zutreffende Bewertung der 6ffentlichen
Belange zu ermdglichen. In einem moglichst frihzeitigen Stadium der Planung werden die
Stellungnahmen der Offentlichkeit, der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange, deren
Aufgabenbereich durch die Planung beriihrt werden kann, zu den allgemeinen Zielen und Zwecken
der Planung eingeholt (88 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB).

Im weiteren Planungsverlauf findet die formelle Beteiligung zum Planentwurf und der Begriindung
statt (8§88 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB).

Die nachfolgend aufgefiihrten Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange wurden in der
Zeit vom 07.06.2023 bis 05.07.2023 am Verfahren gem. § 4 Abs. 1/2 BauGB beteiligt. Die Planung
wurde gem. § 3 Abs. 1/2 BauGB im selben Zeitraum 6ffentlich ausgelegt. Von Seiten der
Offentlichkeit gingen keine Stellungnahmen ein.

Keine Stellungnahmen haben abgegeben:

02 LRA Weilheim-Schongau SG Brandschutz

07 Bayerischer Bauernverband

09 Amt fir Breitband, Digitalisierung und Vermessung
10 BUND Naturschutz in Bayern e.V.

11 Landesbund fur Vogelschutz in Bayern e.V.

12  Verein fir Landschaftspflege, Artenschutz & Biodiversitéat e.V. (VLAB)
16  Deutsche Telekom Technik GmbH

18 Immobilien Freistaat Bayern — Bergrechteverwaltung
19 DB Netz AG Regionalbereich Sud

23  Peienberger Kraftwerksges. mbH

24  Gemeindewerke PeilRenberg KU

26 Gemeinde Polling

27 Gemeinde Hohenpeil3enberg

29 Gemeinde Bobing

Seitens der Offentlichkeit wurden keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht.

Stellungnahmen ohne Bedenken oder Anregungen haben abgegeben:

14  Industrie- und Handelskammer vom 29.06.2023

15 Handwerkskammer vom 05.07.2023

17 Regierung von Oberbayern Bergamt Siidbayern vom 06.07.2023
22 LEW Verteilnetz GmbH (LVN) vom 03.07.2023

25 Gemeinde Oberhausen vom 07.07.2023

26 Gemeinde Polling vom 05.07.2023

28 Gemeinde Wessobrunn vom 04.07.2023

Stellungnahmen mit Bedenken oder Anregungen haben vorgebracht:

1. TOB

01-1 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Naturschutz vom 29.06.2023
01-1 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Immissionsschutz vom 29.06.2023
01-2 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Stadtebau vom 30.06.2023
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03
04
06
08
13

Regierung von Oberbayern vom 27.06.2023

Regionaler Planungsverband Oberland vom 27.06.2023
Staatliches Bauamt Weilheim vom 16.06.2023

Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten vom 04.07.2023
Bayerisches Landesamt fur Denkmalpflege vom 26.06.2023

Mit Hinweisen haben vorgebracht:

05
20
21

Wasserwirtschaftsamt Weilheim vom 28.06.2023
Eisenbahn-Bundesamt Au3enstelle Minchen vom 15.06.2023
Bayernwerk vom 21.06.2023
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1. Trager 6ffentlicher Belange

22 Landratsamt Weilheim-Schongau

22-1 SG Naturschutz (Untere Naturschutzbehorde)

Az.: --

vom 29.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

Einwendungen

Abarbeitung der ist zu

Uberarbeiten

Eingriffsregelung

Rechtsgrundlagen

§ 14 ff. BNatSchG; § 18 Abs. 1 BNatSchG . V.

m. § 1a BauGB
Sonstige  fachliche  Informationen  und
Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit
Zzu dem o0.9. Plan, gegliedert nach

Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und
qgaf. Rechtsgrundlage

Grunordnung:

Einfriedung: In der Anfangsphase ist ein
Wildschutzzaun fur die mehrreihige Hecke der
Ausgleichsflache moglich, dieser ist dann aber
nach der erfolgreichen Anwachsphase zu

entfernen.
Zu 4.1: Ausgleichsflachen durfen nicht
dauerhaft eingezaunt werden.

Wildschutzzaun in der Anwachsphase ist
moglich und anschlieBend zu entfernen.
Baumpflanzungen mit Einzelbaumschutz. Es
wird empfohlen dies auch entsprechend
festzusetzen.

Naturschutz:

Aus Sicht des fachlichen Naturschutzes, und
auch im Hinblick auf artenschutzfachliche

Abwagung

Die Gemeinde hat sich mit der Anregung ausfihrlich
befasst und einer planerischen Bewertung unterzogen.
Unter Abwagung aller Belange gewichtet die
Gemeinde die Belange der flachensparenden,
multifunktionalen Erzeugung erneuerbaren Energien
(gem. 8§ 2 EEG von uberragendem Interesse, welche
der nationalen Sicherheit dienen) schwerer, als die
Bereitstellung eines flachenbezogenen Ausgleichs.
Die Gemeinde nutzt die ihr zugrundeliegenden
Mdglichkeiten, um der Eingriffsregelung gerecht zu
werden und erhebliche Beeintrachtigungen durch die
Planung zu vermeiden. Entsprechend  der
Ausfuhrungen des Umweltberichts sind dariiber hinaus
keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. Die
fachliche  Wiurdigung ist den nachfolgenden
Ausfuhrungen zu entnehmen.

Zu Grunordnung:

Der Anregung wird gefolgt und die Textlichen
Festsetzungen unter § 5 Abs. 4 entsprechend ergénzt.

AuBerhalb der Baugrenzen durfen lediglich
Weidezaune errichtet werden, welche fur das Wild
keine uniberwindbaren Hindernisse darstellen. Es ist
daher keine Anderung veranlasst. In den
Festsetzungen wird unter 8 10 als Hinweis ergénzt,
dass ein Einzelbaumschutz empfohlen wird.

Zu Naturschutz:

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sicht der
Fachbehérde keine naturschutzfachlichen und
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Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwéagung

Belange stehen der geplanten Ausweisung
einer groRflachigen Agri-PV-Anlage am
gewdhlten  Standort naturschutzfachliche
Belange nicht entgegen. Es gibt aber einen
Anpassungsbedarf in Bezug auf die
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung,
welche auch im Zuge der Bauleitplanung der
Gemeinde abgehandelt werden muss. Den
Anforderungen gerecht zu werden obliegt
dabei der Gemeinde in ihrem Wirkungskries.

Im Freistaat wird hierzu als Planungshilfe der
Leitfaden zum Bauen im Einklang mit Natur
und Landschaft des Staatsministeriums fir
Wohnen, Bau und Verkehr herangezogen.
Zusatzlich kdénnen die veralteten Hinweise
zum Bau von Freiflachen-Photovoltaik
Anlagen aus dem Schreiben der obersten
Baubehdérde von 2009 oder aus dem aktuellen
Rundschreiben von 2021 (StMUV, StMB)
verwendet werden. Die Vorhabentrager und
das Planungsbiro sind durch die uNB
mehrfach auf die bestehenden Mdglichkeiten
zur  Abhandlung der Eingriffsregelung
hingewiesen worden.

Es liegt im Ermessen der Gemeinde nach dem
alten Leitfaden von 2001 in Kombination mit
dem Schreiben von 2009 vorzugehen.
Wohlbemerkt ist eigentlich auch in dem
Schreiben die extensive Bewirtschaftung der
Flachen angedacht. Der Ausgleichsbedarf
reduziert sich so auf den Faktor 0.1 der Flache
und ist somit geringer als eine Berechnung
nach dem neuen Leitfaden von 2021, welcher
auf einem Wertpunkt gestitzten Ansatz
ahnlich der BayKompV ful3t. Da dies
grundsatzlich fur die Gemeinde mdglich ist,
muss das Vorgehen auch von der uNB
akzeptiert werden. Aus naturschutzfachlicher
Sicht ist ein Ausgleich und die Berechnung
nach neuen Standards selbstverstandlich zu
favorisieren. Dies wurde den Vorhabentragern
auch mitgeteilt.

Die Berechnung nach dem alten Vorgehen
stellt die maximale Reduktion des
Ausgleichsbedarfs dar, sofern nicht nach den
Hinweisen des Rundschreibens von 2021
vorgegangen und der Ausgleichsbedarf
dadurch auf 0 reduziert werden kann. Da bei
allen PV-Anlagen Standorten des aktuellen
Vorhabentragers auf eine Extensivierung des
Grinlandes verzichtet werden soll, bleibt ein
Ausgleichsbedarf bestehen.

Es ist allerdings nicht mdglich alle
vorhandenen Vorgehensweisen nach Wunsch
zu kombinieren und den ermittelten
Ausgleichsumfang in m2 anschlieend noch in

artenschutzfachlichen  Belange  entgegenstehen,
jedoch eine Anpassung der Eingriffsregelung
gewlnscht ist.

Wie in der Stellungnahme korrekt dargelegt, ist die
naturschutzfachliche Eingriffsregelung im
Bauleitplanverfahren im Zuge des
Abwagungsprozesses durch die Gemeinde —d.h. unter
Abwédgung aller Belange — zu bericksichtigen.

Die genannten fachlichen Grundlagen und
Planungshilfen  dienen den Gemeinden als
Orientierung und sind keine gesetzlich

vorgeschriebene Bewertungsverfahren. Hierauf wird
insbesondere in den Hinweisen des Bayerischen
Staatsministeriums fur Wohnen, Bau und Verkehr
(StMB) zur Bau- und landesplanerische Behandlung

von Freiflachen-Photovoltaikanlagen  hingewiesen
(2021, S. 23 f1.):

Die Hinweise zur Bertcksichtigung der
naturschutzrechtlichen  Eingriffsregelung in  der
Bauleitplanung  erfolgen mit Blick auf die

Fortschreibung des Leitfadens ,Bauen im Einklang mit
Natur und Landschaft“. Dieser versteht sich als
Orientierungshilfe fur eine fachlich und rechtlich
abgesicherte, aber auch zlgige Anwendung der
Eingriffsregelung in der Bauleitplanung. Er wird den
Gemeinden zur eigenverantwortlichen Anwendung
empfohlen. Es steht ihnen aber auch frei, andere
sachgerechte und  nachvollziehbare Methoden
anzuwenden. Ein gesetzlich  vorgeschriebenes
Bewertungsverfahren fehlt, denn die Regelungen der
Bayerischen Kompensationsverordnung (BayKompV)
vom 7. August 2013 (GVBI. S. 517) gelten mangels
Regelungskompetenz Bayerns fir die baurechtliche
Eingriffsregelung nicht. Durch die Fortschreibung des
Leitfadens soll stirker als bisher die Qualitdt der
Eingriffs- und Ausgleichsflache und weniger die
Quantitdt in Ansatz gebracht werden kdnnen. Zudem
sollen Bewertungselemente der BayKompV fur die

baurechtliche Eingriffsregelung nutzbar gemacht
werden, ohne aber die bisherige Struktur des
Leitfadens  grundsétzlich zu verandern. Der

Uberarbeitete Leitfaden baut auf dem Leitfaden von
2003 auf. Da die bauliche Nutzung durch PV-
Freiflachenanlagen von einer Bebauung mit Gebauden
(einschl. deren ErschlieBung) deutlich abweicht,
werden fir die Bewaltigung der Eingriffsregelung bei
PV-Freiflachenanlagen spezifische Hinweise gegeben.
Diese gelten ausschlieflich fur Bauleitplanverfahren zu
PV-Freiflachenanlagen.

Wie in der Begrindung und im Umweltbericht
dargelegt, sind diese Grundlagen in die Bewertung
eingeflossen. Nachdem diese Ausfuhrungen die
besondere Ausgestaltung von Agri-PV Anlagen in
Bezug auf die  Ausgleichsermittlung nicht
bertcksichtigen und in diesem Fall von
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Wertpunkte umzurechnen. Dieses Vorgehen
halbiert den Ausgleichsbedarf erneut und ist
aus naturschutzfachlicher und rechtlicher
Sicht nicht mehr nachvollziehbar. Es entsteht
der Eindruck den Ausgleichsbedarf
kleinrechnen zu wollen. Bei einer derartigen
Abweichung muss davon ausgegangen
werden, dass der gesetzlichen
Eingriffsregelung nicht gentge getan wird.
Dies ist auch im Hinblick auf eine potentielle
Ungleichbehandlung von anderen
Vorhabentradgern und zukinftige Antrage
problematisch.

Gesetzgeberseite (noch) keine
Handlungsempfehlungen bestehen, wurde von dem
beauftragten Planungsbiiro nach intensiver Prifung
der rechtlichen Vorgaben und zur Verfliigung
stehenden Bewertungsmethoden, der Unteren
Naturschutzbehotrde eine entsprechende Methodik zur
Abhandlung der Eingriffsregelung unterbreitet. Der
Vorschlag beruhte auf den neuen Hinweisen des StMB
(2021) und beinhaltete Elemente der BayKompV, um
den Eingriff durch die Planung konkret ermitteln zu
kénnen. Die Hinweise aus dem Jahr 2021 beinhalten
dartiber hinaus Vorgaben, wonach bei
Berlcksichtigung kein Ausgleichsbedarf entsteht.
Diese MaRRgaben werden bei vorliegendem Vorhaben
fast ausnahmslos eingehalten. Lediglich die
Herstellung eines extensiven Grinlands kann aus
Vorhabengriinden — der Beibehaltung der bisherigen
landwirtschaftlichen Nutzung als Weideland — nicht
erfullt werden. Dies widerspricht dem Nutzungszweck
einer ,Agri-PV“-Anlage und einer multifunktionalen
Flachennutzung. Dieser Ansatz ware obsolet, wenn an
anderer Stelle wiederum fir den Ausgleichsbedarf
andere Flachen der landwirtschaftlichen Nutzung
entzogen werden missten.

Diese vorgeschlagene Methodik wurde von der
Unteren Naturschutzbehorde nicht mitgegangen. Als
Alternative wurde von behordlicher Seite die
Anwendung der veralteten Hinweise von 2009 mit
einem Faktor von 0,1 vorgeschlagen. Die
durchgefihrten Ermittlungen wurden mehrmals nach
Anregungen der Unteren  Naturschutzbehdrde
Uberarbeitet und letztlich wie von behérdlicher Seite
vorgeschlagen mit einem Faktor von 0,1 ermittelt. Dass
keine Extensivierung der Flache erfolgt, war der UNB
bekannt. Eine Umrechnung von Quadratmeter (m2) in
Wertpunkte (WP) ist heutzutage eine gangige
Vorgehensweise und wéare auch bei einer Abbuchung
von einem Okokonto erforderlich. Dass diese
Vorgehensweise von Seiten der UNB nicht
nachvollzogen werden kann, kann hiesiger Seite
wiederum nicht nachvollzogen werden.

Im  Fokus steht eine angemessene und
zukunftsorientierte Bewertung der Beeintrachtigungen
des Vorhabens auf die Umwelt, unter Berticksichtigung
des zunehmenden  Flachendrucks und  der
erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang im
Zuge der Schutzguterabwédgung sowie eine
entsprechende Ermittlung des Ausgleichsbedarfs. Es
ware wilnschenswert, wenn die Untere
Naturschutzbehorde diese Bemuihungen nicht als
~Kleinrechnung® und Willkir bewerten wiirde, sondern
im Sinne unserer Herausforderungen der aktuellen Zeit
ihr Einverstandnis zu dieser Vorgehensweise erteilt
und sich nicht auf alte Bewertungsmethoden beruft.

Eine potentielle Ungleichbehandlung von anderen
Vorhabentrdgern ist im vorliegenden Fall nicht
gegeben, da bisher im Landkreis noch keine Agri-PV
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Dabei gibt es mehrere Moglichkeiten den
Ausgleichsbedarf zu decken. Sofern der
reduzierte Ausgleich nur in Teilen auf eigenen
Flachen realisiert werden kann, besteht
beispielsweise die Moglichkeit MalRnahmen
aus einem Okokonto nach BauGB oder
BayKompV zu erwerben. Die Gemeinde
PeiRenberg besitzt mit der Bergehalde ggf. die
Maoglichkeit Wertpunkte zu verkaufen.

Weiterhin  dirfen im  AuBenbereich nur
autochthone Gehdlze gepflanzt werden. Eine
Positivliste stellen wir gern zur Verfugung,
sofern gewiinscht.

Fraglich ist, ob der Pflanzstreifen entlang der
Bundesstralie aufgrund der
Abstandsreglungen so Uberhaupt zulassig ist.
Gegebenenfalls misste die Eingrinung,
welche zugleich als Ausgleich gelten soll
weiter hinein riicken.

Anlage geplant und errichtet wurde. Bei den
vorgebrachten Vorhaben handelt es sich um
klassische Freiflachenphotovoltaikanlagen, welche

grundsatzlich verschiedene Planungsansétze
verfolgen und somit auch unterschiedlich zu bewerten
sind. Auf diese Gegebenheit wurde vom Planungsburo
ebenfalls bereits hingewiesen. Zukinftige Antrage
dieser Art, sollten selbstverstandlich  unter
Berlcksichtigung aktueller gesetzlicher, politischer und
landesplanerischer Vorgaben behandelt werden,
daher sind sowohl das Planungsbiro, als auch der
Vorhabentrager um eine zukunftsfahige und fachlich
nachvollziehbare Vorgehensweise bemiht. Eine
Uberarbeitung der abgearbeiteten Eingriffsregelung ist
aus planerischer Sicht nicht veranlasst.

Der Vorschlag, den Ausgleichsbedarf Uber
MaRnahmen aus einem Okokonto nach BauGB oder
BayKompV zu erwerben, wirde ebenfalls eine
Umrechnung des Flachenbedarfs in Wertpunkte
beinhalten — so wie bei der vom Planungsbiro
durchgefiihrten Eingriffsregelung erfolgt, jedoch von
behordlicher Seite kritisiert und nicht angenommen. Es
wird zur Kenntnis genommen, dass von behdordlicher
Seite Losungsvorschlage vorgebracht werden. Diese
enthalten jedoch Widerspruchlichkeiten und sind nicht
auf die konkrete Ausgestaltung des Vorhabens
zutreffend.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen bereits
die Verwendung von autochthonem Pflanzgut vor. Die
textlichen Festsetzungen werden unter § 10
entsprechend klarstellend erganzt. Die Positivliste
wurde bei der Unteren Naturschutzbehdrde angefragt
und in der Planung bericksichtigt.

Entsprechend der Stellungnahme des Staatlichen
Bauamts Weilheim, durfen keine neuen Bé&ume
innerhalb eines Abstandes von 7,50 m vom
Fahrbahnrand der BundesstralBe gepflanzt werden.
Diese MaRgabe wird im Zuge der Ausarbeitung des
Entwurfs bertcksichtigt. Die Hecke wird daher durch
neue Baume hinterpflanzt, sodass ein entsprechender
Abstand eingehalten werden kann.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wiirdigung/ Abwéagung geandert.

Beschluss: :

22-2 Landratsamt Weilheim-Schongau — SG Immissionsschutz

Az.: --

vom 30.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

Sonstige _ fachliche Informationen und
Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit
Zzu dem o.9. Plan, geqgliedert nach
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Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und
aggf. Rechtsgrundlage

Sicht
keine

Aus immissionsschutzfachlicher
bestehen gegen die Planung
Einwendungen.

In den Ausfiihrungen zum Immissionsschutz in
der Begrundung Zziff. 11.1 sowie im
Umweltbericht Ziff. 2.6.2 sind die Absténde zu
den nachstgelegenen Wohnh&usern nicht
ganz korrekt beschrieben:

In beidem zu korrigieren: Die nachstgelegene
Wohnbebauung befindet sich im Ortsteil
RoRRlaich ca. 110 m sddlich des
Geltungsbereichs und ca. 130 m sudlich der
Baugrenze. In der Begriindung zu korrigieren:
Die nachstgelegene gréRere Siedlungsflache
gehort zur Gemarkung Polling (> 800 m
norddstlich).

Es dient der Kenntnisnahme, dass aus
immissionsschutzfachlicher Sicht keine Einwendungen
bestehen.

Der Anregung wird gefolgt und die Begriindung sowie
der Umweltbericht an den genannten Stellen
konkretisiert.

Beschlussvorschlag

Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wirdigung/ Abwéagung gedndert. Der

Beschluss: :

22-3 Landratsamt Weilheim-Schongau — SG Stadtebau

Az.: --

vom 30.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwégung

Sonstige fachliche Informationen und
Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit
zu dem o0.g. Plan, geqgliedert nach

Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und

gaf. Rechtsgrundlage

Der Markt PeiRenberg ist derzeit mit der
Planung sogar dreier weiterer
Photovoltaikanlagen zukunftsorientiert auf dem
Weg, Energie zu gewinnen.

Die Flachen ,Fendt® und ,Strallen“ erscheinen
aus stadtebaulicher Sicht dem Landschaftsbild
nicht unbedingt zutraglich, werden aber in
Anbetracht der Notwendigkeit, Energie zu
gewinnen, annehmbar sein.

Wir mochten jedoch das Augenmerk des
Marktes PeiRenberg insbesondere auf die
Anlage ,Rof¥laich” lenken. Sie ist geplant in sehr
bewegtem und landschaftlich reizvollem
Gelande unweit der Ammerbriicke.

Die Ausfiihrungen dienen der Kenntnisnahme.

Nachdem das gesamte Oberland sich durch reizvolle
und hochwertige Landschaften charakterisiert, ist es
eine grolRe Herausforderung einen entsprechenden
Standort fiir eine Agri-PV Anlage zu finden. An hiesigem
Standort bestehen nérdlich, dstlich zur Ammer und
westlich einige Gehdlzstrukturen, wodurch die negativen
Auswirkungen der technischen Anlagen auf das

Seite 43 von 118




Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwagung

Die vorgesehenen Photovoltaiktische werden
laut Plan eine Hohe von 4,50 m erhalten um
darunter die Bewirtschaftung der
landwirtschaftlichen Flachen zu ermdglichen.

Um eine Vorstellung zur Héhenentwicklung zu
geben: Die Oberkante der Photovoltaikmodule
wird sich annahernd auf der HOhe der
Oberkante der Fenster im ersten Stock eines
Wohnhauses befinden.

Die Photovoltaikanlagen werden somit hoch
emporragen, je nach Standort im bewegten,
teils relativ stark geneigten Gelande die
Untersicht, die Seitenansicht oder die
Draufsicht prasentieren und ein unruhiges
industrielles Bild schaffen. Die geplante
Eingrinung an der Sidseite ist zu schmal und
kann auch im bewegten Gelande dem Problem
nicht beikommen. Das Gelédnde steigt von Ost
nach West um 11 m an!

Die Anlage ,RoRlaich® lage —von Huglfing
kommend- also im ansteigenden beweideten
Gelande, wo sich schlie3lich der Charakter
gebende weite Blick o6ffnet Uber landliche
Landschaft hinweg auf Peienberg und den
HohenpeiRenberg.

Es stellt sich nun die Frage, ob die Burger
PeiRenbergs ihr Orts- und Landschaftsbild im
Herannahen von einer Photovoltaikanlage
industriellen Ausdrucks begleitet und
beeintrachtigt sehen wollen.

Aus diesem Grund empfehlen wir dringend, sich
die Anlage und ihre doch gravierend
erscheinenden Auswirkungen nochmals vor Ort
zu vergegenwartigen.

Es ist durchaus vorteilhaft, Flachen fur die
Energiegewinnung  bereitzustellen.  Diese
Anlage konnte jedoch hohe ortliche Werte
zerstoren.

Landschaftsbild bereits minimiert werden und der
Standort als hinnehmbar betrachtet wird. Dariiber hinaus
befinden sich im direkten Umfeld keine
Siedlungsflachen, welche durch Sichtbeziehungen zur
Anlage negativ beeintrachtigt werden wirden. Zur
BundesstralRe hin fehlen bislang Eingriinungen, welche
durch die vorliegende Planung im Zuge der
AusgleichsmalRnahmen neu entwickelt werden. In
diesem Bereich erfolgt bei der Uberarbeitung des
Vorentwurfs eine Erhéhung der Anzahl an zu
pflanzender Baume. Bei der Anfahrt auf Pei3enberg wird
das Plangebiet nach der Kuppe im sudwestlichen
Bereich des Plangebiets nicht mehr sichtbar sein, da der
Siedlungsbereich ca. 1,7 km entfernt liegt und sich das
Plangebiet Uberwiegend an einem vom Ort
abgewandten Hang befindet. Dadurch entstehen keine
direkten Auswirkungen auf das Ortsbild. Durch die
AusgleichsmaRRnahmen wird besonderes Augenmerk
auf die Auswirkungen auf das Landschaftsbild gelegt, da
auf die weiteren Schutzglter mit keinen erheblichen
Beeintrachtigungen zu rechnen ist. Die Gemeinde hat
somit den Belang des Landschaftsbilds durch
entsprechende Ausgleichs- und
Minimierungsmaflinahmen bericksichtigt und gewichtet
die Erzeugung erneuerbarer Energien gem. 8 2 EEG als
vorrangigen Belang in der Schutzgiterabwagung
schwerer. Darlber hinaus erfolgt die Energieerzeugung
durch den multifunktionalen Ansatz flachenschonend
und ermoglicht den bewirtschaftenden Betrieben nahezu
uneingeschrankt die Weiternutzung der Flachen in
bisheriger Form.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wirdigung/ Abwéagung geandert. Die
weiteren Ausfiihrungen werden zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :

Seite 44 von 118




23 Regierung von Oberbayern

Az.: ROB-2-8314.24_01_WM-18-15-3

vom 27.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

Planung

Der Markt PeilBenberg beabsichtigt in den
Ortsteilen Strallen, RoRBlaich und Fendt die
Errichtung von drei Agri-Photovoltaikanlagen.

[Beschreibung Gebiet Strallen]

Der Anderungsbereich 6.2 (RoRlaich) grenzt
ndrdlich an die BundesstraRe B472 auf Hohe des
Weilers RoBlaich (Gemarkung Polling) an,
welche sich in ca. 2 km Entfernung dstlich des
Markts PeilRenberg befindet. Dieser
Teilanderungsbereich beinhaltet vollstandig die
Grundstiicke mit den Flurnummern 1491, 1491/4,
1492 (Gmkg. PeiBenberg). Die GroRe des
gesamten Umgriffs betragt ca. 4,0 ha, wobei eine

maximale Flache von 3,6 ha der
Energiegewinnung durch Photovoltaik dienen
soll. Auf den angrenzenden

nachbargemeindlichen Flachen der Gemeinde
Polling soll die geplante Agri-Photovoltaikanlage
in einem separaten Bauleitplanverfahren
weitergefuhrt werden.

[Beschreibung Gebiet Fendt]

Im rechtsgultigen Flachennutzungsplan sind die
geplanten Flachen derzeit als Flachen fir die
Landwirtschaft dargestellt. Die Aufstellung der
drei separaten vorhabenbezogenen
Bebauungspléne erfolgt im Parallelverfahren.
Von der Planung sind insh. Belange der
Landwirtschaft, von Natur und Landschaft sowie
des Hochwasserschutzes betroffen.

Gesamtbewertung

Energieversorgung

Gem. Landesentwicklungsprogramm Bayern
i.d.F. vom 16. Mai 2023 (LEP) 6.2.1 Z sind
erneuerbare Energien dezentral in allen
Teilrdumen verstarkt zu erschlielen und zu
nutzen. Die  weitere  Entwicklung  der
Energieversorgung der Region soll sich
nachhaltig vollziehen. Dabei soll darauf
hingewirkt ~ werden, verstarkt erneuerbare
Energiequellen zu nutzen (vgl. Regionalplan
Oberland (RP17) B X 3.1 G). Unter der
Voraussetzung, dass Ausweisung von Flachen
fur die Errichtung von Anlagen zur Nutzung
erneuerbarer Energien raumvertraglich unter
Abwagung aller berthrten fachlichen Belange
erfolgt, entspricht die Planung grundsatzlich den

[Beschreibung des Sachverhalts, keine

Wirdigung/Abwéagung erforderlich.]

Zu Gesamtbewertung

Zu Energieversorgung

Es dient der Kenntnisnahme, dass die Errichtung von
Anlagen  zur  Nutzung erneuerbarer  Energien
raumvertraglich unter Abwagung aller berihrten
fachlichen Belange erfolgen soll und aus Sicht der
Regierung von Oberbayern die Planung grundsétzlich den
raumordnerischen Erfordernissen einer nachhaltigen
Energieversorgung entspricht.

Eine Anderung der Planung sowie Abwagung aufgrund
der Stellungname ist nicht veranlasst.
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raumordnerischen Erfordernissen einer
nachhaltigen Energieversorgung.
Gem. LEP 6.2.3 G sollen Freiflachen-

Photovoltaikanlagen weiter vorzugsweise auf
vorbelasteten Standorten realisiert werden. An

geeigneten  Standorten  soll auf eine
Vereinbarkeit der Erzeugung von Solarstrom mit
anderen Nutzungen dieser Flachen,
insbesondere der landwirtschaftlichen

Produktion, hingewirkt werden.

Wir gehen davon aus, dass die Anlagen durch die
geplante Modulhéhe von 4,60 Metern das
Landschaftsbild selbst weit mehr beeintrachtigt
als die Kreis- bzw. Bundesstraf3en an jenen
Standorten. Die Standorte werden somit als nicht
vorbelastet im landesplanerischen  Sinne
bewertet. Der raumordnerische Grundsatz ist von
der Marktgemeinde in der Gesamtabwagung zu
bertcksichtigen.

Landwirtschaft

Die Planflachen weisen teilweise eine nach der
BayKomV Uberdurchschnittliche Ertragsfahigkeit
gegenuber dem Landkreisschnitt auf. Gemaf
LEP 5.4.1 G soll sich die Inanspruchnahme von
landwirtschaftlich genutzten Flachen durch
raumbedeutsame Planungen und Malinahmen
auf den notwendigen Umfang beschranken (vgl.
auch RP 17 B Il 2 Z). Die geplanten
Festsetzungen, wodurch die von den Modulen
Uberstellte Flache maximal 50% betragen darf,
ermoglichen im  Geltungsbereich  weiterhin
landwirtschaftliche Nutzung (Rinderbeweidung).
Die Flache geht somit fir die Landwirtschaft nicht
verloren, was aus raumordnerischer Sicht
begruft wird.

Hochwasserschutz

Die geplanten Vorhaben befinden sich in
wassersensiblen Bereichen (vgl. Umweltatlas).
Die Risiken durch Hochwasser sollen soweit als
maoglich verringert werden (vgl. LEP 7.2.5 G).
Den Belangen des Hochwasserschutzes ist in

Es ist nachvollziehbar, dass die Module aufgrund einer
Hohe von max. 4,60 m das Landschaftsbild mehr
beeintrachtigen als die vorhandene Bundesstral3e im
Siden. Die Bundesstralle weist im Abschnitt des
Planungsgebiets keinerlei stralenbegleitende Begriinung
auf. Zudem verlaufen entlang der BundesstraRe keine
Erholungswege wie z. Bsp. Geh- oder Radwege. Es ist
somit von keiner landschaftsbild- oder
erholungsbedeutenden  StraBenfiihrung auszugehen,
weshalb aus planerischer Sicht durchaus von einer
Vorbelastung ausgegangen werden kann. Daruber hinaus
besteht durch die sudlich verlaufende Bundesstral3e
bereits eine Barrierewirkung fur Wildtiere sowie eine
Larmbelastung. Durch die Planung wird im Zuge des
Ausgleichs- und Minimierungskonzepts eine Eingriinung
entlang der Bundesstrale entwickelt. Dadurch werden
einerseits die Auswirkungen auf das Landschaftsbild
minimiert und langfristig eine Strukturanreicherung der
Landschatft erreicht. Die Gemeinde hat somit den Belang
des Landschaftshilds durch entsprechende Ausgleichs-
und  MinimierungsmalBhahmen  bericksichtigt  und
gewichtet die Erzeugung erneuerbarer Energien gem. § 2
EEG als vorrangigen Belang in der Schutzgiterabwagung
schwerer. Darliber hinaus erfolgt die Energieerzeugung
durch den multifunktionalen Ansatz flachenschonend und
ermdglicht den bewirtschaftenden Betrieben nahezu
uneingeschrankt die Weiternutzung der Flachen in
bisheriger Form.

Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungname ist
nicht veranlasst.

Zu Landwirtschaft

Es dient der Kenntnisnahme, dass aus raumordnerischer
Sicht die Flachen fur die Landwirtschaft nicht verloren
gehen, da maximal 50 % der Flache mit Modulen Uberstellt
wird. Hier wird vorsorglich noch angemerkt, dass auch die
Flachen unter den Modulen weiterhin wie bisher
landwirtschaftlich genutzt werden. Nachdem die DIN
SPEC 19434 Anwendung findet, wird auch Sorge
getragen, dass die landwirtschaftliche Hauptnutzung
bestehen bleibt.

Eine Anderung der Planung sowie Abwagung aufgrund
der Stellungname ist nicht veranlasst.

Zu Hochwasserschutz

Der Hinweis dient der Kenntnisnahme. Im Zuge der
frihzeitigen Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB teilte das
zustandige Wasserwirtschaftsamt Weilheim fir den
Bereich Rol3laich mit, dass auf Grundlage der vorgelegten
Unterlagen von der Planung die Belange der
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Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt
Rechnung zu tragen.

Natur und Landschaft

Bei der Realisierung einer Freiflachen-
Photovoltaikanlage ist grundsétzlich auf eine an
die Umgebung schonende Einbindung in das
Orts- und Landschaftsbild zu achten (vgl. LEP
7.1.1G).

Den Belangen von Natur und Landschaft ist
diesbeziiglich in enger Abstimmung mit der
unteren Bauaufsichts- und unteren
Naturschutzbehdrde Rechnung zu tragen. Die fir
den Eingriff in Natur und Landschaft
erforderlichen Ersatz- und
AusgleichsmalRhahmen sind zudem in Ab-
stimmung mit Letzterer festzulegen.

Einzelbewertung der Teilflachen

Gebiet Strallen

[...]

Gebiet Fendt

[...]
RofRlaich — Gemarkung Peil3enberg

Im Bereich RofRlaich wollen wir Sie zusatzlich zu
den o.g. allgemeinen Anmerkungen darauf
hinweisen, dass wir die gemeindelbergreifende
Planung aufgrund der Lage in einem
Okologischen und hochwassersensiblen Bereich
insb. auf Pollinger Flur zuletzt grundsétzlich
kritisch bewertet haben (vgl. Stellungnahme zur
Aufstellung des Bebauungsplanes ,Agri-PV-
Anlage Rof3laich vom 12.05.2023, Gemeinde
Polling). Wir empfehlen Ihnen auch die in der nun
vorliegenden Planung nur indirekt betroffenen

Belange in der Gesamtplanung zZu
bericksichtigen.
[Auszug Stellungnahme LAgri-PV-Anlage

RofRlaich vom 12.05.2023, Gemeinde Polling:

Natur und Landschaft

Die geplante Flache liegtgem. RP 17B13.1 Z .
V. m. Karte 3 im Randbereich eines
landschaftlichen Vorbehaltsgebietes. Daher ist
den Belangen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege in der gemeindlichen
Abwéagung besonderes Gewicht beizumessen.
Die nach RP 17 B | 3.1 Z festgesetzten Gebiete
schlieBen konkurrierende Nutzungen nicht
grundsatzlich aus, erfordern aber erhéhte

Wasserwirtschaft nicht berihrt werden (Schreiben vom
28.06.2023, Az.: 2-4622-WM139-15058/2023).

Natur und Landschaft

Der Hinweis dient der Kenntnisnahme. Eine Abstimmung
mit der zustandigen Unteren Naturschutzbehdrde des
Landratsamts Weilheim-Schongau ist erfolgt.

Eine Anderung der Planung sowie Abwagung aufgrund
der Stellungname ist nicht veranlasst.

Zu Einzelbewertung der Teilflachen

Die Ausfihrungen zum Gebiet Strallen werden im
jeweiligen Bauleiplanverfahren aufgeftihrt und gewdrdigt.

Die Ausfuhrungen zum Gebiet Fendt werden im jeweiligen
Bauleiplanverfahren aufgefihrt und gewurdigt.

Es dient der Kenntnisnahme, dass der vorliegende
Standort aufgrund der Lage in einem 6kologischen und
hochwassersensiblen Bereich insb. auf Pollinger Flur aus
raumordnerischer Sicht grundsétzlich kritisch bewertet
wird.

Hinsichtlich Natur und Landschaft wird auf die
Ausfuhrungen in der Begrindung zum vorliegenden
Bebauungsplan (S. 14 ff.) sowie vorangehende Abwagung
zum Themenpunkt ,Energieversorgung“ verwiesen. Eine
Anderung der Planung aufgrund der Stellungname ist
somit nicht veranlasst.

Bezugnehmend auf die Hochwasserthematik wird
ebenfalls auf vorangehende fachliche Wiurdigung zum
Themenpunkt ,Hochwasserschutz verwiesen. Eine
Abwagung und Anderung der Planung ist demnach nicht
erforderlich.
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Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwagung

Anforderungen an eine landschaftsgerechte
Ausgestaltung. Zudem sollen fir Planungen,
sofern verschiedene Standorte in Frage
kommen, grundsatzlich zunéachst Mdglichkeiten
auBlerhalb landschaftlicher Vorbehaltsgebiete in
Betracht gezogen werden.

Weiterhin tangiert das Planungsgebiet
Teilflichen des kartierten Biotops ,8132-1104-
001 Gewasserbegleitende Gehdlze und Hecken
entlang der Ammer sidostlich Oderding*.
Lebensrdume fir wildlebende Arten sollen
gesichert werden (vgl. LEP 7.1.6 G; RP 17 B |
2.4.1 7).

Ferner ist bei der Realisierung der Agri-
Photovoltaikanlage ist auf eine an die Umgebung
schonende Einbindung in das Orts- und
Landschaftsbild zu achten (vgl. LEP 7.1.1 G).

Aufgrund der Standortwahl in einem 6kologisch
sensiblen Bereich bewerten wir die Planung mit
Blick auf die genannten raumordnerischen
Belange von Natur und Landschaft grundsétzlich
kritisch. Die Gemeinde fuhrt in den
Planunterlagen jedoch aus, dass das Plangebiet
keiner nennenswerten Erholungsfunktion
unterliege und mit dem Planungsvorhaben nicht
wesentlich in die Leistungsfahigkeit des
Naturhaushalts eingegriffen werde. Durch die
bestehenden und neu zu pflanzenden
Gehdlzstrukturen sowie der vorhandenen
Topographie sei voraussichtlich mit keiner
Fernwirkung zu Siedlungsflachen zu rechnen.

Den Belangen von Natur und Landschaft ist
diesbezulglich in enger Abstimmung mit der
unteren Bauaufsichts- und Naturschutzbehérde
Rechnung zu tragen.

Hochwasserschutz

Das Plangebiet befindet sich in einem
wassersensiblen Bereich (vgl. Umweltatlas
Bayern) so-wie vollstandig innerhalb des im
Regionalplan ausgewiesenen Vorranggebiets
Hochwasser ,Ammer zwischen PeiBenberg und
Ammersee” (vgl. RP 17 B Xl 6.3 Z). Zudem
tangiet es das  vorlaufig gesicherte
Uberschwemmungsgebiet HQ100 an der
Ammer. Die Hochwasservorsorge erfordert den
Erhalt der naturlichen Ruckhalte- und
Speicherfahigkeit der Landschaft sowie die
Freihaltung der Rickhalterdume an Gewassern
(LEP 7.2.5 G).

Nach den Ausfiihrungen in den Planunterlagen
sollen die hoch aufgestdnderten PV-Module
aulRerhalb des HQ100-Bereichs errichtet werden,
wodurch der Hochwasserabfluss durch das
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Stellungnahme Fachliche Wurdigung / Abwagung

Bauvorhaben nicht gehemmt und der
Wasserrtckhalt der Flache nicht gemindert
werde. Ob die Belange des Hochwasserschutzes
dadurch ausreichend bertcksichtigt wurden, ist
durch das =zustdndige Wasserwirtschaftsamt
Weilheim zu priifen. [...]

Ergebnis
Bei Berucksichtigung der 0.g. Belange stehen die | Der Hinweis dient der Kenntnisnahme.

Erfordernisse der Raumordnung den Planungen
nicht entgegen.

Beschlussvorschlag

Entsprechend der fachlichen Wirdigung und Abwégung erfolgt keine Anderung des
Bebauungsplanvorentwurfs. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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24 Planungsverband Region Oberland vom 27.06.2023

Az.: 21-R-BLP
Stellungnahme Fachliche Wirdigung / Abwagung
[...] auf Vorschlag unserer | Es wird analog auf die fachliche Wiirdigung/ Abwagung
Regionsbeauftragten schlieRen wir uns der | zur Stellungnahme der Regierung von Oberbayern
Stellungnahme der héheren | verwiesen (Nummer 03).
Landesplanungsbehérde vom 27.06.2023 an.

Beschlussvorschlag

Entsprechend der fachlichen Wirdigung und Abwéagung erfolgt keine Anderung des
Bebauungsplanvorentwurfs. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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25 Staatliches Bauamt Weilheim

Az.: S13-4622-324/23

vom 28.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwagung

Gegen die Aufstellung bzw. Anderung der
Bauleitplanung  bestehen  seitens  des
Staatlichen = Bauamtes  Weilheim  keine
Einwande, wenn die unter 2.2 ff genannten
Punkte beachtet werden.

Sonstige fachliche Informationen und
Empfehlungen aus der eigenen Zustadndigkeit
zu dem o.g. Plan, gegliedert nach

Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und
ggf. Rechtsgrundlage:

Fur den Verkehr auf der Bundesstralie B472
darf keine Gefahrdung durch eine ,Blendung®,
bedingt durch die Solarmodule ausgehen.

Aus Grinden der Verkehrssicherheit dirfen
keine neuen Baume innerhalb eines Abstandes
von 7,50 m vom Fahrbahnrand der
Bundesstral3e gepflanzt werden.

Die vorgebrachten Themenpunkte werden wie folgt
beriicksichtigt:

Aufgrund der hoch aufgestanderten Module, der
vorhandenen Gelandeneigung sowie der bestehenden
und geplanten Eingrinung, wird nach aktuellem
Planungsstand von keiner Beeintrachtigung der
Verkehrsteilnehmer ausgegangen.

In den Textlichen Hinweisen zum Bebauungsplan wird
unter Berlcksichtigung der Stellungnahme folgender
Zusatz erganzt:

Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei zur
sudlich verlaufenden Bundesstrale B472 hin zu
gestalten. Sie sind so anzuordnen, dass jegliche
Gefahrdung des Verkehrs auf der Bundesstralle B472
durch eine ,Blendung®, bedingt durch die Solarmodule,
ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der Inbetriebnahme
eine durch die PV-Module verursachte, den Verkehr
gefahrdende Blendung herausstellen, so sind vom
Anlagenbetreiber in Ricksprache mit den jeweiligen
Fachstellen (StBA Weilheim, LRA Weilheim-Schongau)
entsprechende Vorkehrungen zu treffen.

Der Anregung wird gefolgt. In die Textlichen
Festsetzungen wird aufgenommen, dass durch
Baumpflanzungen ein Abstand von 7,50m zum
Fahrbahnrand der Bundesstral3e einzuhalten ist. In die
Planzeichnung wird der Abstand entsprechend
dargestellt.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wiirdigung/ Abwégung geandert.

Beschluss: :
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26 Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten Weilheim i. OB. vom 04.07.2023

Az.: AELF-WM-L2.2-4612-56-3-3

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwégung

Aus dem Bereich Landwirtschaft:

bestehende
ihrer

Diese  Bauleitplanung darf
landwirtschaftliche Betriebe in
Entwicklung nicht beeintrachtigen.

Darliber hinaus darf die Bewirtschaftung der
angrenzenden Flachen nicht beeintrachtigt
werden. Aufgrund der geplanten Umzaunung

ist dafir Sorge =zu tragen, dass die
umliegenden landwirtschaftlichen Flachen
ungehindert bearbeitet werden konnen.

Sinnvoll ist ein Grenzabstand von mindestens
0,5 m, damit die Bewirtschaftung der
angrenzenden landwirtschaftlichen Flachen
uneingeschrénkt erfolgen kann.
(Schwengelrecht/ Anwenderecht).

Weiterhin muss gewaéhrleistet sein, dass
bestehende Wirtschaftswege in ausreichender
Breite nutzbar und erhalten bleiben.

Ortsiibliche landwirtschaftliche Emissionen,
besonders Staubemissionen, sind von den
Betreibern in jedem Fall zu dulden.

Wir weisen ausdrucklich darauf hin, dass bei
allen  Vorhaben der  Verbrauch an
landwirtschaftlichen Flachen auf ein Minimum
zu reduzieren ist. Durch diese Planung gehen
ca. 4,3 ha landwirtschaftlich genutzte Flache
verloren, die der Erzeugung von
Nahrungsmitteln dienen.

Als Trager offentlicher Belange fur die Belange
der Landwirtschaft sehen wir den hohen
Verbrauch an landwirtschaftlicher Nutzflache in
der Region zunehmend mit Sorge.

Zum Bereich Landwirtschatft:

Die Bauleitplanung dient zur nachhaltigen und
zukunftsorientierten Ausrichtung bestehender
landwirtschaftlicher Betriebe. Die gegenwartige

Nutzung wird zwischen und unter den Modulen wie
bisher fortgefiihrt. Die Anlage wird unter Beachtung der
DIN SPEC 91434 errichtet, wonach die die
landwirtschaftliche Hauptnutzung bestehen bleibt. Der
Hinweis ist fur die vorliegende Bauleitplanung folglich
nicht relevant.

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Die geplante Umzaunung entspricht den bereits
vorhandenen Zaunen (Weidezaune). Eine
Beeintrachtigung der umliegenden Flachen ist somit
nicht gegeben. Sollten aus versicherungstechnischen
Griunden andere Einfriedungsarten erforderlich sein, so
durfen diese ausschlie3lich innerhalb der festgesetzten
Baugrenze errichtet werden. Diese hélt einen Abstand
von 3 m zu den benachbarten Grundstiicken ein.

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

In bestehende Wirtschaftswege wird nicht eingegriffen.

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Die Flachennutzung der umliegenden Grundstiicke ist
dem Vorhabentrager bekannt. Ein entsprechender
Hinweis ist bereits unter Ziffer 7 der Textlichen Hinweise
und nachrichtlichen Ubernahmen aufgenommen.

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Dem Einwand kann nicht gefolgt werden, da die
vorliegende Planung diesem Belang in hohem Male
Rechnung tragt. Nachdem die Flache lediglich mit
hochaufgestanderten Modulen Gberstellt wird, wird die
gegenwartige Nutzung zwischen und unter den
Modulen wie bisher fortgefuhrt. Die landwirtschaftliche
Hauptnutzung wird gesichert, wodurch keine Flache der
landwirtschaftlichen Nutzung entzogen wird. Die
Gemeinde ist sich der Thematik des Flachenverlusts
bewusst, weshalb es ihr ein groRes Anliegen ist, die
Errichtung der Agri-PV Anlage zu ermdglichen.

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.
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Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwéagung

Aus dem Bereich Forsten:

Forstfachliche Belange sind von der Planung
nicht betroffen. Insofern bestehen keine
Einwande.

Fur Rduackfragen stehen wir gerne zur
Verfugung.

Zum Bereich Forsten:

Es dient der Kenntnisnahme, dass forstliche Belange
nicht betroffen sind.

Beschlussvorschlag

Entsprechend der fachlichen Wirdigung
Bebauungsplanvorentwurfs.

und Abwagung erfolgt keine Anderung des

Beschluss: :
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13 Bayerisches Landesamt fur Denkmalpflege vom 26.06.2023

Az.: P-2023-2773-1_S2

Stellungnahme Fachliche Wurdigung / Abwagung

[...] wir bedanken uns fiir die Beteiligung an der
oben genannten Planung und bitten Sie, bei
kunftigen Schriftwechseln in dieser Sache,
neben dem Betreff auch unser Sachgebiet (B
Q) und unser Aktenzeichen anzugeben. Zur
vorgelegten Planung nimmt das Bayerische
Landesamt fir Denkmalpflege, als Trager
offentlicher Belange, wie folgt Stellung:

Bodendenkmalpflegerische Belange:

In unmittelbarer N&he zu oben genanntem
Planungsgebiet  befinden sich  folgende
Bodendenkmaler:

D-1-8132-0048 Strale der rémischen
Kaiserzeit und D-1-8132-0047 Stra’e der
romischen Kaiserzeit.

In der Nahe von RoOmerstraBen finden sich
regelhaft Materialentnahmegruben fir den Bau
der StraRe und fir die standig notwendigen
Ausbesserungs- und
Instandhaltungsmafinahmen in rémischer Zeit.
Diese  Materialentnahmegruben  enthalten
haufig umfangreiches Fundmaterial aus der
Zeit der Nutzung wéahrend der ROmischen
Kaiserzeit. Entlang von Rdmerstral3en finden
sich weiterhin Siedlungen (sog. vici), Gutshofe
(villae rusticae) oder StraRenstationen (sog.
mansiones) aus der Rémischen Kaiserzeit und
der nachfolgenden Epoche, da diese Stral3en
oft bis ins Frihe Mittelalter oder noch langer
genutzt wurden. Zudem ist die Lage an der
Kreuzung zweier Stral3entrassen
verkehrsgeografisch besonders gunstig.

Deshalb sind im Bereich der Planung weitere
Bodendenkmaler, insbesondere Siedlungen
oder sogar Graber der romischen Kaiserzeit, zu
vermuten.

Im Bereich von Bodendenkmélern sowie in | Der Anregung wird gefolgt und entsprechender Hinweis
Bereichen, wo Bodendenkmadler zu vermuten | in der Planzeichnung, den textlichen Hinweisen unter
sind, bedurfen geman Art. 7 Abs. 1 BayDSchG | Ziffer 1 ,Denkmalschutz®, in der Begrindung (Ziffer
Bodeneingriffe aller Art einer | 2.4.3 und 12) sowie im Umweltbericht (Ziffer 2.8)
denkmalrechtlichen Erlaubnis. Wir bitten Sie | ergénzt.

deshalb, folgenden Text in die textlichen
Hinweise auf dem Lageplan und ggf. in den
Umweltbericht zu tbernehmen:

Fior  Bodeneingriffe  jeglicher  Art im
Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine
denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1
BayDSchG notwendig, die in einem
eigenstandigen Erlaubnisverfahren bei der
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Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwagung

zustandigen Unteren Denkmalschutzbehdrde
Zu beantragen ist.

Das Bayerische Landesamt fir Denkmalpflege
wird in diesem Verfahren gegebenenfalls die
fachlichen Anforderungen formulieren.

Im Falle der Denkmalvermutung wird im
Rahmen des Erlaubnisverfahrens nach Art. 7
Abs. 1 BayDSchG die archaologisch
qualifizierte  Voruntersuchung bzw. die
qualifizierte Beobachtung des
Oberbodenabtrags bei privaten
Vorhabentragern, die die Voraussetzungen des
8§ 13 BGB (Verbrauchereigenschaft) erfullen,
sowie Kommunen soweit mdglich durch
Personal des Bayerischen Landesamts fir
Denkmalpflege begleitet; in den tbrigen Féllen
beauftragt das Bayerische Landesamt fir
Denkmalpflege auf eigene Kosten eine private
Grabungsfirma. In Abstimmung kann auch eine

fachlich besetzte Untere
Denkmalschutzbehorde (Kreis- und
Stadtarchaologie) tatig werden. Informationen
hierzu finden Sie unter:

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_u
nd_service/publikationen/denkmalpflege-
themen denkmalvermutung-
bodendenkmalpflege 2016.pdf

Der  Erteilung der  Erlaubnis unter
nachfolgenden fachlichen
Nebenbestimmungen kann aus
denkmalfachlicher Sicht nur zugestimmt

werden, wenn der Antragsteller nachweist,
dass im Rahmen des vertraglich vereinbarten
Rickbaus der Anlage die Tiefenlockerung des
Bodens dauerhaft ausgeschlossen wird.

Kann der Antragsteller dies nicht in geeigneter
Form bis zur Erteilung der Erlaubnis
nachweisen, ist fur alle mit dem Vorhaben
verbundenen Bodeneingriffe eine vorherige
archéologisch qualifizierte Ausgrabung und
Dokumentation der Gesamtflache erforderlich.
In diesem Fall formuliert das BLfD Vorschlage
fur die fachlich erforderlichen Auflagen und
Hinweise in einer gesonderten Stellungnahme.

Auflagen:

1. Bodeneingriffe fir Leitungsgraben, zur
Fundamentierung technischer Gebaude und zu
sonstige Zwecken dirfen nur unter Aufsicht
einer wissenschaftlichen bzw. im Bereich
archéologischer Grabungstechnik qualifizierten
Fachkraft durchgefuihrt werden.

Der Vorhabentrager hat bereits eine
denkmalschutzrechtliche Erlaubnis nach Art. 7 (1)
BayDSchG parallel zum Bauleitplanverfahren
eingereicht. Die Rilckantwort steht noch aus.
Entsprechend der Anregungen der Stellungnahmen
werden zum Schutz des Bodendenkmals unter § 12
Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen
und in der Begriindung erlautert. Die Sicherung dieser
MaRnahmen erfolgt zudem durch die Aufnahme in den
Durchfuhrungsvertrag zum Vorhabenbezogenen
Bebauungsplan.

Zu Auflagen:

1. Der Anregung wird gefolgt und entsprechend in die
Textlichen Festsetzungen aufgenommen.
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Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwagung

2. Zur Montage von Photovoltaikmodulen sind
ausschlieBlich Ramm- oder
Schraubfundamente zu verwenden, um den
Eingriff in das Bodendenkmal minimieren.

3. Alle Erdarbeiten und Befahrungen (auch im
Rahmen des Rickbaus) durfen nur bei

dauerhaft trockener Witterung ausgefihrt
werden. Bei der Befahrung des
Bodendenkmals mit Baumaschinen sind
ausnahmslos Bodenschutzmatten Zu

verwenden. 812 Abs. 9 BBodSchV sowie DIN
19639 6.3.4 — Anforderungen an Baustral3en
und Baubedarfsflachen und DIN 19639 6.3.5 —
Anforderungen an den Maschineneinsatz
gelten entsprechend. Die Beachtung der
Mafgaben ist in geeigneter Form durch eine
beauftragte Fachkraft nachzuweisen.

Wir weisen darauf hin, dass die erforderlichen
Maflnahmen abhangig von Art und Umfang der
erhaltenen Bodendenkmaler einen grol3eren
Umfang annehmen kdnnen und rechtzeitig
geplant  werden miuissen. Sollte die
archaologische Ausgrabung als Ersatz fur die
Erhaltung eines Bodendenkmals notwendig
sein, sind hierbei auch Vor- und Nachbereitung
der Ausgrabung =zu bericksichtigen (u.a.
Durchfuihrungskonzept, Konservierung und
Verbleib der Funde). Bei der Verwirklichung
von Bebauungspléanen soll grundsatzlich vor
der Parzellierung die gesamte Planungsflache
archaologisch qualifiziert untersucht werden,
um die Kosten fur den einzelnen Bauwerber zu
reduzieren (vgl. BayVGH, Urteil v. 4. Juni 2003,
Az.: 26 B 00.3684, EzD 2.35 Nr. 3 /
Denkmalpflege Informationen des BLfD 2004/
(B 127), 68 ff. [mit Anm. W. K. G6hner]; BayvVG
Munchen, Urteil v. 14. September 2000, Az.: M
29 K 00838, EzD 2.3.5 Nr. 2).

Als Alternative zur archéologischen
Ausgrabung kann in bestimmten Fallen eine
Konservatorische Uberdeckung der
Bodendenkmaler in Betracht gezogen werden.

Eine Konservatorische Uberdeckung ist
oberhalb des Befundhorizontes und nur nach
Abstimmung mit dem BLfD zu realisieren (z.B.
auf Humus oder kolluvialer Uberdeckung). Vgl.

zur Anwendung, Ausfiihrung und
I;_)okumentation einer Konservatorischen
Uberdeckung

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_u
nd_service/fachanwender/konservatorische_u
eberdeckung_bodendenkmaeler_2020.pdf.

Das Bayerische Landesamt fur Denkmalpflege
berdt in Abstimmung mit der Unteren
Denkmalschutzbehdérde bei der Prifung

2. Diese Festsetzung ist bereits in den Textlichen
Festsetzungen enthalten (vgl. § 2)- Eine Anderung der
Planung ist daher nicht veranlasst.

3. Nachdem ,dauerhaft trocken“ unbestimmt ist und
andernfalls zu einer unverhéltnisméaRigen Harte des
Bauherrn fiihren wirde, wird der Anregung nur teilweise
gefolgt. Zudem bezieht sich der Textvorschlag auf
.Bereiche des Bodendenkmals*, welche sich auerhalb
des Plangebiets und auch auerhalb der
ErschlieBungswege zum Plangebiet befinden. Alternativ
wird aufgenommen, dass Arbeiten (auch Uberfahren)
nur bei trockenem oder gefrorenem Boden durchgefuhrt
werden diurfen. Bei anhaltender Nasse sind
Bodenschutzmatten zu verwenden.

Die Hinweise dienen der Kenntnisnahme und werden an
den Vorhabentrager Ubermittelt. Es ist keine Anderung
sowie Abwagung veranlasst.

Seite 56 von 118




Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwagung

alternativer Planungen unter
denkmalfachlichen Gesichtspunkten.

Fachliche Hinweise zur  Abstimmung
kommunaler Planungen mit Belangen der
Bodendenkmalpflege entnehmen Sie auch
bitte der Broschiure ,Bodendenkmaler in
Bayern. Hinweise fir die kommunale
Bauleitplanung*
(https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen
und _aufgaben/bodendenkmalpflege/kommuna
le_bauleitplanung/2018 broschuere kommun
ale-bauleitplanung.pdf)

Die mit dem Bayerischen Staatsministerium
des Innern abgestimmte Rechtsauffassung des
Bayerischen Staatsministeriums far
Wissenschaft, Forschung und Kunst und des
Bayerischen Landesamts fur Denkmalpflege
zur Uberplanung von (Boden-) Denkmaélern
entnehmen Sie bitte dem Vollzugsschreiben
des StMBW vom 09.03.2016
(https://www.blfd.bayern.de/mam/information

und_service/fachanwender/vollzugsschreiben
bodendenkmal 09 03 2016.pdf) sowie
unserer Homepage
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_u
nd_service/fachanwender/rechtliche grundlag
en_uberplanung bodendenkméler.pdf

(Rechtliche Grundlagen bei der Uberplanung
von Bodendenkmaélern).

In Umsetzung der Rechtsprechung des
Bayerischen Verfassungsgerichtshof
(Entscheidung vom 22. Juli 2008, Az.: Vf. 11-
VII-07, juris / NVwZ 2008, 1234-1236 [bestatigt
durch die nachgehenden Beschlisse des
Bundesverfassungsgerichts vom 4. November
2008, Az.: 1 BvR 2296/08 & 1 BvR 2351/08, n.
v.]) wird dringend angeregt, aus
stadtebaulichen Grinden geeignete
Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB (z. B.
nach Nummern 2, 9, 10, 11, 15, 20
[Bodendenkmal als ,Archiv des Bodens‘])
vorzunehmen.

Die Untere Denkmalschutzbehérde erhalt
dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte um
Kenntnisnahme. Fur allgemeine Rickfragen
zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der
Bauleitplanung stehen wir selbstversténdlich
gerne zur Verfugung.

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und
Kunstdenkmalpflege oder
Bodendenkmalpflege betreffen, richten Sie ggf.
direkt an den fir Sie zustandigen
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https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunale_bauleitplanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunale_bauleitplanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf
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https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/vollzugsschreiben_bodendenkmal_09_03_2016.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtliche_grundlagen_überplanung_bodendenkmäler.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtliche_grundlagen_überplanung_bodendenkmäler.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtliche_grundlagen_überplanung_bodendenkmäler.pdf

Stellungnahme Fachliche Wurdigung / Abwagung

Gebietsreferenten der Praktischen
Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de).

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wirdigung/ Abwagung geandert. Die
Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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Stellungnahmen mit Hinweisen (keine Abwéagung erforderlich)

14 Wasserwirtschaftsamt Weilheim vom 28.06.2023

Az.: 2-4622-WM139-15058/2023

Stellungnahme Fachliche Wirdigung / Abwagung

[..] auf Grundlage der vorgelegten | Es dient der Kenntnisnahme, dass von der Planung
Unterlagen werden von der Planung die | Belange der Wasserwirtschaft nicht berihrt werden.
Belange der Wasserwirtschaft nicht berihrt.

Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens | Der Hinweis ist an die Verwaltung gerichtet und wird
uns eine Ausfertigung des rechtskraftigen | nach Abschluss des Bauleitplanverfahrens
Bebauungsplanes als PDF-Dokument zu | beriicksichtigt.

Ubermitteln.

Das Landratsamt Weilheim-Schongau erhélt | Der Hinweis dient der Kenntnisnahme.
eine Kopie des Schreibens.

Beschlussvorschlag

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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15 Eisenbahn-Bundesamt AulRenstelle Miinchen vom 13.06.2023

Az.: 65145-651 pt/011-2023#411

Stellungnahme Fachliche Wirdigung / Abwagung

Das Eisenbahn-Bundesamt  ist  die | Es dient der Kenntnisnahme, dass die Belange des
zustandige Planfeststellungsbehérde fur die | Eisenbahn-Bundesamt durch die Planung nicht
Betriebsanlagen und die | berthrt sind und somit keine Bedenken bestehen.
Bahnstromfernleitungen
(Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen
des Bundes. Es prift als Trager offentlicher
Belange, ob die zur Stellungnahme
vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die
Aufgaben nach § 3 des Gesetzes Uber die
Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes
beriihren.

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamt
werden von der friihzeitigen Beteiligung des
Bebauungsplans "Sondergebiet Agri-PV
RoRlaich" im Markt PeilRenberg nicht
berthrt. Insofern bestehen keine Bedenken.

Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn- | Die Deutsche Bahn AG wurde bereits beteiligt. Von
Bundesamt nicht die Vereinbarkeit aus Sicht | dieser ging keine Stellungnahme ein. Insofern wird
der Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen | davon ausgegangen, dass auch von dieser Seite
und der Bahnstromfernleitungen pruft. Die | keine Bedenken bestehen.

Betreiber dieser Anlagen sind
maoglicherweise betroffen. Ich empfehle
daher, die Deutsche Bahn AG, DB
Immobilien, Kompetenzteam  Baurecht,
Region Sud, BarthstraBe 12, 80339
Minchen
(ktb.muenchen@deutschebahn.com)  am
Verfahren zu beteiligen, sofern nicht bereits
geschehen. Diese Stelle Ubernimmt die
Koordination der jeweils betroffenen
Unternehmensbereiche und die Abgabe
einer gesamten Stellungnahme fir den
Konzern der Deutschen Bahn Dbei
Bauleitplanungen und Bauvorhaben Dritter.

Beschlussvorschlag

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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16 Bayernwerk Netz GmbH vom 13.06.2023

Az.: TAS Ne 8666

Stellungnahme Fachliche Wurdigung / Abwagung

[...] gegen das Planungsvorhaben bestehen von | Die Hinweise dienen der Kenntnisnahme. Der
unserer Seite keine Einwande. Im | Vorhabentrager wird tber die Stellungnahme informiert.
Geltungsbereich befinden sich keine von uns
betriebene Anlagen, welche fir das Vorhaben
relevant sind.

Losgelést von moglichen Festlegungen zu
einem Netzanschluss- bzw. Verknipfungspunkt
mit dem Stromnetz der allgemeinen Versorgung
im Rahmen dieser Bauleitplanung erfolgt diese
Festlegung ausschlieRlich im Rahmen der
gesetzlichen Vorgaben wie z.B. EEG, KWK-G.

Wir bedanken uns fur die Beteiligung am
Verfahren und bitten Sie, uns bei weiteren
Verfahrensschritten zu beteiligen.

Beschlussvorschlag

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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2. Offentlichkeit

Seitens der Offentlichkeit wurden keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht.

Beschlussvorschlag:

Beschlussvorschlag:

Beschlussvorschlag zum Billigungs- und Auslequngsbeschluss:

Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass folgende Trager keine Stellungnahmen
abgegeben haben:

Keine Stellungnahmen haben abgegeben:

02 LRA Weilheim-Schongau SG Brandschutz

07 Bayerischer Bauernverband

09 Amt fir Breitband, Digitalisierung und Vermessung
10 BUND Naturschutz in Bayern e.V.

11 Landesbund fur Vogelschutz in Bayern e.V.

12  Verein fur Landschaftspflege, Artenschutz & Biodiversitat e.V. (VLAB)
16  Deutsche Telekom Technik GmbH

18 Immobilien Freistaat Bayern — Bergrechteverwaltung
19 DB Netz AG Regionalbereich Sud

23  Peienberger Kraftwerksges. mbH

24  Gemeindewerke Peil3enberg KU

26 Gemeinde Polling

27 Gemeinde Hohenpeil3enberg

29 Gemeinde Bobing

Seitens der Offentlichkeit wurden keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht.

Abstimmungsergebnis: 19:1

Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass von folgenden Tragern eine Stellungnahme ohne
Bedenken eingegangen ist:

Stellungnahmen ohne Bedenken oder Anregungen haben abgegeben:

Industrie- und Handelskammer vom 29.06.2023
15 Handwerkskammer vom 05.07.2023
17 Regierung von Oberbayern Bergamt Sudbayern vom 06.07.2023
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22 LEW Verteilnetz GmbH (LVN) vom 03.07.2023
25 Gemeinde Oberhausen vom 07.07.2023

26 Gemeinde Polling vom 05.07.2023

28 Gemeinde Wessobrunn vom 04.07.2023

Abstimmungsergebnis: 19:1

Der Markgemeinderat beschliel3t Uber folgende Stellungnahmen mit Bedenken, Anregungen oder
Hinweisen:

Stellungnahmen mit Bedenken oder Anregungen haben vorgebracht:

1. TOB

01-1 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Naturschutz vom 29.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

01-1 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Immissionsschutz vom 29.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

01-2 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Stadtebau vom 30.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

02 Regierung von Oberbayern vom 27.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

03 Regionaler Planungsverband Oberland vom 27.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

06 Staatliches Bauamt Weilheim vom 16.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

08 Amt fir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten vom 04.07.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

13 Bayerisches Landesamt fiir Denkmalpflege vom 26.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

Mit Hinweisen haben vorgebracht:
04  Wasserwirtschaftsamt Weilheim vom 28.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

20 Eisenbahn-Bundesamt Auflenstelle Minchen vom 15.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

21 Bayernwerk vom 21.06.2023
Abstimmungsergebnis. ... 19:1
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Billigungs- und Auslegungsbeschluss

Der Marktgemeinderat billigt den vom Blro OPLA ausgearbeiteten Entwurf zum Bebauungsplan
"Sondergebiet Agri-Photovoltaikanlage Rof3laich — Gemarkung PeiRenberg“ in der Fassung vom
26.07.2023 mit den heute beschlossenen Anderungen.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Verfahren gemaf 8 3 Abs. 2 und 8§ 4 Abs. 2 BauGB

mit den vorliegenden geéanderten Unterlagen durchzufihren.

Abstimmungsergebnis: 191

6 Vollzug des BauGB; Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan fiir
eine "Agri-Photovoltaikanlage im Gebiet Fendt"; Friihzeitige
Beteiligung der Offentlichkeit und TOB; Abwagung der
eingegangenen Stellungnahmen

Sachverhalt:

FUR DEN BEBAUUNGSPLAN
"SONDERGEBIET AGRI-
PHOTOVOLTAIKANLAGE GEBIET FENDT*

- Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen, die wahrend der friihzeitigen Beteiligung der
Trager offentlicher Belange und der Offentlichkeit vorgebracht wurden (88 3 Abs. 1 und 4 Abs.
1 BauGB)

- Billigungs- und Auslegungsbeschluss
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Vorbemerkungen

Insbesondere die internationalen und nationalen Vorgaben zum Ausbau erneuerbarer Energien
und die aktuellen Herausforderungen hinsichtlich der Bereitstellung klimaneutraler und
staatenunabhangiger Energien erfordern ein schnelles Handeln der Kommunen. Das Gesetz zu
Sofortmal3nahmen fiir einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren
MalRnahmen im Stromsektor sowie die Novelle des EEGs heben in § 2 die besondere Bedeutung
der erneuerbaren Energien als tUberragendes o6ffentliche Interesse hervor, welche zudem der
offentlichen Sicherheit dienen. Solaranlagen sind nur unter bestimmten Voraussetzungen im
AulRenbereich im Sinne des 8§ 35 Abs. 1 BauGB privilegiert. Diese Voraussetzungen sind im
vorliegenden Fall nicht erfillt, weshalb eine vorbereitende (Flachennutzungsplan) und eine
verbindliche (Bebauungsplan) Bauleitplanung nach dem BauGB erforderlich sind.

Der Markt Pei3enberg mochte mit dem hier vorliegenden Bebauungsplan "Sondergebiet Agri-
Photovoltaikanlage Gebiet Fendt“ und der im Parallelverfahren aufgestellten 6. Anderung des
Flachennutzungsplans die planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir eine Agri-Photovoltaikanlage
schaffen, um die Energiegewinnung mit erneuerbaren Energien zu unterstiitzen und einen Beitrag
zur Erreichung der internationalen Klimaziele zu leisten. Gleichzeitig ist bei einem stetig
wachsenden Flachenverbrauch sparsam mit Grund und Boden umzugehen, um unter anderem
auch die landwirtschaftlichen Nutzflachen nicht weiter zu reduzieren. Daher soll die aktuelle
landwirtschaftliche Nutzung (Rinderbeweidung) auf den daftir vorgesehenen Flachen fortgefiihrt
werden. Durch die Doppelnutzung der Flachen kann eine ressourcenschonende Erzeugung von
erneuerbaren Energien erfolgen und der Flachenkonkurrenz zwischen der Erzeugung von Energie
und der Erzeugung von Lebensmitteln entgegenwirkt werden.

Zur Baurechtschaffung wird ein Sonstiges Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung ,Agri-PV*
im Sinne des 8§ 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. Die Sondergebietsflache betragt ca. 8,5 ha, der
gesamte Geltungsbereich umfasst ca. 9,7 ha. Im aktuell wirksamen Flachennutzungsplan ist der
Bereich als Flache fur die Landwirtschaft dargestellt. Im Zuge der 6. Anderung wird der Bereich
analog zum Bebauungsplan als Sonderbauflache gem. § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO mit der
Zweckbestimmung ,Agri-PV* dargestellt.

Da das Vorhaben durch einen Vorhabentréager realisiert wird, erfolgt die Aufstellung eines
vorhabenbezogenen Bebauungsplans gemal3 § 12 BauGB i. V. m. § 30 Abs. 1 BauGB.
Elementarer Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist ein Vorhaben- und
ErschlieBungsplan (Teil C).

Der Marktgemeinderat hat am 14.11.2022 die Aufstellung des Bebauungsplans ,Agri-
Photovoltaikanlage Gebiet Fendt* beschlossen, am 20.03.2023 den Vorentwurf gebilligt sowie die
Durchfiihrung der frihzeitigen Unterrichtung gem. 8 3 Abs. 1 BauGB und die friihzeitige
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB
beschlossen.

Anderungen zur Vorentwurfsfassung vom 20.03.2023

Zur Vorentwurfsfassung vom 20.03.2023 ergaben sich folgende Anderungen:

Uberarbeitung und Erganzung der Griinordnung entsprechend der Anregungen der Unteren
Naturschutzbehotrde

Redaktionelle Erganzung der Ausfiihrungen zum Immissionsschutz in der Begriindung und im
Umweltbericht entsprechend der Anregungen der Unteren Immissionsschutzbehorde.

Erganzung der Textlichen Hinweise bzgl. Blendung.
Erganzung der Textlichen Hinweise bzgl. Brandschutz.

Erganzung und Uberarbeitung der Textteile (Textliche Festsetzungen, Begriindung und
Umweltbericht) zum Boden- und Grundwasserschutz und den Einsatz von verzinkten Profilen
gemal der Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamt Weilheim.




- Anpassung der Planzeichnung gemaf der Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamt Weilheim:
Freihaltung eines Gewasserrandstreifens im Bereich des Schrallengrabens und seiner Zulaufe.

- Herausnahme der FFH-Gebietsflachen aus dem Geltungsbereich.

- Anpassung der Ausgleichsberechnung aufgrund der Konkretisierung des Vorhabens und
Anderung der Sondergebietsflachen.

- Nachrichtliche Ubernahme der 20 kV Freileitung der Bayernwerk Netz GmbH.

Beteiligungsverfahren

Die Vorschriften sehen ein zweistufiges Beteiligungsverfahren vor. Das Beteiligungsverfahren hat
zum Zweck, eine moglichst vollstandige Ermittlung und zutreffende Bewertung der offentlichen
Belange zu ermdglichen. In einem maoglichst frihzeitigen Stadium der Planung werden die
Stellungnahmen der Offentlichkeit, der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange, deren
Aufgabenbereich durch die Planung beriihrt werden kann, zu den allgemeinen Zielen und Zwecken
der Planung eingeholt (88 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB).

Im weiteren Planungsverlauf findet die formelle Beteiligung zum Planentwurf und der Begriindung
statt (88 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB).

Die nachfolgend aufgefiihrten Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange wurden in der
Zeit vom 07.06.2023 bis 05.07.2023 am Verfahren gem. § 4 Abs. 1/2 BauGB beteiligt. Die Planung
wurde gem. § 3 Abs. 1/2 BauGB im selben Zeitraum offentlich ausgelegt. Von Seiten der
Offentlichkeit gingen keine Stellungnahmen ein.

Keine Stellungnahmen haben abgegeben:

07 Bayerischer Bauernverband

09 Amt fir Breitband, Digitalisierung und Vermessung
10 BUND Naturschutz in Bayern e.V.

11 Landesbund fur Vogelschutz in Bayern e.V.

12  Verein fur Landschaftspflege, Artenschutz & Biodiversitat e.V. (VLAB)
13 Bayerisches Landesamt fir Denkmalpflege

16  Deutsche Telekom Technik GmbH

18 Immobilien Freistaat Bayern — Bergrechteverwaltung
19 DB Netz AG Regionalbereich Sud

23  Peienberger Kraftwerksges. mbH

24  Gemeindewerke PeilRenberg KU

26 Gemeinde Polling

27 Gemeinde Hohenpeil3enberg

29 Gemeinde Bobing

Seitens der Offentlichkeit wurden keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht.

Stellungnahmen ohne Bedenken oder Anregungen haben abgegeben:

14  Industrie- und Handelskammervom 29.06.2023

15 Handwerkskammer vom 05.07.2023

17 Regierung von Oberbayern Bergamt Siidbayern vom 06.07.2023
22 LEW Verteilnetz GmbH (LVN) vom 03.07.2023

25 Gemeinde Oberhausen vom 07.07.2023

28 Gemeinde Wessobrunn vom 04.07.2023
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Stellungnahmen mit Bedenken oder Anregungen haben vorgebracht:

1. TOB

01-1 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Naturschutz vom 29.06.2023
01-1 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Immissionsschutz vom 29.06.2023

02
03
04
05
06
08
21

Landratsamt Weilheim-Schongau SG Brandschutz vom 03.07.2023
Regierung von Oberbayern vom 02.06.2023

Regionaler Planungsverband Oberland vom 27.06.2023
Wasserwirtschaftsamt Weilheim vom 28.06.2023

Staatliches Bauamt Weilheim vom 16.06.2023

Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten vom 04.07.2023
Bayernwerk vom 28.06.2023

Mit Hinweisen haben vorgebracht:

20

Eisenbahn-Bundesamt AuR3enstelle Minchen vom 15.06.2023
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1. Trager 6ffentlicher Belange

17 Landratsamt Weilheim-Schongau

17-1 SG Naturschutz (Untere Naturschutzbehotrde)

Az.: --

vom 29.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

Einwendungen

Abarbeitung der
Uberarbeiten

Eingriffsregelung ist zu

Rechtsgrundlagen

§ 14 ff. BNatSchG; § 18 Abs. 1 BNatSchG i. V.

m. 8 1a BauGB
Sonstige fachliche Informationen und
Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit
zu dem o.g. Plan, gegliedert nach

Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und
gaf. Rechtsgrundlage

Griunordnung:

Im Plan werden fir A2 Obstbdaume oder
Laubbdume festgesetzt. Obsthochstamme z.B.
alter Birnensorten werden empfohlen. Bei den
Textfestsetzungen sind nur Laubb&dume
gemal Artenliste vorgesehen — hier sind keine
Obstbaume enthalten. Bitte anpassen.

Bei der Artenauswabhl ist der Bodenstandort zu
beachten bzw. das Pflanzloch entsprechend
fur ein gelungenes Anwachsen zu verbessern.

Fur die Ausgleichsflache 1 ist ein nur 5 Meter
breiter Streifen vorgesehen, wird der Abstand
von 4 m zur nordlichen Wiese eingehalten, ist
dies zu schmal und ist entsprechend zu
verbreitern.

Abwagung

Die Gemeinde hat sich mit der Anregung ausfihrlich
befasst und einer planerischen Bewertung unterzogen.
Unter Abwéagung aller Belange gewichtet die Gemeinde
die Belange der flachensparenden, multifunktionalen
Erzeugung erneuerbaren Energien (gem. 8 2 EEG von
Uberragendem Interesse, welche der nationalen
Sicherheit dienen) schwerer, als die Bereitstellung
eines flachenbezogenen Ausgleichs. Die Gemeinde
nutzt die ihr zugrundeliegenden Mdglichkeiten, um der
Eingriffsregelung gerecht zu werden und erhebliche
Beeintrachtigungen durch die Planung zu vermeiden.
Entsprechend der Ausfiihrungen des Umweltberichts
sind dariber hinaus keine erheblichen Auswirkungen
zu erwarten. Die fachliche Wairdigung ist den
nachfolgenden Ausfihrungen zu entnehmen.

Zu Grinordnung:

Entlang der KreisstraBe soll die Pflanzung einer
strallenbegleitenden Baumreihe mit hochstdmmigen
groReren Baumen erfolgen. Der Zusatz ,Obstbaume*
wird in der Planzeichnung gestrichen. In der
Ausgleichsflache Al kdnnen Obstbaume gepflanzt
werden, die Pflanzliste wird daher entsprechend der
Stellungnahme ergénzt.

Der Hinweis zur Anpflanzung dient der Kenntnisnahme
und wird bei der Ausfiihrungsplanung berucksichtigt.

Der Abstand von 4 m ist lediglich fir Baumpflanzungen
einzuhalten. So kann dennoch das Entwicklungsziel
eines maRig extensiv genutzten, artenreichen
Grunlands mit erganzenden Baumpflanzungen erreicht
werden. Eine Anderung ist nicht veranlasst.
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Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwéagung

Zu4.l

Werden Zaune aullerhalb der lberbaubaren
Grundstiicksflachen errichtet, werden die
Ausgleichsflachen eingezdunt und dann
besteht fur das Wild nicht mehr die Mdéglichkeit
Frichte zu nutzen. Es wird empfohlen die
Ausgleichsflachen nicht einzuzaunen, sondern
einen Einzelbaumschutz zu verwenden und
dies auch so festzusetzen.

Hinweis: In der Legende ist das Symbol
Strauchpflanzen enthalten — es werden aber
nur Baumpflanzungen geplant. Ist dies so
beabsichtigt? Bitte entsprechend die Legende
anpassen.

Einfriedung: In der Anfangsphase ist ein
Wildschutzzaun fr die mehrreihige Hecke der
Ausgleichsflache moglich, dieser ist dann aber
nach der erfolgreichen Anwachsphase zu
entfernen.

Zu 4.1: Ausgleichsflachen durfen nicht
dauerhaft eingezédunt werden. Wildschutzzaun
in der Anwachsphase ist mdglich und
anschlieBend zu entfernen. Baumpflanzungen
mit Einzelbaumschutz. Es wird empfohlen dies
auch entsprechend festzusetzen.

Naturschutz:

Aus Sicht des fachlichen Naturschutzes, und
auch im Hinblick auf artenschutzfachliche
Belange stehen der geplanten Ausweisung
einer grof3flachigen  Agri-PV-Anlage am
gewadhlten  Standort  naturschutzfachliche
Belange nicht entgegen. Es gibt aber einen
Anpassungsbedarf in Bezug auf die
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung,
welche auch im Zuge der Bauleitplanung der
Gemeinde abgehandelt werden muss. Den
Anforderungen gerecht zu werden obliegt
dabei der Gemeinde in ihrem Wirkungskries.

Im Freistaat wird hierzu als Planungshilfe der
Leitfaden zum Bauen im Einklang mit Natur
und Landschaft des Staatsministeriums fur
Wohnen, Bau und Verkehr herangezogen.
Zusétzlich kdnnen die veralteten Hinweise zum
Bau von Freiflachen-Photovoltaik Anlagen aus
dem Schreiben der obersten Baubehdrde von
2009 oder aus dem aktuellen Rundschreiben
von 2021 (StMUV, StMB) verwendet werden.
Die Vorhabentrager und das Planungsbiro
sind durch die uNB mehrfach auf die
bestehenden Mdglichkeiten zur Abhandlung
der Eingriffsregelung hingewiesen worden.

Zu4l

AuRBerhalb  der Baugrenzen diurfen lediglich
Weidezaune errichtet werden, welche fir das Wild
keine uniiberwindbaren Hindernisse darstellen. Es ist
daher keine Anderung veranlasst.

Die Legende wird entsprechend der
redaktionell angepasst.

Anregung

Es ist keine mehrreihige Hecke in vorliegender Planung
vorgesehen. Der Absatz bezieht sich vermutlich auf
eine andere Planung. Es ist keine Anderung veranlasst.

Vgl. vorangehende Abwagung zu 4.1. In den
Festsetzungen wird unter 8 10 als Hinweis ergéanzt,
dass ein Einzelbaumschutz empfohlen wird.

Zu Naturschutz:

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sicht der

Fachbehdrde  keine  naturschutzfachlichen  und
artenschutzfachlichen Belange entgegenstehen,
jedoch eine Anpassung der Eingriffsregelung

gewulnscht ist.

Wie in der Stellungnahme korrekt dargelegt, ist die
naturschutzfachliche Eingriffsregelung im
Bauleitplanverfahren im Zuge des
Abwagungsprozesses durch die Gemeinde — d.h. unter
Abwagung aller Belange — zu bericksichtigen.

Die  genannten fachlichen  Grundlagen und
Planungshilfen dienen den Gemeinden als Orientierung
und sind keine  gesetzlich  vorgeschriebene
Bewertungsverfahren. Hierauf wird insbesondere in den
Hinweisen des Bayerischen Staatsministeriums flr
Wohnen, Bau und Verkehr (StMB) zur Bau- und
landesplanerische  Behandlung von Freiflachen-
Photovoltaikanlagen hingewiesen (2021, S. 23 f.):

Die Hinweise zur Berucksichtigung der
naturschutzrechtlichen  Eingriffsregelung in  der
Bauleitplanung erfolgen mit Blick auf die Fortschreibung
des Leitfadens ,Bauen im Einklang mit Natur und
Landschaft. Dieser versteht sich als Orientierungshilfe
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Dem jetzigen Vorschlag zur Abarbeitung der
Eingriffsregelung kann aus
naturschutzfachlicher Sicht nicht zugestimmt
werden. Die Unterlagen sind zu tberarbeiten.

Es liegt im Ermessen der Gemeinde nach dem
alten Leitfaden von 2001 in Kombination mit
dem Schreiben von 2009 vorzugehen.
Wohlbemerkt ist eigentlich auch in dem
Schreiben die extensive Bewirtschaftung der
Flachen angedacht. Der Ausgleichsbedarf
reduziert sich so auf den Faktor 0.1 der Flache
und ist somit geringer als eine Berechnung
nach dem neuen Leitfaden von 2021, welcher
auf einem Wertpunkt gestitzten Ansatz &hnlich
der BayKompV ful3t. Da dies grundsatzlich fr
die Gemeinde maglich ist, muss das Vorgehen
auch von der uNB akzeptiert werden. Aus
naturschutzfachlicher Sicht ist ein Ausgleich
und die Berechnung nach neuen Standards
selbstverstandlich zu favorisieren. Dies wurde
den Vorhabentragern auch mitgeteilt.

Die Berechnung nach dem alten Vorgehen
stellt die maximale Reduktion des
Ausgleichsbedarfs dar, sofern nicht nach den
Hinweisen des Rundschreibens von 2021
vorgegangen und der Ausgleichsbedarf
dadurch auf O reduziert werden kann. Da bei
allen PV-Anlagen Standorten des aktuellen
Vorhabentragers auf eine Extensivierung des
Grunlandes verzichtet werden soll, bleibt ein
Ausgleichsbedarf bestehen.

Es st allerdings nicht mdoglich alle
vorhandenen Vorgehensweisen nach Wunsch
zu  kombinieren und den ermittelten
Ausgleichsumfang in m2 anschlie3end noch in
Wertpunkte umzurechnen. Dieses Vorgehen
halbiert den Ausgleichsbedarf erneut und ist
aus naturschutzfachlicher und rechtlicher Sicht
nicht mehr nachvollziehbar. Es entsteht der
Eindruck den Ausgleichsbedarf kleinrechnen
zu wollen. Bei einer derartigen Abweichung
muss davon ausgegangen werden, dass der
gesetzlichen Eingriffsregelung nicht genulge
getan wird. Dies ist auch im Hinblick auf eine
potentielle Ungleichbehandlung von anderen
Vorhabentragern und zuklnftige Antrage
problematisch.

fur eine fachlich und rechtlich abgesicherte, aber auch
zligige Anwendung der Eingriffsregelung in der
Bauleitplanung. Er wird den Gemeinden zur
eigenverantwortlichen Anwendung empfohlen. Es steht
ihnen aber auch frei, andere sachgerechte und
nachvollziehbare  Methoden  anzuwenden. Ein
gesetzlich vorgeschriebenes Bewertungsverfahren
fehlt, denn die Regelungen der Bayerischen
Kompensationsverordnung (BayKompV) vom 7. August
2013 (GVBI. S. 517) gelten mangels
Regelungskompetenz Bayerns fir die baurechtliche
Eingriffsregelung nicht. Durch die Fortschreibung des
Leitfadens soll stérker als bisher die Qualitdt der
Eingriffs- und Ausgleichsflache und weniger die
Quantitat in Ansatz gebracht werden kénnen. Zudem
sollen Bewertungselemente der BayKompV fur die
baurechtliche Eingriffsregelung nutzbar gemacht
werden, ohne aber die bisherige Struktur des
Leitfadens  grundsétzlich zu  verandern. Der
Uberarbeitete Leitfaden baut auf dem Leitfaden von
2003 auf. Da die bauliche Nutzung durch PV-
Freiflachenanlagen von einer Bebauung mit Gebauden
(einschl. deren ErschlieBung) deutlich abweicht,
werden fur die Bewaltigung der Eingriffsregelung bei
PV-Freiflachenanlagen spezifische Hinweise gegeben.
Diese gelten ausschlief3lich fir Bauleitplanverfahren zu
PV-Freiflachenanlagen.

Wie in der Begrindung und im Umweltbericht
dargelegt, sind diese Grundlagen in die Bewertung
eingeflossen. Nachdem diese Ausfiilhrungen die
besondere Ausgestaltung von Agri-PV Anlagen in

Bezug auf  die  Ausgleichsermittlung nicht
bertcksichtigen und in diesem Fall von
Gesetzgeberseite (noch) keine

Handlungsempfehlungen bestehen, wurde von dem
beauftragten Planungsburo nach intensiver Priifung der
rechtlichen Vorgaben und zur Verfligung stehenden
Bewertungsmethoden, der Unteren
Naturschutzbehdrde eine entsprechende Methodik zur
Abhandlung der Eingriffsregelung unterbreitet. Der
Vorschlag beruhte auf den neuen Hinweisen des StMB
(2021) und beinhaltete Elemente der BayKompV, um
den Eingriff durch die Planung konkret ermitteln zu
kénnen. Die Hinweise aus dem Jahr 2021 beinhalten
dartiber hinaus Vorgaben, wonach bei
Beriicksichtigung kein Ausgleichsbedarf entsteht. Diese
MaRgaben werden bei vorliegendem Vorhaben fast
ausnahmslos eingehalten. Lediglich die Herstellung
eines extensiven Grinlands kann aus
Vorhabengrinden — der Beibehaltung der bisherigen
landwirtschaftlichen Nutzung als Weideland — nicht
erfullt werden. Dies widerspricht dem Nutzungszweck
einer ,Agri-PV“-Anlage und einer multifunktionalen
Flachennutzung. Dieser Ansatz wére obsolet, wenn an
anderer Stelle wiederum fur den Ausgleichsbedarf
andere Flachen der landwirtschaftlichen Nutzung
entzogen werden missten.
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Dabei gibt es mehrere Mdoglichkeiten den
Ausgleichsbedarf zu decken. Sofern der
reduzierte Ausgleich nur in Teilen auf eigenen
Flachen realisiert werden kann, besteht
beispielsweise die Madaglichkeit Malinahmen
aus einem Okokonto nach BauGB oder
BayKompV zu erwerben. Die Gemeinde
PeilRenberg besitzt mit der Bergehalde ggf. die
Moglichkeit Wertpunkte zu verkaufen.

Diese vorgeschlagene Methodik wurde von der Unteren
Naturschutzbehorde nicht mitgegangen. Als Alternative
wurde von behordlicher Seite die Anwendung der
veralteten Hinweise von 2009 mit einem Faktor von 0,1
vorgeschlagen. Die durchgefihrten Ermittlungen
wurden mehrmals nach Anregungen der Unteren
Naturschutzbehorde Uberarbeitet und letztlich wie von
behordlicher Seite vorgeschlagen mit einem Faktor von
0,1 ermittelt. Dass keine Extensivierung der Flache
erfolgt, war der UNB bekannt. Eine Umrechnung von
Quadratmeter (m?) in Wertpunkte (WP) ist heutzutage
eine gangige Vorgehensweise und ware auch bei einer
Abbuchung von einem Okokonto erforderlich. Dass
diese Vorgehensweise von Seiten der UNB nicht
nachvollzogen werden kann, kann hiesiger Seite
wiederum nicht nachvollzogen werden.

Im Fokus steht eine angemessene und
zukunftsorientierte Bewertung der Beeintrachtigungen
des Vorhabens auf die Umwelt, unter Berlcksichtigung
des zunehmenden  Flachendrucks und  der
erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang im Zuge
der Schutzgluterabwagung sowie eine entsprechende
Ermittlung des  Ausgleichshedarfs. Es  waére
winschenswert, wenn die Untere Naturschutzbehdrde
diese Bemuhungen nicht als ,Kleinrechnung® und
Willkir bewerten wirde, sondern im Sinne unserer
Herausforderungen der aktuellen Zeit ihr
Einverstandnis zu dieser Vorgehensweise erteilt und
sich nicht auf alte Bewertungsmethoden beruft.

Eine potentielle Ungleichbehandlung von anderen
Vorhabentragern ist im vorliegenden Fall nicht
gegeben, da bisher im Landkreis noch keine Agri-PV
Anlage geplant und errichtet wurde. Bei den
vorgebrachten Vorhaben handelt es sich um klassische
Freiflachenphotovoltaikanlagen, welche grundsatzlich
verschiedene Planungsansatze verfolgen und somit
auch unterschiedlich zu bewerten sind. Auf diese
Gegebenheit wurde vom Planungsbiro ebenfalls
bereits hingewiesen. Zukiinftige Antrage dieser Art,
sollten selbstverstandlich unter Berlcksichtigung
aktueller gesetzlicher, politischer und
landesplanerischer Vorgaben behandelt werden, daher
sind sowohl das Planungsbiro, als auch der
Vorhabentrager um eine zukunftsfahige und fachlich
nachvollziehbare Vorgehensweise bemiht. Eine
Uberarbeitung der abgearbeiteten Eingriffsregelung ist
aus planerischer Sicht nicht veranlasst.

Der Vorschlag, den Ausgleichsbedarf tiber Malinahmen
aus einem Okokonto nach BauGB oder BayKompV zu
erwerben, wirde ebenfalls eine Umrechnung des
Flachenbedarfs in Wertpunkte beinhalten — so wie bei
der vom Planungsbiro durchgefihrten
Eingriffsregelung erfolgt, jedoch von behérdlicher Seite
kritisiert und nicht angenommen. Es wird zur Kenntnis
genommen, dass von behdordlicher Seite
Losungsvorschlage  vorgebracht werden. Diese
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Weiterhin  dirfen  im  AuRenbereich  nur
autochthone Geholze gepflanzt werden. Eine
Positivliste stellen wir gern zur Verfligung,
sofern gewiinscht.

Fraglich ist, ob der Pflanzstreifen entlang der
Strale aufgrund der Abstandsreglungen so
Uberhaupt zuléassig ist. Gegebenenfalls misste
die Eingrinung, welche zugleich als Ausgleich
gelten soll weiter hinein riicken.

enthalten jedoch Widersprichlichkeiten und sind nicht
auf die konkrete Ausgestaltung des Vorhabens
zutreffend.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen bereits
die Verwendung von autochthonem Pflanzgut vor (vgl.
§ 10 Abs. 3). Es ist keine Anderung veranlasst.

Die Positivliste ~ wurde bei der Unteren
Naturschutzbehoérde angefragt und wird nach erfolgter
Ubermittlung in der Planung beriicksichtigt.

Die zu pflanzenden Baume befinden sich auf3erhalb
eines Abstands von 7,50 m. Das Staatliche Bauamt
Weilheim hat Einverstandnis zur Planung mitgeteilt.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wirdigung/ Abwégung geandert.

Beschluss: :

17-2 Landratsamt Weilheim-Schongau — SG Immissionsschutz

Az.: --

vom 30.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwégung

Sonstige  fachliche  Informationen  und
Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit
zu dem o0.g. Plan, gegliedert nach

Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und
gaf. Rechtsgrundlage

Sicht
keine

Aus immissionsschutzfachlicher
bestehen gegen die Planung
Einwendungen.

In den Ausfuhrungen zum Immissionsschutz
in der Begrundung Ziff. 11.1 und 11.2 sowie
im Umweltbericht ziff. 2.6.2 sind einige
inhaltliche Fehler zu korrigieren:

Nach unserer Kenntnis gehéren die Flachen
im Geltungsbereich nur einem Eigentiimer.
Dessen Wohnhaus befindet sich ca. 50 m
sudlich des Geltungsbereichs und ca. 95 m
sudlich der Baugrenze.

Die beschriebene nachstgelegene
Wohnbebauung im Umweltbericht Ziff. 2.6.2
bezieht sich offensichtlich auf einen anderen
Bebauungsplan.

Es dient der Kenntnisnahme, dass
immissionsschutzfachlicher Sicht

Einwendungen bestehen.

aus
keine

Der Anregung wird gefolgt und die Begriindung sowie
der Umweltbericht an entsprechenden Stellen
Uberarbeitet.

Beschlussvorschlag
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Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wiirdigung/ Abwagung geandert. Der
Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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18 Landratsamt Weilheim-Schongau — Brandschutz

Az.: --

vom 03.07.2023

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwagung

Sonstige  fachliche  Informationen  und
Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit
zu dem o.9. Plan, qgegliedert nach

Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und
ggf. Rechtsgrundlage

Der Zugang sowie die Zufahrt zum Solarpark
muss fur die Feuerwehr jederzeit moglich

sein.
AuRerdem sollte an der Zufahrt ein
Hinweisschild mit  den notwendigen

Notfallkontakten angebracht werden.

Das Plangebiet ist Uber die 6stlich angrenzende
Kreisstral3e sowie die sudlich angrenzende Hofstelle
erschlossen, wodurch ein Zugang sowie die Zufahrt
bereits gesichert sind. Der weitere Hinweis bezieht
sich auf die Ausfiihrungsplanung und wird an den
Vorhabentrager Gibermittelt. Die Textlichen Hinweise
und nachrichtlichen Ubernahmen werden
entsprechend der Stellungnahme unter Ziffer 7
erganzt.

Beschlussvorschlag

werden zur Kenntnis genommen.

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wirdigung ergénzt. Die Hinweise

Beschluss: :
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19 Regierung von Oberbayern vom
27.06.2023
Az.: ROB-2-8314.24_01_WM-18-15-3
Stellungnahme Fachliche Wirdigung / Abwéagung
Planung [Beschreibung des Sachverhalts, keine

Der Markt PeilRenberg beabsichtigt in den
Ortsteilen Strallen, Roflaich und Fendt die
Errichtung von drei Agri-Photovoltaikanlagen.

[Beschreibung Gebiet Strallen]
[Beschreibung Gebiet Rol3laich]

Der Anderungsbereich 6.3 (Fendt) liegt ca. 2,6
km nordlich des Hauptortes PeiRenberg und
nordlich der Ortschaft Fendt. Das Plangebiet
grenzt direkt westlich an die KreisstraBe (Kr
WM29). Es beinhaltet vollstidndig die
Grundstiicke mit den Flurnummern 3399,
3399/2 sowie eine Teilflache des
»Schrallengrabens” mit der FI. -Nr. 3396 (Gmkg.
PeiRenberg). Nordlich grenzt die
Gemeindegrenze der Gemeinde Wessobrunn
an. Die Grolle des gesamten Umgriffs betragt
ca. 9,4 ha, wobei eine maximale Flache von 8,5
ha der Energiegewinnung durch Photovoltaik
dienen soll.

Im rechtsgultigen Flachennutzungsplan sind
die geplanten Flachen derzeit als Flachen fur
die Landwirtschaft dargestellt. Die Aufstellung
der drei separaten vorhabenbezogenen
Bebauungspléane erfolgt im Parallelverfahren.
Von der Planung sind insb. Belange der
Landwirtschaft, von Natur und Landschaft
sowie des Hochwasserschutzes betroffen.

Gesamtbewertung

Energieversorgung

Gem. Landesentwicklungsprogramm Bayern
i.d.F. vom 16. Mai 2023 (LEP) 6.2.1 Z sind
erneuerbare Energien dezentral in allen
TeilrAumen verstarkt zu erschliefen und zu
nutzen. Die weitere  Entwicklung der
Energieversorgung der Region soll sich
nachhaltig vollziehen. Dabei soll darauf
hingewirkt werden, verstarkt erneuerbare
Energiequellen zu nutzen (vgl. Regionalplan
Oberland (RP17) B X 3.1 G). Unter der
Voraussetzung, dass Ausweisung von Flachen
fur die Errichtung von Anlagen zur Nutzung
erneuerbarer Energien raumvertraglich unter
Abwagung aller berthrten fachlichen Belange
erfolgt, entspricht die Planung grundséatzlich

Wirdigung/Abwéagung erforderlich.]

Zu Gesamtbewertung

Zu Energieversorgung

Es dient der Kenntnisnahme, dass die Errichtung von
Anlagen zur Nutzung erneuerbarer  Energien
raumvertraglich unter Abwagung aller berlhrten
fachlichen Belange erfolgen soll und aus Sicht der
Regierung von Oberbayern die Planung grundsatzlich
den raumordnerischen Erfordernissen einer
nachhaltigen Energieversorgung entspricht.Eine
Anderung der Planung sowie Abwagung aufgrund der
Stellungname ist nicht veranlasst.
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den raumordnerischen Erfordernissen einer
nachhaltigen Energieversorgung.

Gem. LEP 6.23 G sollen Freiflachen-
Photovoltaikanlagen weiter vorzugsweise auf
vorbelasteten Standorten realisiert werden. An
geeigneten  Standorten soll auf eine
Vereinbarkeit der Erzeugung von Solarstrom
mit anderen Nutzungen dieser Flachen,
insbesondere der landwirtschaftlichen
Produktion, hingewirkt werden.

Wir gehen davon aus, dass die Anlagen durch
die geplante Modulhéhe von 4,60 Metern das
Landschaftshild selbst weit mehr beeintrachtigt
als die Kreis- bzw. Bundesstrallen an jenen
Standorten. Die Standorte werden somit als
nicht vorbelastet im landesplanerischen Sinne
bewertet. Der raumordnerische Grundsatz ist
von der Marktgemeinde in der
Gesamtabwagung zu beriicksichtigen.

Landwirtschaft

Die Planflachen weisen teilweise eine nach der
BayKomV Uberdurchschnittliche
Ertragsfahigkeit gegeniiber dem
Landkreisschnitt auf. GemaR LEP 5.4.1 G soll
sich die Inanspruchnahme von
landwirtschaftlich genutzten Flachen durch
raumbedeutsame Planungen und MalRhahmen
auf den notwendigen Umfang beschréanken
(vgl. auch RP 17 B Ill 2 Z). Die geplanten
Festsetzungen, wodurch die von den Modulen
Uberstellte Flache maximal 50% betragen darf,
ermdglichen im Geltungsbereich weiterhin
landwirtschaftliche Nutzung
(Rinderbeweidung). Die Flache geht somit fur
die Landwirtschaft nicht verloren, was aus
raumordnerischer Sicht begrift wird.

Hochwasserschutz

Es ist nachvollziehbar, dass die Module aufgrund einer
Hohe von max. 4,60 m das Landschaftsbild mehr
beeintrachtigen als die vorhandene KreisstralBe im
Osten der Anlage. Die KreisstraRe weist im Abschnitt
des Planungsgebiets keinerlei stral3enbegleitende
Begrinung auf. Zudem verlaufen entlang der
KreisstraRe keine Erholungswege wie z. B. Geh- oder
Radwege. Es ist somit von keiner landschaftsbild- oder
erholungsbedeutenden StralRenfihrung auszugehen,
weshalb aus planerischer Sicht durchaus von einer
Vorbelastung ausgegangen werden kann. Darlber
hinaus besteht durch die dstlich verlaufende Kreisstral3e
bereits eine Barrierewirkung fir Wildtiere sowie eine
Larmbelastung. Auch verlauft durch das Plangebiet
bereits eine Freileitung und der Standort schlief3t direkt
an den Betrieb der Flacheneigentimer an. Durch die
Planung wird im Zuge des Ausgleichs- und
Minimierungskonzepts Baumpflanzung entlang der
KreisstraRe entwickelt, was den Zielvorgaben des
Flachennutzungsplans entspricht. Dadurch werden
einerseits die Auswirkungen auf das Landschaftsbild
minimiert und langfristig eine Strukturanreicherung der
Landschatft erreicht. Die Gemeinde hat somit den Belang
des Landschaftsbilds durch entsprechende Ausgleichs-
und MinimierungsmafRnahmen berlcksichtigt und
gewichtet die Erzeugung erneuerbarer Energien gem. §
2 EEG als vorrangigen Belang in der
Schutzguterabwagung schwerer. Dartiber hinaus erfolgt
die Energieerzeugung durch den multifunktionalen
Ansatz  flachenschonend und ermdéglicht den
bewirtschaftenden Betrieben nahezu uneingeschréankt
die Weiternutzung der Flachen in bisheriger Form.

Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungname
ist nicht veranlasst.

Zu Landwirtschaft

Es dient der Kenntnisnahme, dass aus
raumordnerischer  Sicht die Flachen fur die
Landwirtschaft nicht verloren gehen, da maximal 50 %
der Flache mit Modulen Uberstellt wird. Hier wird
vorsorglich noch angemerkt, dass auch die Flachen
unter den  Modulen  weiterhin  wie  bisher
landwirtschaftlich genutzt werden. Nachdem die DIN
SPEC 19434 Anwendung findet, wird auch Sorge
getragen, dass die landwirtschaftliche Hauptnutzung
bestehen bleibt.

Eine Anderung der Planung sowie Abwagung aufgrund
der Stellungname ist nicht veranlasst.

Zu Hochwasserschutz
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Die geplanten Vorhaben befinden sich in
wassersensiblen Bereichen (vgl. Umweltatlas).
Die Risiken durch Hochwasser sollen soweit als
moglich verringert werden (vgl. LEP 7.2.5 G).
Den Belangen des Hochwasserschutzes ist in
Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt
Rechnung zu tragen.

Natur und Landschaft

Bei der Realisierung einer Freiflachen-
Photovoltaikanlage ist grundsétzlich auf eine an
die Umgebung schonende Einbindung in das
Orts- und Landschaftshild zu achten (vgl. LEP
7.1.1 G).

Den Belangen von Natur und Landschaft ist
diesbeziiglich in enger Abstimmung mit der
unteren Bauaufsichts- und unteren
Naturschutzbehorde Rechnung zu tragen. Die
fir den Eingriff in Natur und Landschaft
erforderlichen Ersatz- und
AusgleichsmalRnahmen sind zudem in Ab-
stimmung mit Letzterer festzulegen.

Einzelbewertung der Teilflachen
Gebiet Strallen

[Stellungnahme zum Gebiet Strallen wird im
jeweiligen Verfahren aufgefihrt.]

Gebiet Fendt

Auch das Plangebiet bei Fendt befindet sich
einem  ©kologischen und landschaftlich
sensiblen Bereich. Neben der (Uberwiegend)
hohen Landschaftsbildbewertung gem. LfU ist
durch die Planung das FFH-Gebiet ,Moore und
Walder westlich DieRen* betroffen. Somit
kommt auch hier den Belangen von Natur und
Landschaft eine hohe Bedeutung zu. Ob durch
die festgesetzten MalRnahmen die Belange von
Natur und Landschaft ebenfalls ausreichend
berlicksichtigt werden, ist von der unteren
Naturschutzbehodrde zu bewerten.

Der Hinweis dient der Kenntnisnahme. Im Zuge der
frihzeitigen Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB teilte
das zustandige Wasserwirtschaftsamt Weilheim fir den
Bereich Fendt mit, dass aus wasserwirtschaftlicher Sicht
grundsatzlich keine Bedenken bestehen (Schreiben
vom 12.07.2023, Az.: 2-4622-WM139-16960/2023). Die
darin vorgebrachten Hinweise zu vorsorgendem
Grundwasserschutz, zu  voraussichtlich  hohen
Grundwasserstanden sowie vorhandene oberirdische
Gewasser, werden entsprechend berlcksichtigt.

Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungname
ist nicht veranlasst.

Natur und Landschaft

Kenntnisnahme. Eine
zustandigen Unteren
Landratsamts Weilheim-

Der Hinweis dient der
Abstimmung mit  der
Naturschutzbehtrde des
Schongau ist erfolgt.

Eine Anderung der Planung sowie Abwagung aufgrund
der Stellungname ist nicht veranlasst.

Zu Einzelbewertung der Teilflachen

Die Fachliche Wirdigung und Abwagung erfolgt im
jeweiligen Bauleitplanverfahren.

Gebiet Fendt

Es dient der Kenntnisnahme, dass sich der vorliegende
Standort aufgrund der Lage in einem 6kologischen und
landschaftlich sensiblen Bereich befindet, dieser Belang
wird auch im Umweltbericht entsprechend behandelt.
Hinsichtlich Natur und Landschaft wird auf die
Ausfiihrungen in der Begriindung zum vorliegenden
Bebauungsplan (S. 13 f) sowie vorangehende
Abwagung zum Themenpunkt ,Energieversorgung"
verwiesen.

Zudem wird vorgebracht, dass durch die Planung das

FFH-Gebiet ,Moore und Walder westlich DielRen®
betroffen sei. Es wird nicht aufgefuhrt, in welcher Weise
das Plangebiet  betroffen  ist. Die  Untere
Naturschutzbehérde hat in ihrer Stellungnahme
ausgefuihrt, dass aus Sicht des fachlichen
Naturschutzes, und auch im  Hinblick auf
artenschutzfachliche Belange der geplanten

Ausweisung einer groR3flachigen Agri-PV-Anlage am
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Stellungnahme Fachliche Wurdigung / Abwéagung

gewahlten Standort naturschutzfachliche Belange nicht
entgegenstehen. Es wird daher davon ausgegangen,
dass die Planung das FFH-Gebiet nicht beeintrachtigt.
Vorsorglich wird der Bereich des FFH-Gebiets aus dem
Geltungsbereich genommen.

Gebiet Rof3laich

[Stellungnahme zum Gebiet RoRlaich wird im | Die Fachliche Wirdigung und Abwagung erfolgt im
jeweiligen Verfahren aufgefihrt.] jeweiligen Bauleitplanverfahren.

Ergebnis
Bei Beriicksichtigung der 0.g. Belange stehen | Der Hinweis dient der Kenntnisnahme.

die Erfordernisse der Raumordnung den
Planungen nicht entgegen.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wirdigung geéndert. Die Hinweise
werden zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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20 Planungsverband Region Oberland

Az.: 21-R-BLP

vom 27.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

[...] auf Vorschlag unserer Regionsbeauftragten
schlieBen wir uns der Stellungnahme der
hdheren Landesplanungsbehérde vom
27.06.2023 an.

Es wird analog auf die fachliche Wirdigung/ Abwégung
zur Stellungnahme der Regierung von Oberbayern
verwiesen (Nummer 03).

Beschlussvorschlag

werden zur Kenntnis genommen.

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wirdigung geéandert. Die Hinweise

Beschluss: :

21 Wasserwirtschaftsamt Weilheim vom 28.06.2023, eingegangen am 12.07.2023

Az.: 2-4622-WM139-16960/2023

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwégung

Gegen den Bebauungsplan bestehen bei
Beachtung folgender Stellungnahme keine
grundsatzlichen Bedenken aus
wasserwirtschaftlicher Sicht:

1. Vorsorgender Grundwasserschutz

Fur  die  Errichtung  von Freiflachen-

Photovoltaikanlagen wurde vom Bayerischen
Landesamt fir Umwelt der Praxis-Leitfaden fir
die Okologische Gestaltung von Photovoltaik

Freiflachenanlagen (Stand Januar 2014)
herausgegeben.

Diese Handlungshilfe nennt auch
wasserwirtschaftliche Anforderungen far

Photovoltaikanlagen, insbesondere im Hinblick
auf den Grundwasserschutz.

Werden verzinkte  Stahlprofile  fur die
Modultische etc. verwendet, muss sichergestellt
sein, dass diese nicht in die gesattigte Zone oder
den Grundwasserschwankungsbereich
eingebracht werden, da sonst Zink verstarkt in
Losung geht. Sollte dies der Fall sein, missen
andere Materialien (z.B. Edelstahl, Aluminium
etc.) oder andere Griindungsverfahren (z.B.
Streifenfundamente) gewahlt werden. Dies ist
ganz besonders in den Gebieten mit hohen
Grundwasserstanden und im Vorranggebiet der
Wasserversorgung (Flur Nr. 225)

Fur die Reinigung der PV-Module durfen keine
Reinigungsmittel eingesetzt werden. Eine
etwaige Reinigung darf nur mit Wasser ohne
Zusatze erfolgen.

Es dient der Kenntnisnahme, dass von der Planung
Belange der Wasserwirtschaft nicht berihrt werden,
sofern die vorgebrachten Anregungen berlcksichtigt
werden.

Zu 1. Vorsorgender Grundwasserschutz

Die Textlichen Festsetzungen werden hierzu unter § 8
Abs. 5 erganzt und eine entsprechende Regelung im
Durchfuhrungsvertrag aufgenommen. Die Begriindung
wird unter Ziffer 8.1 ergénzt und der Umweltbericht unter
2.2 und 2.4 Uberarbeitet.

Die genannte Flurnummer ist nicht existent und kann dem
Plangebiet nicht zugeordnet werden. Es ist zudem nicht
bekannt, dass innerhalb sowie im Umfeld des Plangebiets
ein Vorranggebiet der Wasserversorgung ausgewiesen
ist. Es wird um Berichtigung der Stellungnahme gebeten.

Dieser Belang ist bereits in den Festsetzungen
bertcksichtigt (vgl. 8 9 Abs. 2 Nr. 1).
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Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwéagung

Fur Oltransformatoren sollten nach Maglichkeit
Transformatoren ohne Mineralél gewdahlt und
stattdessen auf nicht wassergefahrdende
synthetische Ester zurlickgegriffen werden. Bei
Verwendung von  Oltransformatoren, die
wassergefahrdende Stoffe (Transformatorendl)
enthalten, ist im Genehmigungsverfahren die
fachkundige Stelle fir Wasserwirtschaft zu
beteiligen.

Alternativ zu den Oltransformatoren kénnen
auch Trockentransformatoren verwendet
werden, diese kdnnen ohne besondere bauliche
Vorkehrungen fur den Gewasserschutz errichtet
werden.

Auf den Flachen der Photovoltaikanlage darf
kein Einsatz von Pflanzenschutzmittel oder
Herbiziden erfolgen.

Vorschlage fur Hinweise zum Plan:

,Der Eintrag von Stoffen (insbesondere Zink)
aus der Tragerkonstruktion der Anlage in den
Boden oder das Grundwasser ist zu vermeiden.

,Die/Das Bodenfeuchte/-millieu kann Einfluss
auf die Materialeigenschaften und die
Lésungsprozesse von Stoffen der Fundamente
haben. Eine dahingehende Prufung sollte im
Vorfeld der BaumalRnahmen stattfinden.*

2. Grundwasser

Im Umgriff des Vorhabengebietes sind keine
Grundwassermessstellen des
Landesgrundwasserdienstes vorhanden, fur die
langjahrige Aufzeichnungen Uber den
Grundwasserflurabstand  existieren.  Daher
kénnen keine genauen Aussagen Uber den
Grundwasserflurabstand  getroffen  werden.
Unabhangig hiervon zeigen unsere Daten an,

dass im Gebiet teilweise hohe
Grundwasserstande zu erwarten sind.
Die Erkundung des Baugrundes obliegt

grundséatzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein
Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes Grund-
oder Hangschichtenwasser sichern muss. Sollte

Grundwasser erschlossen werden, ist das
Landratsamt Weilheim-Schongau zZu
benachrichtigen und eine entsprechende

wasserrechtliche Erlaubnis gem. Art. 15 bzw. 70
(Erlaubnis  mit  Zulassungsfiktion)  Bayer.
Wassergesetz (BaywG) bzw. &8 8 WHG
einzuholen.

3. Oberirdische Gewasser

Sollten Oltransformatoren verwendet werden, dirfen
diese nur unter Berucksichtigung des § 62 WHG
(Wasserhaushaltsgesetzes) errichtet werden. Hierzu hat

der  Vorhabentrdger der  Marktgemeinde  ein
entsprechendes Zertifikat der ausfilhrenden Firma
vorzulegen.

Die Textlichen Festsetzungen werden hierzu unter § 8
Abs. 6 erganzt und eine entsprechende Regelung im
Durchfiihrungsvertrag aufgenommen. Die Begriindung
wird unter Ziffer 8.1 erganzt.

Der Anregung wird gefolgt und unter 8 9 Abs. 2 eine
entsprechende Festsetzung ergénzt.

Es wurden entsprechende Festsetzungen aufgenommen
(vgl. vorangehende Fachliche Wairdigung). Gemal3
Bodengutachten liegt der pH-Wert derzeit bei 6,4. Bei
diesem Wert kann davon ausgegangen werden, dass
eine verstarkte Auslosung von Zink unterbleibt.

Das zwischenzeitlich erstellte Bodengutachten
(ConSoGeol GmbH & Co. KG; Stand 12.06.2023)
bestétigte, dass in Teilbereichen oberflachennahes
Grundwasser vorliegt. In den Textlichen Hinweisen und
nachrichtlichen Ubernahmen wird unter Ziffer 2.4 ein
entsprechender Hinweis erganzt.

Zu 3. Oberirdische Gewasser
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Stellungnahme Fachliche Wurdigung / Abwéagung

Die Gewasser Sudlicher Schrallengraben und | Der Anregung wird gefolgt und entsprechende
Zulaufe sind zusammen mit den dazugehdrigen | Randstreifen in der Planzeichnung gekennzeichnet.
Randstreifen von jeweils 5 m entlang des
rechten und des linken Ufers — insgesamt 10 m
- als solche darzustellen. Bei der Planung der
einzelnen Paneele dirfen Gewasser nicht
nachteilig verandert werden.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wiirdigung gedndert. Die Hinweise werden
zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :
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22 Staatliches Bauamt Weilheim

Az.: S13-4622-324/23

vom 28.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwagung

Gegen die Aufstellung bzw. Anderung der
Bauleitplanung bestehen  seitens des
Staatlichen = Bauamtes  Weilheim  keine
Einwande, wenn die unter 2.2 ff genannten
Punkte beachtet werden.

Sonstige fachliche Informationen und
Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit
zu dem o0.g. Plan, gegliedert nach

Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und
ggf. Rechtsgrundlage:

Mit den Festsetzungen im Bebauungsplan
besteht seitens des StralRenbaulasttragers
Einverstandnis.

Hinweis: Fur den Verkehr auf der Kreisstralie
WM 29 darf keine Geféahrdung durch eine
,Blendung“, bedingt durch die Solarmodule,
ausgehen.

Die vorgebrachten Themenpunkte werden wie folgt
bertcksichtigt:

Ostlich des Plangebiets verlauft die KreisstralRe WM29.
Aufgrund der hoch aufgestanderten Module, der
vorhandenen  Gelandegegebenheiten sowie der
bestehenden und geplanten Eingrinung, wird nach
aktuellem Planungsstand von keiner Beeintrachtigung
der Verkehrsteilnehmer ausgegangen.

In den Textlichen Hinweisen zum Bebauungsplan wird
unter Bericksichtigung der Stellungnahme vorsorglich
folgender Zusatz erganzt:

Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei zur
Ostlich verlaufenden KreisstraBe WM 29 hin zu
gestalten. Sie sind so anzuordnen, dass jegliche
Gefahrdung des Verkehrs auf der Kreisstralle WM 29
durch eine ,Blendung®, bedingt durch die Solarmodule,
ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der Inbetriebnahme
eine durch die PV-Module verursachte, den Verkehr
gefahrdende Blendung herausstellen, so sind vom
Anlagenbetreiber in Ricksprache mit den jeweiligen
Fachstellen (StBA Weilheim, LRA Weilheim-Schongau)
entsprechende Vorkehrungen zu treffen.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wiirdigung/ Abwéagung geéandert.

Beschluss: :
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23 Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten Weilheim i. OB. vom 04.07.2023

Az.: AELF-WM-L2.2-4612-56-4-3

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwéagung

Aus dem Bereich Landwirtschatft:

Diese Bauleitplanung darf bestehende
landwirtschaftliche Betriebe in ihrer
Entwicklung nicht beeintrachtigen.

Dartber hinaus darf die Bewirtschaftung der
angrenzenden Flachen nicht beeintréachtigt
werden. Aufgrund der geplanten Umzaunung

ist dafir Sorge zu tragen, dass die
umliegenden landwirtschaftlichen Fléchen
ungehindert bearbeitet werden koénnen.

Sinnvoll ist ein Grenzabstand von mindestens
0,5 m, damit die Bewirtschaftung der
angrenzenden landwirtschaftlichen Flachen
uneingeschrankt erfolgen kann.
(Schwengelrecht/ Anwenderecht).

Weiterhin muss gewahrleistet sein, dass

bestehende Wirtschaftswege in
ausreichender Breite nutzbar und erhalten
bleiben.

Ortstibliche landwirtschaftliche Emissionen,
besonders Staubemissionen, sind von den
Betreibern in jedem Fall zu dulden.

Wir weisen ausdriicklich darauf hin, dass bei
allen  Vorhaben der  Verbrauch an
landwirtschaftlichen Flachen auf ein Minimum
zu reduzieren ist. Durch diese Planung gehen
ca. 9,7 ha landwirtschaftlich genutzte Flache

verloren, die der Erzeugung von
Nahrungsmitteln dienen.
Als Trager Ooffentlicher Belange fir die

Belange der Landwirtschaft sehen wir den
hohen Verbrauch an landwirtschaftlicher

Zum Bereich Landwirtschaft:

Die Bauleitplanung dient zur nachhaltigen und
zukunftsorientierten Ausrichtung bestehender
landwirtschaftlicher Betriebe. Die gegenwartige

Nutzung wird zwischen und unter den Modulen wie
bisher fortgefuihrt. Die Anlage wird unter Beachtung
der DIN SPEC 91434 errichtet, wonach die die
landwirtschaftliche Hauptnutzung bestehen bleibt. Der
Hinweis ist fur die vorliegende Bauleitplanung folglich
nicht relevant.

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Die geplante Umzaunung entspricht den bereits
vorhandenen Zaunen (Weidezaune). Eine
Beeintrachtigung der umliegenden Fléchen ist somit
nicht gegeben. Sollten aus versicherungstechnischen
Grinden andere Einfriedungsarten erforderlich sein,
so durfen diese ausschliellich innerhalb der
festgesetzten Baugrenze errichtet werden. Diese halt
einen Abstand von 3m zu den benachbarten
Grundstiicken ein.

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.
nicht

In bestehende wird

eingegriffen.

Wirtschaftswege

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Die Flachennutzung der umliegenden Grundstuicke ist
dem Vorhabentrager bekannt. Ein entsprechender
Hinweis ist bereits unter Ziffer 7 der Textlichen
Hinweise und nachrichtlichen Ubernahmen
aufgenommen.

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Dem Einwand kann nicht gefolgt werden, da die
vorliegende Planung diesem Belang in hohem Mal3e
Rechnung tragt. Nachdem die Flache lediglich mit
hochaufgestanderten Modulen tberstellt wird, wird die
gegenwartige Nutzung zwischen und unter den
Modulen wie bisher fortgefiihrt. Die landwirtschaftliche
Hauptnutzung wird gesichert, wodurch keine Flache
der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen wird. Die
Gemeinde ist sich der Thematik des Flachenverlusts
bewusst, weshalb es ihr ein grol3es Anliegen ist, die
Errichtung der Agri-PV Anlage zu ermdglichen.
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Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwéagung

Nutzflache in der Region zunehmend mit
Sorge.

Aus dem Bereich Forsten:

Im Westen des Planungsgebiets grenzt Wald
i.5.d. Art. 2 BayWaldG an, der im
nordwestlichen Bereich auf einer Flache von
ca. 0,2 hain das Planungsgebiet hin-einreicht.
Dieser liegt zudem im FFH-Gebiet ,Moore und
Walder westlich Dief3en” (ID: 8032-372). Bei
dem im Planungsgebiet liegenden
Waldbestand handelt es sich Uberwiegend
um ein gesetzlich geschutztes Waldbiotop
und einen Kkartierten Wald-lebensraumtyp
(91EO* Weichholzauwald mit Erle, Esche und
Weide).

GemalR den Planungen wird in den
Waldbestand nicht eingegriffen und eine
Aufwertung angestrebt. Diesbezlglich ist eine
Verschlechterung des Erhaltungszustands
des Lebensraumtyps zu beachten.

Von der auBerhalb des Waldes geplanten
Photovoltaikanlage sind nach aktueller
Datenlage keine indirekten Auswirkungen auf
den Wald zu er-warten.

Abschlie3end bitten wir im Umweltbericht und
in der Planzeichnung die Bezeichnungen
,Geholzbestand® bzw. ,Privates Griin“ durch
~Wald“ oder ,Waldbestand zu ersetzen.

Weitere Einwande aus forstfachlicher Sicht
bestehen nicht.

Fir Ruckfragen stehen wir
Verfligung.

gerne zur

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Zum Bereich Forsten:

Die Flachen innerhalb des FFH-Gebiets werden aus
dem Geltungsbereich genommen.

Eine Aufwertung erfolgt ausschlieBlich im Bereich der
Ausgleichsflachen. Der Ausgangszustand dieser
Flachen ist intensiv genutztes Griinland.

Der Anregung wird gefolgt und in den genannten
Bereichen Flache fir Wald nachrichtlich hinterlegt. Der
Umweltbericht wird entsprechend angepasst.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wiirdigung/ Abwéagung geandert.

Beschluss: :
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24 Bayernwerk Netz GmbH vom 13.06.2023

Az.: TAS Ne 8666

Stellungnahme Fachliche Wurdigung / Abwéagung

[...] gegen das o. g. Planungsvorhaben bestehen | Der Vorhabentrager wird hiertber informiert und der
keine grundsatzlichen Einwendungen, wenn | Leitungsverlauf mit Schutzbereich in die Planzeichnung
dadurch der Bestand, die Sicherheit und der | zum Bebauungsplan nachrichtlich ibernommen. In den
Betrieb unserer Anlagen nicht beeintrachtigt | Textlichen Hinweis wird ebenso ein entsprechender
werden. Verweis aufgenommen.

In dem von lhnen Uberplanten Bereich befinden
sich von uns betriebene
Versorgungseinrichtungen. Beiliegend erhalten
Sie einen Lageplan, indem die Anlagen
dargestellt sind.

Der Schutzzonenbereich der 20-kV-Freileitungen
betragt in der Regel beiderseits zur
Leitungsachse je 10 m fur Einfachleitungen und
je 15 m far Doppelleitungen. Aufgrund
geanderter technischer Gegebenheiten kdnnen
sich gegebenenfalls andere
Schutzzonenbereiche ergeben. Hinsichtlich der,
in den angegebenen Schutzzonenbereichen
bestehenden, Bau- und
Bepflanzungsbeschrankung machen wir darauf
aufmerksam, dass Plane fir Bau- und
Bepflanzungsvorhaben jeder Art uns rechtzeitig
zur Stellungnahme vorzulegen sind. Dies gilt

insbesondere far StralRen- und
WegebaumalRnahmen, Ver- und
Entsorgungsleitungen, Kiesabbau,

Aufschittungen, Freizeit- und Sportanlagen,
Bade und Fischgewdasser und Aufforstungen.

Fur die Beschadigung der Solarmodule durch
eventuell von den Leiterseilen herunterfallende
Eis- und Schneelasten Ubernehmen wir keine
Haftung. In den Mastbereichen und unter den
Leiterseilen muss unter Umstanden auch mit
Vogelkot gerechnet werden.

Der Schattenwurf von Masten und der
Uberspannenden Leiterseile ist vom Betreiber
der Photovoltaikanlage zu akzeptieren. Dies gilt
auch bei einer Anpassung/Erneuerung von
Masten, die eine Anderung der Héhe bzw. der
Grundabmessungen des Mastes bedingen und
gof. eine auftretende  Anderung  des
Schattenwurfes verursachen.
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Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwéagung

Mastnahbereich

Um den Betrieb der Mittelspannungsleitung
(einschl. Wartung, Inspektion und
Instandsetzung) zu gewahrleisten, muss ein
Radius von mindestens 5,00 m um Masten,
gemessen ab Mastmittelpunkt, sowie der Bereich
unter den Traversen, von einer Bebauung
freigehalten werden. Ein geringerer Abstand ist
mit uns abzustimmen.

Der ungehinderte  Zugang sowie die
ungehinderte Zufahrt zu unseren Masten muss,

jederzeit, auch mit Lkw und Mobilkran
gewahrleistet  sein. Deshalb ist eine
entsprechend breite  Zufahrt vorzusehen.
Befindet sich der Mast innerhalb der
Umzaunung, ist far Wartung und
Reparaturarbeiten am Eingangstor der PV-

Anlage ein Schlusseltresor zu installieren. Die
Kosten tragt der Betreiber der PV-Anlage. Den
SchlieBzylinder stellt die Bayernwerk Netz
GmbH.

Auflagen zur Unfallverhitung (DIN VDE 0105
Teil 100):Bei Bauarbeiten und sonstigen
nichtelektrotechnischen Arbeiten z. B.

e -+ Gerustbau,

 Arbeiten mit Hebezeugen, Baumaschinen
und Foérdermitteln,

* Montagearbeiten,

* Transportarbeiten,

+ Anstrich- und Ausbesserungsarbeiten,

+ Bewegen von sonstigen Gerdten und
Baubhilfsmitteln

missen stets 3,0 m Schutzabstand zum
nachstgelegenen unter Spannung stehenden
Teil eingehalten werden, insbhesondere ist das
Ausschwingen von Lasten, Trag- und
Lastaufnahmemitteln zu berucksichtigen.

Alle moglichen Bewegungen der Leiterseile,
sowie jede Bewegung oder Verlagerung, jedes
Ausschwingen, Wegschnellen oder
Herunterfallen von Gegenstanden, die bei der
Arbeit benutzt werden, sind in Betracht zu
ziehen.

Abgrabungen im Mastbereich kdnnen die
Standsicherheit des Mastes gefahrden und sind
nur mit unserem Einverstédndnis mdoglich. Die
Standsicherheit der Freileitungsmaste und die
Zufahrt zu den Standorten muss zu jeder Zeit
gewdhrleistet sein. Dies gilt auch fir
voribergehende MaRnahmen.
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Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwéagung

Vorsorglich weisen wir bereits jetzt darauf hin,
dass die 20-kV-Freileitung bis zu einer mdglichen
Verkabelung Bestand hat und somit auch
wahrend der Bauzeit zu berticksichtigen ist.

Losgeltst von moglichen Festlegungen zu einem
Netzanschluss- bzw. Verknlpfungspunkt mit
dem Stromnetz der allgemeinen Versorgung im
Rahmen dieser Bauleitplanung erfolgt diese
Festlegung ausschlieBlich im Rahmen der
gesetzlichen Vorgaben wie z.B. EEG, KWK-G.

Die beiliegenden “Sicherheitshinweise fir
Arbeiten in der Nahe von Kabel-, Gas- und
Freileitungen® sind zu beachten.

Ihr Ansprechpartner fir den Planungsbereich ist
unser Kundencenter Penzberg. Die Adresse
lautet: Bayernwerk Netz GmbH, Kundencenter
Penzberg, Oskar-von-Miller-Str. 9, 82377
Penzberg, Telefon: (08856) 9275-0, E-Mail:
penzberg@bayernwerk.de. Bitte wahlen Sie
nach der Bandansage die , 1.

Ausklnfte zur Lage der von uns betriebenen
Versorgungsanlagen koénnen Sie online Uber
unser Planauskunftsportal einholen. Das Portal
erreichen Sie unter: https://www.bayernwerk-
netz.de/de/energie-

service/kundenservice/planauskunftsportal.html

Wir bedanken uns fir die Beteiligung am
Verfahren und stehen lhnen fir Rickfragen
gerne zur Verfugung. Wir bitten Sie, uns bei
weiteren Verfahrensschritten zu beteiligen.

Beschlussvorschlag

Der Bebauungsplanvorentwurf wird entsprechend der fachlichen Wirdigung/ Abwagung geandert.

Beschluss: :
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2. Offentlichkeit

Seitens der Offentlichkeit wurden keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht.
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25 Eisenbahn-Bundesamt AufRenstelle Minchen vom 15.06.2023

Az.: 65145-651pt/011-2023#417

Stellungnahme Fachliche Wurdigung / Abwagung

Das  Eisenbahn-Bundesamt ist die | Es dient der Kenntnisnahme, dass die Belange des
zustandige Planfeststellungsbehdérde fur die | Eisenbahn-Bundesamt durch die Planung nicht
Betriebsanlagen und die | berthrt sind und somit keine Bedenken bestehen.
Bahnstromfernleitungen
(Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen
des Bundes. Es priift als Trager 6ffentlicher
Belange, ob die zur Stellungnahme
vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die
Aufgaben nach § 3 des Gesetzes Uber die
Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes
beriihren.

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamt
werden von der friihzeitigen Beteiligung des
Bebauungsplans "Sondergebiet Agri-PV
RoRlaich" im Markt PeilRenberg nicht
berthrt. Insofern bestehen keine Bedenken.

Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn- | Die Deutsche Bahn AG wurde bereits beteiligt. Von
Bundesamt nicht die Vereinbarkeit aus Sicht | dieser ging keine Stellungnahme ein. Insofern wird
der Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen | davon ausgegangen, dass auch von dieser Seite
und der Bahnstromfernleitungen prift. Die | keine Bedenken bestehen.

Betreiber dieser Anlagen sind
moglicherweise betroffen. Ich empfehle
daher, die Deutsche Bahn AG, DB
Immobilien, Kompetenzteam Baurecht,
Region Siud, Barthstrale 12, 80339
Minchen
(ktb.muenchen@deutschebahn.com) am
Verfahren zu beteiligen, sofern nicht bereits
geschehen. Diese Stelle Ubernimmt die
Koordination der jeweils betroffenen
Unternehmensbereiche und die Abgabe
einer gesamten Stellungnahme fir den
Konzern der Deutschen Bahn Dbei
Bauleitplanungen und Bauvorhaben Dritter.

Beschlussvorschlag

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Beschluss: :

Beschlussvorschlag:

Beschlussvorschlag zum Billigungs- und Auslegungsbeschluss:

Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass folgende Tréager keine Stellungnahmen
abgegeben haben:
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Keine Stellungnahmen haben abgegeben:

07 Bayerischer Bauernverband

09 Amt fir Breitband, Digitalisierung und Vermessung
10 BUND Naturschutz in Bayern e.V.

11 Landesbund fur Vogelschutz in Bayern e.V.

12  Verein fur Landschaftspflege, Artenschutz & Biodiversitat e.V. (VLAB)
13 Bayerisches Landesamt fir Denkmalpflege

16  Deutsche Telekom Technik GmbH

18 Immobilien Freistaat Bayern — Bergrechteverwaltung
19 DB Netz AG Regionalbereich Sud

23  PeiRenberger Kraftwerksges. mbH

24  Gemeindewerke Peil3enberg KU

26 Gemeinde Polling

27 Gemeinde Hohenpeilenberg

29 Gemeinde Bobing

Seitens der Offentlichkeit wurden keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht.

Abstimmungsergebnis: 19:1

Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass von folgenden Tragern eine Stellungnahme ohne
Bedenken eingegangen ist:

Stellungnahmen ohne Bedenken oder Anregungen haben abgegeben:

14  Industrie- und Handelskamme vom 29.06.2023

15 Handwerkskammer vom 05.07.2023

17 Regierung von Oberbayern Bergamt Sidbayern vom 06.07.2023
22 LEW Verteilnetz GmbH (LVN) vom 03.07.2023

25 Gemeinde Oberhausen vom 07.07.2023

28 Gemeinde Wessobrunn

Abstimmungsergebnis: 19:1

Der Markgemeinderat beschliel3t tber folgende Stellungnahmen mit Bedenken, Anregungen oder
Hinweisen:

Stellungnahmen mit Bedenken oder Anregungen haben vorgebracht:

1. TOB

01-1 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Naturschutz vom 29.06.2023
Abstimmungsergebnis:
19:1

01-1 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Immissionsschutz vom 29.06.2023
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Abstimmungsergebnis: 19:1

02 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Brandschutz vom 03.07.2023
Abstimmungsergebnis: 1911

03 Regierung von Oberbayern vom 27.06.2023
Abstimmungsergebnis: 1911

04 Regionaler Planungsverband Oberland vom 27.06.2023
Abstimmungsergebnis: 1911

05 Wasserwirtschaftsamt Weilheim vom 28.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

06 Staatliches Bauamt Weilheim vom 16.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

07  Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten vom 04.07.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

21 Bayernwerk vom 28.06.2023
Mit Hinweisen haben vorgebracht:

20 Eisenbahn-Bundesamt Auf3enstelle Miinchenvom 15.06.2023
Abstimmungsergbnis: 19:1

Billigungs- und Auslegungsbeschluss

Der Marktgemeinderat billigt den vom Bliro OPLA ausgearbeiteten Entwurf zum Bebauungsplan
"Sondergebiet Agri-Photovoltaikanlage Gebiet Fendt” in der Fassung vom 26.07.2023 mit den
heute beschlossenen Anderungen.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Verfahren gemaf3 8 3 Abs. 2 und 8§ 4 Abs. 2 BauGB
durchzufihren.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Verfahren gemaf3 8 3 Abs. 2 und 8§ 4 Abs. 2 BauGB
mit den vorliegenden geanderten Unterlagen durchzufihren.

Abstimmungsergebnis: 19:1
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7 Vollzug des BauGB; Aufstellungsbeschluss zur 6. Ant_jerung des
Flachennutzungsplanes; Fruhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit
und TOB; Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen

Sachverhalt:

6. ANDERUNG DES
FLACHENNUTZUNGSPLANS

fur die Bereiche der vorhabenbezogenen Bebauungsplane ,Sondergebiet Agri-Photovoltaikanlage
im Gebiet Strallen” (Teildnderung 6.1); ,Sondergebiet Agri-Photovoltaikanlage Rollaich —
Gemarkung Peiflenberg“ (Teilanderung 6.2); ,Sondergebiet Agri-Photovoltaikanlage im Gebiet
Fendt” (Teilanderung 6.3)

- Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen, die wahrend der friihzeitigen Beteiligung
der Trager offentlicher Belange und der Offentlichkeit vorgebracht wurden (88 3 Abs. 1 und
4 Abs. 1 BauGB)

- Billigungs- und Auslegungsbeschluss
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MARKT PEISSENBERG

Vorbemerkungen

Insbesondere die internationalen und nationalen Vorgaben zum Ausbau erneuerbarer Energien
und die aktuellen Herausforderungen hinsichtlich der Bereitstellung klimaneutraler und
staatenunabhangiger Energien erfordern ein schnelles Handeln der Kommunen. Das Gesetz zu
Sofortmal3nahmen fiir einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren
Malnahmen im Stromsektor sowie die Novelle des EEGs heben in § 2 die besondere Bedeutung
der erneuerbaren Energien als tUberragendes offentliche Interesse hervor, welche zudem der
offentlichen Sicherheit dienen. Solaranlagen sind nur unter bestimmten Voraussetzungen im
AulRenbereich im Sinne des 8§ 35 Abs. 1 BauGB privilegiert. Diese Voraussetzungen sind im
vorliegenden Fall nicht erflllt, weshalb eine vorbereitende (Flachennutzungsplan) und eine
verbindliche (Bebauungsplan) Bauleitplanung nach dem BauGB erforderlich sind.

Der Markt Pei3enberg méchte mit der Baurechtschaffung fir drei Agri-Photovoltaikanlagen in den
Ortsteilen Strallen (Teilanderung 6.1), RoRlaich (Teilanderung 6.2) und Fendt (Teildnderung 6.3)
und die Energiegewinnung mit erneuerbaren Energien unterstiitzen und einen Beitrag zur
Erreichung der internationalen Klimaziele leisten. Gleichzeitig ist bei einem stetig wachsenden
Flachenverbrauch sparsam mit Grund und Boden umzugehen, um unter anderem auch die
landwirtschaftlichen Nutzflachen nicht weiter zu reduzieren. Daher soll die aktuelle
landwirtschaftliche Nutzung (Rinderbeweidung) auf den dafiir vorgesehenen Flachen fortgefihrt
werden. Durch die Doppelnutzung der Flachen kann eine ressourcenschonende Erzeugung von
erneuerbaren Energien erfolgen und der Flachenkonkurrenz zwischen der Erzeugung von Energie
und der Erzeugung von Lebensmitteln entgegenwirkt werden.

Der derzeit wirksame Flachennutzungsplan stellt die Anderungsbereiche groRtenteils als ,Flache
fur die Landwirtschaft“ dar. Im Zuge der 6. Anderung werden die jeweiligen Teilbereiche analog zu
den im Parallelverfahren gemaf § 8 Abs. 3 BauGB aufgestellten vorhabenbezogenen
Bebauungsplane als Sonderbauflache gem. § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO mit der Zweckbestimmung
LAgri-PV* dargestellt.

Der Marktgemeinderat hat am 14.11.2022 die Aufstellung der 6. Anderung des
Flachennutzungsplans fiir die Bereiche der vorhabenbezogenen Bebauungsplane ,Sondergebiet
Agri-Photovoltaikanlage im Gebiet Strallen” (Teilanderung 6.1), ,Sondergebiet Agri-
Photovoltaikanlage RoR3laich — Gemarkung Peiflenberg“ (Teildanderung 6.2) und ,Sondergebiet
Agri-Photovoltaikanlage im Gebiet Fendt (Teilanderung 6.3) beschlossen, am 20.03.2023 den
Vorentwurf gebilligt sowie die Durchfuhrung der frihzeitigen Unterrichtung gem. § 3 Abs. 1 BauGB
und die frihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4
Abs. 1 BauGB beschlossen.

Anderungen zur Vorentwurfsfassung vom 20.03.2023

Zur Vorentwurfsfassung vom 20.03.2023 ergaben sich folgende Anderungen:
- Uberarbeitung und Ergénzung der Grunordnung entsprechend der Anregungen der Unteren

Naturschutzbehorde

- Redaktionelle Ergénzung der Ausfihrungen zum Immissionsschutz in der Begriindung und im
Umweltbericht entsprechend der Anregungen der Unteren Immissionsschutzbehdérde.

- Ergénzung der Textlichen Hinweise bzgl. Blendung.
- Erganzung der Textlichen Hinweise bzgl. Brandschutz.

- Erganzung und Uberarbeitung der Textteile (Textliche Festsetzungen, Begrindung und
Umweltbericht) zum Boden- und Grundwasserschutz und den Einsatz von verzinkten Profilen
gemalf der Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamt Weilheim.
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- Herausnahme der FFH-Gebietsflachen aus dem Anderungsbereich.
- Nachrichtliche Ubernahme der 20 kV Freileitung der Bayernwerk Netz GmbH.
- Herausnahme der FFH-Gebietsflachen aus dem Anderungsbereich im Gebiet Fendt.

- Erganzung des wasserwirtschaftlichen Hinweises, dass in den Gebieten Strallen und Fendt mit
hohen Grundwasserstéanden zu rechnen ist.

Erganzung der Gewasserrandstreifen im Bereich Schrallengraben (Gebiet Fendt) und Sinkgraben (Gebiet Strallen), aufgrund der Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamts Weilheim.

Beteiligungsverfahren

Die Vorschriften sehen ein zweistufiges Beteiligungsverfahren vor. Das Beteiligungsverfahren hat
zum Zweck, eine moglichst vollstandige Ermittlung und zutreffende Bewertung der 6ffentlichen
Belange zu ermdéglichen. In einem moglichst frilhzeitigen Stadium der Planung werden die
Stellungnahmen der Offentlichkeit, der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange, deren
Aufgabenbereich durch die Planung berthrt werden kann, zu den allgemeinen Zielen und Zwecken
der Planung eingeholt (88 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB).

Im weiteren Planungsverlauf findet die formelle Beteiligung zum Planentwurf und der Begriindung
statt (88 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB).

Die nachfolgend aufgefiihrten Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange wurden in der
Zeit vom 07.06.2023 bis 05.07.2023 am Verfahren gem. § 4 Abs. 1/2 BauGB beteiligt. Die Planung
wurde gem. 8 3 Abs. 1/2 BauGB im selben Zeitraum offentlich ausgelegt. Von Seiten der
Offentlichkeit gingen keine Stellungnahmen ein.

Keine Stellungnahmen haben abgegeben:

01 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Naturschutz, Immissionsschutz, Bauleitplanung,
Stadtebau

06 Staatliches Bauamt Weilheim

07 Bayerischer Bauernverband

09 Amt fir Breitband, Digitalisierung und Vermessung

10 BUND Naturschutz in Bayern e.V.

11 Landesbund fur Vogelschutz in Bayern e.V.

12  Verein fur Landschaftspflege, Artenschutz & Biodiversitat e.V. (VLAB)
16  Deutsche Telekom Technik GmbH

18 Immobilien Freistaat Bayern — Bergrechteverwaltung

19 DB Netz AG Regionalbereich Sud

21 Bayernwerk

23  PeiRenberger Kraftwerksges. mbH

24  Gemeindewerke PeilRenberg KU

26 Gemeinde Polling

27 Gemeinde Hohenpeil3enberg

29 Gemeinde Bobing

Seitens der Offentlichkeit wurden keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht.

Stellungnahmen ohne Bedenken oder Anregungen haben abgegeben:

02 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Brandschutz vom 03.07.2023
14  Industrie- und Handelskammer vom 29.06.2023

15 Handwerkskammer vom 05.07.2023

17 Regierung von Oberbayern Bergamt Sudbayern vom 06.07.2023
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22 LEW Verteilnetz GmbH (LVN) vom 03.07.2023
25 Gemeinde Oberhausen vom 07.07.2023
28 Gemeinde Wessobrunn vom 04.07.2023

Stellungnahmen mit Bedenken oder Anregungen haben vorgebracht:

1. TOB

03 Regierung von Oberbayern vom 27.06.2023

04 Regionaler Planungsverband Oberland vom 27.06.2023

05 Wasserwirtschaftsamt Weilheim vom 27.06.2023

08 Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten vom 04.07.2023
13 Bayerisches Landesamt fiir Denkmalpflege vom 26.06.2023

Mit Hinweisen haben vorgebracht:

14  Industrie- und Handelskammer vom 29.06.2023
20 Eisenbahn-Bundesamt AuRenstelle Miinchen vom 15.06.2023

offentliche Sitzung des Marktgemeinderates vom 26.07.2023
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1. Trager 6ffentlicher Belange
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Az.: ROB-2-8314.24 01_WM-18-15-3

26 Regierung von Oberbayern vom 27.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwéagung

Planung

Der Markt PeiRenberg beabsichtigt in den
Ortsteilen Strallen, Rof3laich und Fendt die
Errichtung von drei Agri-Photovoltaikanlagen.

Der Anderungsbereich 6.1 (Strallen) grenzt
studlich an die Kreisstrale WM13 ,Forster
StralRe“ westlich des Ortsteils Strallen an,
welcher sich in ca. 1,5 km Entfernung
nordwestlich des Hauptortes PeiRenberg
befindet. Er umfasst die Grundstiicke mit den FlI.-
Nr. 1023, 1024 und 1025, sowie Teilflachen der
Grund-stiicke mit den FI.-Nr. 1026 und 1027
(Gmkg. Pei3enberg). Die Grol3e des gesamten
Umgriffs betragt 7,2 ha, wobei eine maximale
Flache von 6,6 ha der Energiegewinnung durch
Photovoltaik dienen soll.

Der Anderungsbereich 6.2 (RoRlaich) grenzt
ndrdlich an die Bundesstralie B472 auf Hohe des
Weilers RoBlaich (Gemarkung Polling) an,
welche sich in ca. 2 km Entfernung 6stlich des
Markts PeiRenberg befindet. Dieser
Teilanderungsbereich beinhaltet vollstandig die
Grundstiicke mit den Flurnummern 1491,
1491/4, 1492 (Gmkg. Peilenberg). Die Grole
des gesamten Umgriffs betragt ca. 4,0 ha, wobei
eine maximale Flache von 3,6 ha der
Energiegewinnung durch Photovoltaik dienen
soll. Auf den angrenzenden
nachbargemeindlichen Flachen der Gemeinde
Polling soll die geplante Agri-Photovoltaikanlage
in einem separaten Bauleitplanverfahren
weitergefiihrt werden.

Der Anderungsbereich 6.3 (Fendt) liegt ca. 2,6
km nordlich des Hauptortes Peil3enberg und
nordlich der Ortschaft Fendt. Das Plangebiet
grenzt direkt westlich an die KreisstralBe (Kr
WM29). Es Dbeinhaltet vollstindig die
Grundstiicke mit den Flurnummern 3399, 3399/2
sowie eine Teilflache des ,Schrallengrabens” mit
der Fl. -Nr. 3396 (Gmkg. Peil3enberg). Nordlich
grenzt die Gemeindegrenze der Gemeinde
Wessobrunn an. Die GroBe des gesamten
Umgriffs betragt ca. 9,4 ha, wobei eine maximale
Flache von 8,5 ha der Energiegewinnung durch
Photovoltaik dienen soll.

Im rechtsgultigen Flachennutzungsplan sind die
geplanten Flachen derzeit als Flachen fur die
Landwirtschaft dargestellt. Die Aufstellung der
drei separaten vorhabenbezogenen
Bebauungsplane erfolgt im Parallelverfahren.
Von der Planung sind insb. Belange der
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[Beschreibung des Sachverhalts,
Wiurdigung/Abwagung erforderlich.]
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Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwéagung

Landwirtschaft, von Natur und Landschaft sowie
des Hochwasserschutzes betroffen.

Gesamtbewertung

Energieversorgung

Gem. Landesentwicklungsprogramm Bayern
i.d.F. vom 16. Mai 2023 (LEP) 6.2.1 Z sind
erneuerbare Energien dezentral in allen
Teilrdumen verstarkt zu erschlielen und zu
nutzen. Die weitere  Entwicklung  der
Energieversorgung der Region soll sich
nachhaltig vollziehen. Dabei soll darauf
hingewirkt werden, verstarkt erneuerbare
Energiequellen zu nutzen (vgl. Regionalplan
Oberland (RP17) B X 3.1 G). Unter der
Voraussetzung, dass Ausweisung von Flachen
fur die Errichtung von Anlagen zur Nutzung
erneuerbarer Energien raumvertraglich unter
Abwéagung aller bertihrten fachlichen Belange
erfolgt, entspricht die Planung grundséatzlich den

raumordnerischen Erfordernissen einer
nachhaltigen Energieversorgung.
Gem. LEP 6.2.3 G sollen Freiflachen-

Photovoltaikanlagen weiter vorzugsweise auf
vorbelasteten Standorten realisiert werden. An

geeigneten  Standorten  soll auf eine
Vereinbarkeit der Erzeugung von Solarstrom mit
anderen Nutzungen dieser Flachen,
insbesondere der landwirtschaftlichen

Produktion, hingewirkt werden.

Wir gehen davon aus, dass die Anlagen durch
die geplante Modulhdéhe von 4,60 Metern das
Landschaftsbild selbst weit mehr beeintrachtigt
als die Kreis- bzw. Bundesstral3en an jenen
Standorten. Die Standorte werden somit als nicht
vorbelastet im landesplanerischen  Sinne
bewertet. Der raumordnerische Grundsatz ist
von der Marktgemeinde in der Gesamtabwagung
zu berucksichtigen.

offentliche Sitzung des Marktgemeinderates vom 26.07.2023

Zu Gesamtbewertung

Zu Energieversorgung

Es dient der Kenntnisnahme, dass die Errichtung von
Anlagen  zur  Nutzung erneuerbarer  Energien
raumvertraglich unter Abwagung aller berthrten
fachlichen Belange erfolgen soll und aus Sicht der
Regierung von Oberbayern die Planung grundsatzlich den
raumordnerischen Erfordernissen einer nachhaltigen
Energieversorgung entspricht.Eine Anderung der Planung
sowie Abwagung aufgrund der Stellungname ist nicht
veranlasst.

Es ist nachvollziehbar, dass die Module aufgrund einer
Héhe von max. 4,60m das Landschaftsbild mehr
beeintrachtigen als die vorhandene Kreisstral3e im Osten
der Anlage. Die KreisstraBe weist im Abschnitt des
Planungsgebiets keinerlei stralenbegleitende Begriinung
auf. Zudem verlaufen entlang der Kreisstralle keine
Erholungswege wie z. B. Geh- oder Radwege. Es ist somit
von keiner landschaftshild- oder erholungsbedeutenden
StralBenfiihrung auszugehen, weshalb aus planerischer
Sicht durchaus von einer Vorbelastung ausgegangen
werden kann. Darliber hinaus besteht durch die dstlich
verlaufende KreisstralRe bereits eine Barrierewirkung fur
Wildtiere sowie eine Larmbelastung. Auch verlauft durch
das Plangebiet bereits eine Freileitung und der Standort
schlie3t direkt an den Betrieb der Flacheneigentimer an.
Durch die Planung wird im Zuge des Ausgleichs- und
Minimierungskonzepts Baumpflanzung entlang der
Kreisstralle entwickelt, was den Zielvorgaben des
Flachennutzungsplans entspricht. Dadurch werden
einerseits die Auswirkungen auf das Landschaftsbild
minimiert und langfristig eine Strukturanreicherung der
Landschaft erreicht. Die Gemeinde hat somit den Belang
des Landschaftsbilds durch entsprechende Ausgleichs-
und  MinimierungsmalRnahmen  berlcksichtigt  und
gewichtet die Erzeugung erneuerbarer Energien gem. § 2
EEG als vorrangigen Belang in der Schutzgiterabwagung
schwerer. Darlber hinaus erfolgt die Energieerzeugung
durch den multifunktionalen Ansatz flachenschonend und
ermdglicht den bewirtschaftenden Betrieben nahezu
uneingeschrankt die Weiternutzung der Flachen in
bisheriger Form.

Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungname
ist nicht veranlasst.
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Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwéagung

Landwirtschaft

Die Planflachen weisen teilweise eine nach der
BayKomV uberdurchschnittliche Ertragsfahigkeit
gegenuber dem Landkreisschnitt auf. Gemaf
LEP 5.4.1 G soll sich die Inanspruchnahme von
landwirtschaftlich genutzten Flachen durch
raumbedeutsame Planungen und Mafl3hahmen
auf den notwendigen Umfang beschranken (vgl.
auch RP 17 B Il 2 Z). Die geplanten
Festsetzungen, wodurch die von den Modulen
Uberstellte Flache maximal 50% betragen darf,
ermoglichen im Geltungsbereich  weiterhin
landwirtschaftliche Nutzung (Rinderbeweidung).
Die Flache geht somit fir die Landwirtschaft nicht
verloren, was aus raumordnerischer Sicht
begruft wird.

Hochwasserschutz

Die geplanten Vorhaben befinden sich in
wassersensiblen Bereichen (vgl. Umweltatlas).
Die Risiken durch Hochwasser sollen soweit als
maoglich verringert werden (vgl. LEP 7.2.5 G).
Den Belangen des Hochwasserschutzes ist in
Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt
Rechnung zu tragen.

Natur und Landschaft

Bei der Realisierung einer Freiflachen-
Photovoltaikanlage ist grundsatzlich auf eine an
die Umgebung schonende Einbindung in das
Orts- und Landschaftsbild zu achten (vgl. LEP
7.11G).

Den Belangen von Natur und Landschaft ist
diesbezilglich in enger Abstimmung mit der
unteren Bauaufsichts- und unteren
Naturschutzbehorde Rechnung zu tragen. Die fiir
den Eingriff in  Natur und Landschaft
erforderlichen Ersatz- und
AusgleichsmalRhahmen sind zudem in Ab-
stimmung mit Letzterer festzulegen.

Einzelbewertung der Teilflachen
Gebiet Strallen
Natur und Landschaft

Neben den o.g. allgemeinen Ausfiihrungen
wollen wir im Bereich Strallen darauf hinweisen,
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Zu Landwirtschaft

Es dient der Kenntnisnahme, dass aus raumordnerischer
Sicht die Flachen fir die Landwirtschaft nicht verloren
gehen, da maximal 50 % der Flache mit Modulen
Uberstellt wird. Hier wird vorsorglich noch angemerkt,
dass auch die Flachen unter den Modulen weiterhin wie
bisher landwirtschaftlich genutzt werden. Nachdem die
DIN SPEC 19434 Anwendung findet, wird auch Sorge
getragen, dass die landwirtschaftliche Hauptnutzung
bestehen bleibt.

Eine Anderung der Planung sowie Abwéagung aufgrund
der Stellungname ist nicht veranlasst.

Zu Hochwasserschutz

Der Hinweis dient der Kenntnisnahme. Im Zuge der
frihzeitigen Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB teilte das
zustandige Wasserwirtschaftsamt Weilheim fir den
Bereich Fendt mit, dass aus wasserwirtschaftlicher Sicht
grundsatzlich keine Bedenken bestehen (Schreiben vom
12.07.2023, Az.: 2-4622-WM139-16960/2023). Die darin
vorgebrachten Hinweise zZu vorsorgendem
Grundwasserschutz, zZu voraussichtlich hohen
Grundwasserstanden sowie vorhandene oberirdische
Gewasser, werden entsprechend bertcksichtigt.

Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungname
ist nicht veranlasst.

Natur und Landschaft

Der Hinweis dient der Kenntnisnahme. Eine Abstimmung
mit der zustandigen Unteren Naturschutzbehérde des
Landratsamts Weilheim-Schongau ist erfolgt.

Eine Anderung der Planung sowie Abwéagung aufgrund
der Stellungname ist nicht veranlasst.

Zu Einzelbewertung der Teilflachen

Gebiet Strallen
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Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwéagung

dass sich die geplante Anlage in einem
Okologisch und landschaftlich sensiblen Bereich
befin-det. So wird mit dem Vorhaben u.a.
Moorboden Uberplant. Moore sind natirliche
Speicher fur Kohlendioxid und andere
Treibhausgase. Sie sollen deshalb erhalten und
soweit notig und mdoglich, wieder in einen
naturnahen Zustand versetzt werden (vgl. LEP
1.3.1 G). Westlich des Geltungsbereichs ist
durch die Planung das Biotop 8132-0219-005
»Sinkgraben  noérdlich  von  Tritschenkreut®
betroffen. Lebensrdume fir wildlebende Arten
sollen gesichert werden (vgl. LEP 7.1.6 G; RP 17
B | 2.4.1 Z). AuBerdem liegt der Planbereich in
einer gem. der bayernwei-ten Schutzgutkarte
,Landschaftsbild / Landschaftserleben /
Erholung® in einer Landschaftsbild-einheit mit
Uberwiegend hoher landschaftlicher Eigenart
(Stufe 4 von 5) und hoher Erholungs-wirksamkeit
(Stufe 3 von 3) (vgl. LfU 2015). Den Belangen
von Natur und Landschaft kommt somit eine
hohe Bedeutung zu.

Weiterhin liegt die geplante Flache im
Randbereich der bedeutsamen Kulturlandschaft
54-A Hoher PeilRenberg (vgl. LfU 2012).
Historisch  gewachsene, identitatspragende
Kulturlandschaf-ten (vgl. LEP 8.4.1) kénnen bei
grol3flachigen Agri-Photovoltaikanlagen negativ
beeinflusst und (berpragt werden. Deshalb
kommt auch deren Schutz und Entwicklung eine
besondere Bedeutung zu.

Die Gemeinde fiihrt in den Planunterlagen aus,
dass das Plangebiet keiner nennenswerten
Erholungsfunktion unterliege und in die
Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts durch das
Planungsvorhaben nicht wesentlich eingegriffen
wird. Durch die bestehenden und neu zu
pflanzenden Gehdlzstrukturen — die wiederum
zur Biotopvernetzung beitragen sollen — sowie

der vorhandenen Topographie sei
voraussichtlich mit keiner Fernwirkung zu
Siedlungsflachen zu rechnen. Eine

Barrierewirkung fur die Tierwelt werden durch die
geplante Anlage zudem nicht verschlechtert, da
zum jetzigen Planungsstand keine feste
Einz&dunung der PV-Anlage vorgesehen ist. Ob
durch die festgesetzten MaRnahmen die Belange
von Natur und Landschaft aus-reichend
berlicksichtigt werden, ist von der unteren
Naturschutzbehdorde zu bewerten.

Gebiet Fendt

Auch das Plangebiet bei Fendt befindet sich
einem 6kologischen und landschaftlich sensiblen
Bereich. Neben der (Uberwiegend) hohen
Landschaftsbildbewertung gem. LfU ist durch die
Planung das FFH-Gebiet ,Moore und Walder

offentliche Sitzung des Marktgemeinderates vom 26.07.2023

Gebiet Fendt

Es dient der Kenntnisnahme, dass sich der vorliegende
Standort aufgrund der Lage in einem ¢6kologischen und
landschaftlich sensiblen Bereich befindet, dieser Belang
wird auch im Umweltbericht entsprechend behandelt.
Hinsichtlich Natur und Landschaft wird auf die
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Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwéagung

ZU bewerten.

RoRlaich — Gemarkung PeiRenberg

Planung aufgrund der Lage in

Belange in der
beriicksichtigen.

Gesamtplanung

Ergebnis

nicht entgegen.

westlich Dieflen® betroffen. Somit kommt auch
hier den Belangen von Natur und Landschaft
eine hohe Bedeutung zu. Ob durch die festge-
setzten Malinahmen die Belange von Natur und
Landschaft ebenfalls ausreichend bertcksich-tigt
werden, ist von der unteren Naturschutzbehdrde

Im Bereich RoRlaich wollen wir Sie zusatzlich zu
den o.g. allgemeinen Anmerkungen darauf
hinweisen, dass wir die gemeindeibergreifende

Okologischen und hochwassersensiblen Bereich
insb. auf Pollinger Flur zuletzt grundsatzlich
kritisch bewertet haben (vgl. Stellungnahme zur
Aufstellung des Bebauungsplanes ,Agri-PV-
Anlage Roflaich vom 12.05.2023, Gemeinde
Polling). Wir empfehlen Ihnen auch die in der nun
vorliegenden Planung nur indirekt betroffenen

Bei Beriicksichtigung der 0.g. Belange stehen die
Erfordernisse der Raumordnung den Planungen

Ausfiihrungen in der Begrindung zum vorliegenden
Bebauungsplan (S. 13 f.) sowie vorangehende Abwagung
zum Themenpunkt ,Energieversorgung® verwiesen.

Zudem wird vorgebracht, dass durch die Planung das
FFH-Gebiet ,Moore und Walder westlich Die3en®
betroffen sei. Es wird nicht aufgefuhrt, in welcher Weise
das Plangebiet betroffen ist. Die Untere
Naturschutzbehérde hat in ihrer Stellungnahme
ausgefihrt, dass aus Sicht des fachlichen Naturschutzes,
und auch im Hinblick auf artenschutzfachliche Belange
der geplanten Ausweisung einer groR3flachigen Agri-PV-
Anlage am gewahlten Standort naturschutzfachliche
Belange nicht entgegenstehen. Es wird daher davon
ausgegangen, dass die Planung das FFH-Gebiet nicht
beeintrachtigt. Vorsorglich wird der Bereich des FFH-
Gebiets aus dem Geltungsbereich genommen.

Die Fachliche Wurdigung und Abwagung erfolgt im
jeweiligen Bauleitplanverfahren.

Der Hinweis dient der Kenntnisnahme.

Beschlussvorschlag

zur Kenntnis genommen.

Der Vorentwurf der 6. Anderung wird entsprechend der fachlichen Wiirdigung geéndert. Die Hinweise werden

Abstimmungsergebnis:

offentliche Sitzung des Marktgemeinderates vom 26.07.2023
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27 Planungsverband Region Oberland

Az.: 21-R-BLP

vom 27.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

[...] auf Vorschlag unserer
Regionsbeauftragten schlieRen wir uns der
Stellungnahme der héheren
Landesplanungsbehérde vom 27.06.2023 an.

Es wird analog auf die fachliche Wirdigung/ Abwagung
zur Stellungnahme der Regierung von Oberbayern
verwiesen (Nummer 03).

Beschlussvorschlag

werden zur Kenntnis genommen.

Der Vorentwurf der 6. Anderung wird entsprechend der fachlichen Wiirdigung geandert. Die Hinweise

Beschluss: :

28 Wasserwirtschaftsamt Weilheim

Az.: 2-4622-WM139-16960/2023

vom 27.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwagung

[...] zur 6. Anderung des
Flachennutzungsplanes fir die Gebiete
Strallen, RoBlaich und Fendt in der
Marktgemeinde  PeiRenberg nimmt das

Wasserwirtschaftsamt Weilheim als Trager
offentlicher Belange Stellung.

Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens uns

eine Ausfertigung des endgultigen
Flachennutzungsplanes als PDF-Dokument zu
Ubermitteln.

Das Landratsamt Weilheim-Schongau erhalt
eine Kopie des Schreibens.

1. Flachennutzungsplan

Im Flachennutzungsplan sind die Gewasser mit
Randstreifen  darzustellen.  Grundsatzliche
Bedenken gegen die Ausweisung der Flachen
als Sondergebiet ,Agri PV* in der 6. Anderung
des Flachennutzungsplans bestehen aus
wasserwirtschaftlicher Sicht nicht, wenn in der
genauen Ausplanung und in den jeweiligen
Bebauungsplanen die wasserwirtschaftlichen
Belange bericksichtigt werden.

Der Flachennutzungsplan ist folgendermalf3en
zu ergénzen:

Flache Fendt
e Auf die hohen Grundwasserstande ist

nachrichtlich hinzuweisen. In diesem
Bereich kénnen die Flachen aufgrund der

offentliche Sitzung des Marktgemeinderates vom 26.07.2023

Der Hinweis ist an die Verwaltung gerichtet und wird
nach Abschluss des Bauleitplanverfahrens
bertcksichtigt.

Der Hinweis dient der Kenntnisnahme.

Zu 1. Flachennutzungsplan

Es dient der Kenntnisnahme, dass aus
wasserwirtschaftlicher Sicht keine grundsatzlichen
Bedenken gegen die Ausweisung der Flachen als
Sondergebiet LAgri-PV* bestehen. Die
wasserwirtschaftlichen Belange werden auf der
nachfolgenden Bebauungsplanebene entsprechend
berucksichtigt.

Flache Fendt

Der Anregung wird gefolgt und ein entsprechender
Hinweis in den Textteil zur
Flachennutzungsplanéanderung aufgenommen.
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Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwagung

Lage zum Gewasser durch Ausuferung von
Uberschwemmungen betroffen sein.

e Die Gewasser Sudlicher Schrallengraben
und Zuldufe sind zusammen mit den
dazugehdrigen Randstreifen von jeweils 5
m entlang des rechten und des linken Ufers
—insgesamt 10 m - als solche darzustellen.
Nur so koénnen Gewasser und seine
Randstreifen vor Eingriffen geschitzt
werden. Bei der Planung der einzelnen
Paneele dirfen Gewasser nicht nachteilig
verandert werden.

Flache Strallen

e Auf die hohen Grundwasserstande ist
nachrichtlich  hinzuweisen. In diesem
Bereich kdonnen die Flachen aufgrund der
Lage zum Gewasser durch Ausuferung von
Uberschwemmungen betroffen sein.

e Das Gewasser Sinkgraben ist zusammen
mit den dazugehoérigen Randstreifen von
je-weils 5 m entlang des rechten und des
linken Ufers — insgesamt 10 m - als solche
darzustellen. Nur so kann das Gewasser
und seine Randstreifen vor Eingriffen
geschitzt wer-den. Bei der Planung der
einzelnen Paneele dirfen Gewasser nicht
nachteilig verandert werden.

Flache Rof3laich

Auf dieser Flache werden auf der Ebene des
Flachennutzungsplanes wasserwirtschaftliche
Belange nicht berthrt.

Bebauungsplane

Zu den einzelnen Bebauungspléanen ergeht
jeweils eine gesonderte Stellungnahme.

Der Anregung wird gefolgt und die Randstreifen in die
Planzeichnung nachrichtlich tbernommen.

Flache Strallen
Der Anregung wird gefolgt und ein entsprechender

Hinweis in den Textteil zur
Flachennutzungsplanénderung aufgenommen.

Der Anregung wird gefolgt und die Randstreifen in die
Planzeichnung nachrichtlich Gbernommen.

Flache Rollaich

Der Hinweis dient der Kenntnisnahme.

Bebauungsplane

Die jeweils vorgebrachten Stellungnahmen werden im
jeweiligen Bebauungsplanverfahren gewdrdigt.

Beschlussvorschlag

werden zur Kenntnis genommen.

Der Vorentwurf der 6. Anderung wird entsprechend der fachlichen Wiirdigung geéandert. Die Hinweise

Abstimmungsergebnis:

offentliche Sitzung des Marktgemeinderates vom 26.07.2023
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29 Amt far Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten Weilheim i. OB. vom 04.07.2023

Az.: AELF-WM-L2.2-4611-56-1-3

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

Aus dem Bereich Landwirtschatft:

Diese Bauleitplanung darf bestehende
landwirtschaftliche Betriebe in ihrer
Entwicklung nicht beeintrachtigen.

Dartber hinaus darf die Bewirtschaftung der
angrenzenden Flachen nicht beeintréachtigt
werden. Aufgrund der geplanten Umzaunung

ist dafur Sorge zu tragen, dass die
umliegenden landwirtschaftlichen Flachen
ungehindert bearbeitet werden kdénnen.

Sinnvoll ist ein Grenzabstand von mindestens
0,5 m, damit die Bewirtschaftung der
angrenzenden landwirtschaftlichen Flachen
uneingeschrankt erfolgen kann.
(Schwengelrecht/ Anwenderecht).

Weiterhin muss gewabhrleistet sein, dass

bestehende Wirtschaftswege in
ausreichender Breite nutzbar und erhalten
bleiben.

Ortstibliche landwirtschaftliche Emissionen,
besonders Staubemissionen, sind von den
Betreibern in jedem Fall zu dulden.

Wir weisen ausdriicklich darauf hin, dass bei
allen Vorhaben der Verbrauch an
landwirtschaftlichen Flachen auf ein Minimum
zu reduzieren ist. Durch diese Planung gehen
ca. 20,6 ha landwirtschaftlich genutzte Flache

verloren, die der Erzeugung von
Nahrungsmitteln dienen.
Als Trager Ooffentlicher Belange fir die

Belange der Landwirtschaft sehen wir den
hohen Verbrauch an landwirtschaftlicher
Nutzflache in der Region zunehmend mit
Sorge.

offentliche Sitzung des Marktgemeinderates vom 26.07.2023

Zum Bereich Landwirtschaft:

Die Bauleitplanung dient zur nachhaltigen und
zukunftsorientierten Ausrichtung bestehender
landwirtschaftlicher Betriebe. Die gegenwartige

Nutzung wird zwischen und unter den Modulen wie
bisher fortgefuhrt. Die Anlage wird unter Beachtung
der DIN SPEC 91434 errichtet, wonach die die
landwirtschaftliche Hauptnutzung bestehen bleibt. Der
Hinweis ist fur die vorliegende Bauleitplanung folglich
nicht relevant.

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Die vorgebrachte Anregung bezieht sich auf die
nachfolgende Ebene des Bebauungsplans und wird im
jeweiligen Verfahren entsprechend gewirdigt und
abgewogen.

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

In bestehende wird nicht

eingegriffen.

Wirtschaftswege

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Die vorgebrachte Anregung bezieht sich auf die
nachfolgende Ebene des Bebauungsplans und wird im
jeweiligen Verfahren entsprechend gewdrdigt und
abgewogen.

Es ist keine Abwagung und Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Dem Einwand kann nicht gefolgt werden, da die
vorliegende Planung diesem Belang in hohem Mal3e
Rechnung tragt. Nachdem die Flache lediglich mit
hochaufgestéanderten Modulen tberstellt wird, wird die
gegenwartige Nutzung zwischen und unter den
Modulen wie bisher fortgefiihrt. Die landwirtschaftliche
Hauptnutzung wird gesichert, wodurch keine Flache
der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen wird. Die
Gemeinde ist sich der Thematik des Flachenverlusts
bewusst, weshalb es ihr ein grol3es Anliegen ist, die
Errichtung der Agri-PV Anlage zu ermdglichen.

Es ist keine Anderung der Planung aufgrund der
Stellungnahme veranlasst.
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Fachliche Wirdigung / Abwagung

Aus dem Bereich Forsten:

Zu ,Sondergebiet Agri-PV-Anlage im Gebiet

Zum Bereich Forsten:

Gebiet Strallen

Strallen” (Teilanderung 6.1)

Forstfachliche Belange sind von der Planung
nicht betroffen. Insofern bestehen keine
Einwande.

Zu ,Sondergebiet Agri-PV-Anlage Roflaich —

Der Hinweis dient der Kenntnisnahme.

Gebiet RoRlaich

Gemarkung PeiRenberg” (Teildanderung 6.2)

Forstfachliche Belange sind von der Planung
nicht betroffen. Insofern bestehen keine
Einwande.

Zu .Sondergebiet Agri-PV-Anlage im Gebiet

Der Hinweis dient der Kenntnisnahme.

Gebiet Fendt

Fendt” (Teilanderung 6.3)

Im Westen des Planungsgebiets grenzt Wald
i.S.d. Art. 2 BayWaldG an, der im
nordwestlichen Bereich auf einer Flache von
ca. 0,2 hain das Planungsgebiet hin-einreicht.
Dieser liegt zudem im FFH-Gebiet ,Moore und
Walder westlich Diefsen (ID: 8032-372). Bei
dem im Planungsgebiet liegenden
Waldbestand handelt es sich Uberwiegend
um ein gesetzlich geschitztes Waldbiotop
und einen Kkartierten Wald-lebensraumtyp
(91E0* Weichholzauwald mit Erle, Esche und
Weide).

Der Waldbestand ist in der Planzeichnung als
.Flache fir Wald“ (S. 10) festgesetzt. Dartiber
hinaus ist eine Verschlechterung des
Erhaltungszustands des Lebens-raumtyps
auszuschlieRen. Dies ist in den konkreten
Planungen zu berucksichtigen.

Von der auflerhalb des Waldes geplanten
Photovoltaikanlage sind nach aktueller
Datenlage keine indirekten Auswirkungen auf
den Wald zu erwarten.

AbschlieRend bitten wir im Umweltbericht und
in der Planzeichnung die Bezeichnungen
,Geholzbestand® bzw. ,Privates Grin“ durch
~Wald“ oder ,Waldbestand“ zu ersetzen.

Weitere Einwande aus forstfachlicher Sicht
bestehen nicht.

Fur Ruckfragen stehen wir
Verfuigung.

gerne zur

Die E!échen innerhalb des FFH-Gebiets werden aus
dem Anderungsbereich genommen.

Der Hinweis dient der Kenntnisnahme.

Der Hinweis bezieht sich auf den jeweiligen
Bebauungsplan. Es ist keine Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme veranlasst.

Beschlussvorschlag

Der Vorentwurf zur 6. Anderung des Flachennutzungsplans wird entsprechend der fachlichen

Wirdigung/ Abwagung geandert.

offentliche Sitzung des Marktgemeinderates vom 26.07.2023
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Fachliche Wirdigung / Abwagung

Abstimmungsergebnis: __ ;.

offentliche Sitzung des Marktgemeinderates vom 26.07.2023
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30 Bayerisches Landesamt fur Denkmalpflege vom 26.06.2023

Az.: P-2023-2773-1_S2

Stellungnahme Fachliche Wurdigung / Abwagung

[...] wir bedanken uns fiir die Beteiligung an der
oben genannten Planung und bitten Sie, bei
kunftigen Schriftwechseln in dieser Sache,
neben dem Betreff auch unser Sachgebiet (B Q)
und unser Aktenzeichen anzugeben. Zur
vorgelegten Planung nimmt das Bayerische
Landesamt fir Denkmalpflege, als Trager
offentlicher Belange, wie folgt Stellung:

Bodendenkmalpflegerische Belange:

In unmittelbarer Néhe zu oben genanntem
Planungsgebiet  befinden sich  folgende
Bodendenkmaler:

D-1-8132-0048 Stral3e der romischen
Kaiserzeit und D-1-8132-0047 Strale der
romischen Kaiserzeit.

In der Nahe von Romerstrallen finden sich
regelhaft Materialentnahmegruben fir den Bau
der StralBe und fur die sténdig notwendigen
Ausbesserungs- und
Instandhaltungsmafinahmen in rémischer Zeit.
Diese  Materialentnahmegruben  enthalten
haufig umfangreiches Fundmaterial aus der Zeit
der Nutzung wahrend der ROmischen
Kaiserzeit. Entlang von RomerstralBen finden
sich weiterhin Siedlungen (sog. vici), Gutshofe
(villae rusticae) oder StralBenstationen (sog.
mansiones) aus der Romischen Kaiserzeit und
der nachfolgenden Epoche, da diese Stral3en
oft bis ins Frihe Mittelalter oder noch langer
genutzt wurden. Zudem ist die Lage an der
Kreuzung zweier StralRentrassen
verkehrsgeografisch besonders gunstig.

Deshalb sind im Bereich der Planung weitere
Bodendenkmaler, insbesondere Siedlungen
oder sogar Graber der romischen Kaiserzeit, zu
vermuten.

Im Bereich von Bodendenkmalern sowie in | Der Anregung wird gefolgt und entsprechender Hinweis
Bereichen, wo Bodendenkmadler zu vermuten | in der Planzeichnung und in der Begriindung erganzt.
sind, bedurfen gemaf Art. 7 Abs. 1 BayDSchG
Bodeneingriffe aller Art einer
denkmalrechtlichen Erlaubnis. Wir bitten Sie
deshalb, folgenden Text in die textlichen
Hinweise auf dem Lageplan und ggf. in den
Umweltbericht zu tbernehmen:

Fur  Bodeneingriffe  jeglicher  Art im
Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine
denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1
BayDSchG  notwendig, die in einem
eigenstandigen Erlaubnisverfahren bei der
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Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

zu beantragen ist.

fachlichen Anforderungen formulieren.
Im Falle der

Abs. 1

qualifizierte
qualifizierte
Oberbodenabtrags

BayDSchG die
Voruntersuchung
Beobachtung
bei

bzw.

sowie Kommunen soweit

Grabungsfirma. In Abstimmung kann auch
fachlich besetzte U
Denkmalschutzbehorde (Kreis-

Stadtarchéologie) tatig werden. Informati
hierzu finden Sie

Denkmalvermutung wird
Rahmen des Erlaubnisverfahrens nach Art. 7
archéaologisch

zustandigen Unteren Denkmalschutzbehdrde

Das Bayerische Landesamt fir Denkmalpflege
wird in diesem Verfahren gegebenenfalls die

im

die
des

privaten
Vorhabentragern, die die Voraussetzungen des
§ 13 BGB (Verbrauchereigenschaft) erfillen,
mdglich  durch
Personal des Bayerischen Landesamts fur
Denkmalpflege begleitet; in den Ubrigen Féllen
beauftragt das Bayerische Landesamt fir
Denkmalpflege auf eigene Kosten eine private

eine
ntere
und
onen

unter:
https://www.blfd.bayern.de/mam/information _u

nd_service/publikationen/denkmalpflege-
themen denkmalvermutung-
bodendenkmalpflege 2016.pdf

im Rahmen des vertraglich vereinb
Bodens dauerhaft ausgeschlossen wird.

Kann der Antragsteller dies nicht in geeig
Form bis zur Erteilung der
nachweisen, ist fir alle mit dem Vorh

verbundenen Bodeneingriffe eine vorh
archaologisch qualifizierte Ausgrabung

fur die fachlich erforderlichen Auflagen

Auflagen:

1. Bodeneingriffe fir Leitungsgréaben,

offentliche Sitzung des Marktgemeinderates vom 26.07.2023

Der Erteilung der Erlaubnis unter
nachfolgenden fachlichen
Nebenbestimmungen kann aus
denkmalfachlicher Sicht nur zugestimmt
werden, wenn der Antragsteller nachweist, dass

arten

Ruckbaus der Anlage die Tiefenlockerung des

neter

Erlaubnis

aben
erige
und

Dokumentation der Gesamtflache erforderlich.
In diesem Fall formuliert das BLfD Vorschlage

und

Hinweise in einer gesonderten Stellungnahme.

zur

Fundamentierung technischer Geb&aude und zu

Der Vorhabentrager hat bereits eine
denkmalschutzrechtliche Erlaubnis nach Art. 7 (1)
BayDSchG parallel zum Bauleitplanverfahren
eingereicht. Die Ruckantwort steht noch aus. Auf Ebene
des Bebauungsplans werden entsprechende
MaRnahmen zum Schutz des Bodendenkmals
festgesetzt. Es ist keine Anderung des Vorentwurfs zur
6. Anderung des Flachennutzungsplans aufgrund der

Stellungnahme veranlasst.

Zu Auflagen:

Die genannten Auflagen beziehen sich auf die
nachfolgende Ebene der verbindlichen Bauleitplanung
(Bebauungsplan). Eine entsprechende Wairdigung
erfolgt im Bebauungsplanverfahren.
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Stellungnahme Fachliche Wirdigung / Abwagung

sonstige Zwecken durfen nur unter Aufsicht
einer wissenschaftlichen bzw. im Bereich
archaologischer Grabungstechnik qualifizierten
Fachkraft durchgefuhrt werden.

2. Zur Montage von Photovoltaikmodulen sind
ausschlieBlich Ramm- oder
Schraubfundamente zu verwenden, um den
Eingriff in das Bodendenkmal minimieren.

3. Alle Erdarbeiten und Befahrungen (auch im
Rahmen des Rickbaus) diarfen nur bei
dauerhaft trockener Witterung ausgefihrt
werden. Bei der Befahrung des Bodendenkmals
mit  Baumaschinen sind  aushahmslos
Bodenschutzmatten zu verwenden. 812 Abs. 9
BBodSchV sowie DIN 19639 6.34 -
Anforderungen an Baustral3en und
Baubedarfsflachen und DIN 19639 6.3.5 —
Anforderungen an den Maschineneinsatz
gelten entsprechend. Die Beachtung der
Mal3gaben ist in geeigneter Form durch eine
beauftragte Fachkraft nachzuweisen.

Wir weisen darauf hin, dass die erforderlichen | Die Hinweise dienen der Kenntnisnahme und werden an
MaRnahmen abh&ngig von Art und Umfang der | den Vorhabentrager ibermittelt. Es ist keine Anderung
erhaltenen Bodendenkméler einen grol3eren | sowie Abwagung veranlasst.

Umfang annehmen kénnen und rechtzeitig
geplant  werden missen. Sollte die
archéologische Ausgrabung als Ersatz fir die
Erhaltung eines Bodendenkmals notwendig
sein, sind hierbei auch Vor- und Nachbereitung
der Ausgrabung zu berlcksichtigen (u.a.
Durchfihrungskonzept, Konservierung und
Verbleib der Funde). Bei der Verwirklichung von
Bebauungspléanen soll grundsatzlich vor der
Parzellierung die gesamte Planungsflache
archéologisch qualifiziert untersucht werden,
um die Kosten fur den einzelnen Bauwerber zu
reduzieren (vgl. BayVGH, Urteil v. 4. Juni 2003,
Az.. 26 B 00.3684, EzD 2.35 Nr. 3 /
Denkmalpflege Informationen des BLfD 2004/
(B 127), 68 ff. [mit Anm. W. K. Gohner]; BayVG
Milnchen, Urteil v. 14. September 2000, Az.: M
29 K 00838, EzD 2.3.5 Nr. 2).

Als Alternative zur archéologischen
Ausgrabung kann in bestimmten Féllen eine
Konservatorische Uberdeckung der
Bodendenkmaler in Betracht gezogen werden.

Eine Konservatorische Uberdeckung st
oberhalb des Befundhorizontes und nur nach
Abstimmung mit dem BLfD zu realisieren (z.B.
auf Humus oder kolluvialer Uberdeckung). Vgl.

zur Anwendung, Ausfuhrung und
I?okumentation einer Konservatorischen
Uberdeckung

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_u
nd_service/fachanwender/konservatorische_ue
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Stellungnahme

Fachliche Wirdigung / Abwagung

berdeckung_bodendenkmaeler_2020.pdf. Das
Bayerische Landesamt fiir Denkmalpflege beréat
in Abstimmung mit der Unteren
Denkmalschutzbehérde bei der Prifung
alternativer Planungen unter denkmalfachlichen
Gesichtspunkten.

Fachliche Hinweise zur Abstimmung
kommunaler Planungen mit Belangen der
Bodendenkmalpflege entnehmen Sie auch bitte
der Broschure ,Bodendenkmaler in Bayern.
Hinweise fur die kommunale Bauleitplanung®
(https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen
und aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunal
e _bauleitplanung/2018 broschuere kommunal
e-bauleitplanung.pdf)

Die mit dem Bayerischen Staatsministerium des
Innern abgestimmte Rechtsauffassung des
Bayerischen Staatsministeriums far
Wissenschaft, Forschung und Kunst und des
Bayerischen Landesamts fur Denkmalpflege
zur Uberplanung von (Boden-) Denkmélern
entnehmen Sie bitte dem Vollzugsschreiben
des StMBW vom 09.03.2016
(https://www.blfd.bayern.de/mam/information
und_service/fachanwender/vollzugsschreiben
bodendenkmal 09 03 2016.pdf) sowie
unserer Homepage
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_u
nd_service/fachanwender/rechtliche grundlag
en_Uberplanung_bodendenkmaler.pdf

(Rechtliche Grundlagen bei der Uberplanung
von Bodendenkmaélern).

In  Umsetzung der Rechtsprechung des
Bayerischen Verfassungsgerichtshof
(Entscheidung vom 22. Juli 2008, Az.: Vf. 11-
VII-07, juris / NVwZ 2008, 1234-1236 [bestatigt
durch die nachgehenden Beschliisse des
Bundesverfassungsgerichts vom 4. November
2008, Az.: 1 BVR 2296/08 & 1 BvR 2351/08, n.
v.]) wird dringend angereqgt, aus
stadtebaulichen Griinden geeignete
Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB (z. B.
nach Nummern 2, 9, 10, 11, 15, 20
[Bodendenkmal als ,Archiv des Bodens"])
vorzunehmen.

Die Untere Denkmalschutzbehdrde erhalt
dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte um
Kenntnisnahme. Fur allgemeine Rickfragen zur
Beteiligung des BLfD im Rahmen der
Bauleitplanung stehen wir selbstverstandlich
gerne zur Verflgung.

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und
Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpflege
betreffen, richten Sie ggf. direkt an den fur Sie
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Stellungnahme Fachliche Wirdigung / Abwagung

zustandigen Gebietsreferenten der Praktischen
Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de).

Beschlussvorschlag

Der Vorentwurf zur 6. Anderung des Flachennutzungsplans wird entsprechend der fachlichen Wirdigung/
Abwagung geandert. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Abstimmungsergebnis: __ ;.
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31

Industrie- und Handelskammer

Az.: --

vom 29.06.2023

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung / Abwégung

[...] ortsplanerische oder stadtebauliche
Einwendungen oder Hemmnisse, die gegen
die Ausweisung von drei Sondergebieten mit
Zweckbestimmung "Agri-PV" nach § 11 Abs.
2 BauNVO spréachen, sind nicht zu erkennen.

Mit der 6. Anderung des
Flachennutzungsplans besteht aus Sicht der
gewerblichen Wirtschaft Einverstandnis.

Wir weisen Sie hiermit jedoch auf die falsche
Gemarkung im TeilAnderungsbereich 6.1 im
Gebiet Strallen hin.

Hier muisste es Gemarkung Ammerhofe
anstatt Gemarkung Pei3enberg heil3en.

Es dient der Kenntnisnahme, dass aus Sicht der
gewerblichen Wirtschaft keine Bedenken bestehen.

Der Anregung wird gefolgt und die Gemarkung
korrigiert.

Beschlussvorschlag

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Vorentwurf zur 6. Anderung des
Flachennutzungsplans wird redaktionell geéndert..

Abstimmungsergebnis: __ ;.
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32 Eisenbahn-Bundesamt AufRenstelle Minchen vom 15.06.2023

Az.: 65145-651pt/011-2023#417

Stellungnahme Fachliche Wirdigung / Abwagung

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zustdndige | Es dient der Kenntnisnahme, dass die Belange des
Planfeststellungsbehorde fur die | Eisenbahn-Bundesamt durch die Planung nicht berthrt
Betriebsanlagen und die | sind und somit keine Bedenken bestehen.

Bahnstromfernleitungen

(Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des
Bundes. Es prift als Trager offentlicher
Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten
Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach §

3 des Gesetzes Uber die
Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes
berihren.

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamt
werden von der friihzeitigen Beteiligung des
Bebauungsplans "Sondergebiet  Agri-PV
RoRlaich" im Markt PeiRenberg nicht berthrt.
Insofern bestehen keine Bedenken.

Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn- | Die Deutsche Bahn AG wurde bereits beteiligt. Von
Bundesamt nicht die Vereinbarkeit aus Sichtder | dieser ging keine Stellungnahme ein. Insofern wird
Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen und | davon ausgegangen, dass auch von dieser Seite keine
der Bahnstromfernleitungen prift. Die Betreiber | Bedenken bestehen.

dieser Anlagen sind mdglicherweise betroffen.
Ich empfehle daher, die Deutsche Bahn AG, DB
Immobilien, Kompetenzteam Baurecht, Region
Sud, BarthstraBe 12, 80339 Minchen
(ktb.muenchen@deutschebahn.com) am
Verfahren zu beteiligen, sofern nicht bereits
geschehen. Diese Stelle Ubernimmt die
Koordination der jeweils betroffenen
Unternehmensbereiche und die Abgabe einer
gesamten Stellungnahme fiir den Konzern der
Deutschen Bahn bei Bauleitplanungen und
Bauvorhaben Dritter.

Beschlussvorschlag

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Abstimmungsergebnis:
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Beschlussvorschlag zum Billigungs- und Auslequngsbeschluss:

Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass folgende Trager keine Stellungnahmen
abgegeben haben:

Keine Stellungnahmen haben abgegeben:

01 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Naturschutz, Immissionsschutz, Bauleitplanung,
Stadtebau

06  Staatliches Bauamt Weilheim

07 Bayerischer Bauernverband

09 Amt fir Breitband, Digitalisierung und Vermessung

10 BUND Naturschutz in Bayern e.V.

11 Landesbund fur Vogelschutz in Bayern e.V.

12  Verein fur Landschaftspflege, Artenschutz & Biodiversitat e.V. (VLAB)
16  Deutsche Telekom Technik GmbH

18 Immobilien Freistaat Bayern — Bergrechteverwaltung

19 DB Netz AG Regionalbereich Sud

21 Bayernwerk

23  PeiRenberger Kraftwerksges. mbH

24  Gemeindewerke PeilRenberg KU

26 Gemeinde Polling

27 Gemeinde Hohenpeil3enberg

29 Gemeinde Bobing

Seitens der Offentlichkeit wurden keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht.

Abstimmungsergebnis: 19:1

Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass von folgenden Tragern eine Stellungnahme ohne
Bedenken eingegangen ist:

Stellungnahmen ohne Bedenken oder Anregungen haben abgegeben:

02 Landratsamt Weilheim-Schongau SG Brandschutz vom 03.07.2023
14  Industrie- und Handelskammer vom 29.06.2023

15 Handwerkskammer vom 05.07.2023

17 Regierung von Oberbayern Bergamt Siidbayern vom 06.07.2023
22 LEW Verteilnetz GmbH (LVN) vom 03.07.2023

25 Gemeinde Oberhausen vom 07.07.2023

28 Gemeinde Wessobrunn vom 04.07.2023

Abstimmungsergebnis: 19:1
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Der Markgemeinderat beschliel3t Uber folgende Stellungnahmen mit Bedenken, Anregungen oder
Hinweisen:

Stellungnahmen mit Bedenken oder Anregungen haben vorgebracht:

1. TOB

03 Regierung von Oberbayern vom 27.06.2023
Abstimmungsergebnis: 191

04 Regionaler Planungsverband Oberland vom 27.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

05 Wasserwirtschaftsamt Weilheim vom 27.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

08 Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten vom 04.07.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

13 Bayerisches Landesamt fir Denkmalpflege vom 26.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

Mit Hinweisen haben vorgebracht:
14  Industrie- und Handelskammer vom 29.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

20 Eisenbahn-Bundesamt AuRenstelle Miinchen vom 15.06.2023
Abstimmungsergebnis: 19:1

Billigungs- und Auslegungsbeschluss

Der Marktgemeinderat billigt den vom Biiro OPLA ausgearbeiteten Entwurf zur 6. Anderung des
Flachennutzungsplans in der Fassung vom 26.07.2023 aufgrund der heute beschlossenen
Anderungen.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Verfahren gemaf § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB

mit den vorliegenden geanderten Unterlagen durchzufihren.

Abstimmungsergebnis: 19:1

8 Vollzug des BauGB; Bebauung an der Scheithaufstral3e;
Einbeziehungssatzung, Billigung der Entwurfsplanung

Sachverhalt:

Der Marktgemeinderat hat in seiner Sitzung am 26.01.2022 die Aufstellung einer
Einbeziehungssatzung fur das Grundstiick FI.Nr. 509/16 der Gemarkung Ammerhofe beschlossen.
Mit der Einbeziehungssatzung soll die Teilflache des Grundsttickes Fl. Nr. 509/16 der Gemarkung
Ammerhofe, welche bereits im rechtskraftigen Flachennutzungsplan des Marktes Peil3enberg als
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Wohnflache dargestellt ist, dem Innenbereich zugeordnet und somit baulich genutzt werden. Eine
Berichtigung des Flachennutzungsplans ist nicht erforderlich.

Fur die Bebauung in diesem Bereich lagen bereits Antrage auf Vorbescheid aus den Jahren 2017
und 2018 vor.

Von Seiten des Landratsamtes Weilheim-Schongau konnte der Errichtung des beabsichtigten
Einfamilienhauses nicht zugestimmt werden, da die vorgesehene Lage nur teilweise dem
Innenbereich zugeordnet ist.

Mit der Einbeziehung soll sich die planungsrechtliche Zulassigkeit der Bauvorhaben kiinftig nach 8
34 BauGB richten.

Der Verwaltung liegt jetzt eine Entwurfsplanung des Planungsbiros raumsequenz fur die
Einbeziehungssatzung mit Begriindung in der Fassung vom 24.07.2023 vor. Die Einbeziehung der
Flache in den Innenbereich ist mit einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung vereinbar
daruber hinaus gibt es keine Anhaltspunkte fiir eine Beeintrachtigung der in 8 1 Absatz 6 Nr. 7
BauGB aufgefiihrten Umweltbelange, da die herangezogene Flache bereits bebaut ist und von
intensiv genutzten Flachen umgeben ist.

Der Umgriff wird gestrichelt und die Baugrenze blau dargestellt.

509/16

500/14_ |
Beschluss:

Der Sachverhalt und die Entwurfsplanung des Planungsbiros raumsequenz in der Fassung vom
24.07.2023 wird vom Marktgemeinderat zur Kenntnis genommen.

Der Marktgemeinderat stimmt der sich aus den beigefugten Planunterlagen ergebenden
Entwurfsplanung zu.

Die Verwaltung wird beauftragt, das erforderliche Verwaltungsverfahren durchzufihren.

Abstimmungsergebnis: 20:0
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9 Antrag MGR Wurzinger vom 05.07.23 bzgl Landkreis- Finanzen

In der Marktgemeinderatssitzung vom 05.07.2023 stellt Herr MGR Wurzinger den miindlichen
Antrag, zum Bericht der Finanzlage des Landkreises.

Der Bericht soll eine Stellungnahme zur politischen Haltung des Marktes PeiRenberg beinhalten,
unter Berucksichtigung der Bewertung der Regierung von Oberbayern in lhrer Funktion als
Rechtsaufsichtsbehdrde des Landkreises.

Die Verwaltung stellt fest, dass der Antrag mangels Zustandigkeit nicht bearbeitet werden kann
unter Hinweis auf das Selbstverwaltungsrecht des Landkreises und der damit einhergehenden
Eigenverantwortlichkeit sowie der Zustandigkeit der Regierung von Oberbayern in Bezug auf die
Uberwachung des Landkreises im Rahmen seiner Aufgabenwahrnehmung.

Der Vorsitzende verweist zudem auf die nachste Woche stattfindende Kreistagssitzung in der ggfs
eine Haushaltssperre beraten werden soll.

10 Kenntnisgaben

l. Projekt ,Repair-Cafe*

Die Verwaltung teilt mit, dass das Projekt Repair-Cafe in Angriff genommen werden soll. Vor
konkreteren Planungen bzgl. Zeit und Ort, erfolgt eine Abfrage nach ehrenamtlichen Personen.
Gefragt sind diverse handwerkliche Fahigkeiten vom Heimwerken bis zur Handarbeit. In der
Sitzung wird eine erste Teilnahmeliste gereicht.

eyl W e

Gesuchte Fertigkeiten Elektro Fahrradreparatur Holzbearbeitung Metallverarbeitung Handarbeit Kaffee
(bitte ankreuzen) EDV, Laptop richten, Gangschaltung Einrichtungsgegenstinde Blech biegen Nihen &
Software installieren einstellen reparieren (Stiihle, ete.) Eisen schweiBen, Schneidern Kuchen
Haushaltsgerite Reifen reparieren Besen, Rechen, etc. schneiden, Hékeln
richten oder wechseln reparieren Léten Stricken
Maschinen, Felgen reparieren etc.
Handy, Tablet bzw. Speichen
installieren u.fo. wechseln
Daten Gbertragen Licht reparieren

Licht- u. Bremsen-
Check

Ich bin dabei
(Name, Vorname)

Telefonnummer

E-Mail

Eintrage konnten nach der Sitzung nicht verzeichnet werden.
Der Aufruf erfolgt auch tiber die WUBS. Bis 30.09.23 konnen sich Interessierte an die
Mailadresse vhs@peissenberg.de wenden.

Il. Geschwindigkeitsbegrenzung Umgehungsstral3e i.H. Ausfahrt West
Hinsichtlich der Anfrage von Frau MGR Wutz, wie sich der Einflussbereich der Gemeinde bzgl.
der Geschwindigkeitsvorgaben auf der Umgehungsstral3e verhalten, teilt der Vorsitzende mit,
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dass am 01.08.2023 eine behordliche Verkehrsschau stattfinden wird, um die Thematik zu
beleuchten.

M. Radweg- und Schutzstreifen Erneuerung auf den Fahrbahnen

Herr MGR Reichhart erkundigt sich, wie sich der Sachstand bzgl. der Radweg- und
Schutzstreifen auf der Schongauer Str. verhdlt, die aufgrund des Radwegneubaus nun
aktualisiert werden sollten. Der Vorsitzende weist auf die Inhalte der vorangegangenen
Bauausschusssitzung hin, in der die Thematik besprochen worden ist. Aktuell erfolgt eine
Kostenabfrage, bevor die Ma3nahme beauftragt werden kann.

V. Einladung Vereinigte Schitzengesellschaft Peil3enberg e.V

Herr Zweiter Burgermeister Halbritter l&dt in Funktion des 1. Schutzenmeisters der
Vereinigten Schitzengesellschaft Peil3enberg e.V herzlich zum Grillfest am Samstag den
29.07.2023 ab 14 Uhr in das Vereinsgelande, Alpspitzstr. 15 in Peil3enberg, ein.

V. Auswirkungen einer Haushaltssperre des Landkreises

Herr MGR Forstner erkundigt sich unter Bezugnahme des Antrags von Herrn MGR Wurzinger,
TOP 9, wie sich eine Haushaltssperre des Landkreises auf die kommunalen Finanzen des
Marktes Pei3enberg auswirken wirde.

Die Frage bleibt unbeantwortet.

Mit Dank fUr die gute Mitarbeit schlie3t Erster Blrgermeister Frank Zellner um 20:00 Uhr die
offentliche Sitzung des Marktgemeinderates.

Frank Zellner Heike Hill
Erster Burgermeister Schriftfihrung
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